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„Stolpersteine“ in der Stadt Verden

Die Broschüre enthält 56 Opfer-Biogra-
fien mit Quellen- und Literaturangaben, 
sodass Interessierte dort weitere Infor-
mationen erhalten können. Allerdings 
ist die regionalgeschichtliche Forschung 
über die NS-Zeit im Landkreis Verden zu 
den Opfergruppen

• Rassisch Verfolgte (Juden und Sinti) 
• Politisch Verfolgte 
• Religiös Verfolgte (Jehovas Zeugen) 
• Behinderte 
• Homosexuelle 
leider bisher nur in Ansätzen, mit 
Ausnahme der jüdischen Gemeinden, 
erforscht worden. Die jüdischen Opfer 
sind namentlich größtenteils bekannt. 
Auf dem am 5.09.1993 enthüllten Mahn-
mal zum Gedenken an die jüdischen 
Opfer der nationalsozialistischen 
Gewaltherrschaft in Verden sind 56 
Namen und neun Todeslager aufgeführt. 
Für 36 Holocaust-Opfer sind seit 2007 
Stolpersteine verlegt worden. Weitere 
vier Stolpersteine erinnern an vier 
Holocaust-Überlebende, die 1945 nach 
Verden zurückkehrten.

Alle Personen, die deportiert wurden 
und einen „Stolperstein“ erhielten, sind 
in der Tabelle „Stolpersteine“ mit ihren 
persönlichen Schicksalsdaten, geglie-
dert nach Opfergruppen, aufgeführt. Um 
die Stolpersteine lokalisieren zu können, 
befinden sich auf den beiden letzten 
Seiten der Broschüre ein Stadtplan mit 
Legende. Die 40 Biografien zu den jüdi-
schen Mitbürgern wurden von Werner 
Schröter, die 16 Biografien zu den restli-
chen Opfergruppen wurden von Joachim 
Woock verfasst.

Bedanken möchten wir uns zunächst bei 
den Paten, die die Gedenktafeln finan-

ziert haben: Privatpersonen, Schüler/-
innen und Lehrkräften (Realschule 
Verden, Gymnasium am Wall, Domgym-
nasium, Berufsbildende Schulen Verden, 
Schulzentrum Kirchlinteln), dem Verde-
ner Bündnis gegen Rechtsextremismus, 
für Demokratie und Toleranz und Orts-
verbänden (Bündnis 90/Die Grünen: 
Verden und Kirchlinteln). Die Paten-
schaften sind auch so zu verstehen, dass 
sich die Spender für „ihren“ Stein ver-
antwortlich fühlen, d. h. darauf achten, 
dass er nicht verschmutzt ist. Gunter 
Demnig regt auch an, die Messingplat-
ten regelmäßig zu putzen, sie wieder zu 
neuem Glanz zu bringen und vielleicht 
an einem Gedenktag eine Rose nieder-
zulegen. Unser Dank gilt auch besonders 
den vielen auskunftsbereiten und enga-
gierten Zeitzeugen und Unterstützern 
der Recherchen in den Archiven und 
Ämtern nah und fern sowie im privaten 
Umfeld. Sie mögen uns verzeihen, wenn 
wir nur den kürzlich verstorbenen Jür-
gen Winkel nennen, Mitglied der „Aktion 
Sühnezeichen Friedensdienste e.V.“ 
und Gründer des „Vereins der Freunde 
und Förderer Theresienstadts“. Er hat 

„aktives Erinnern“ vorgelebt. „Aktives 
Erinnern“ ist „aktiver Einsatz für die 
Demokratie“ (Heinz Galinski, ehemali-
ger Direktoriumsvorsitzender des Zent-
ralrates der Juden in Deutschland, am 
9.11.1988 in Frankfurt).

Verden, am 1. September 2009

Werner Schröter 
Joachim Woock
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Verein für Regionalgeschichte  
Verden e. V. 

Der Verein wurde 1992 zunächst unter 
dem Namen  „Förderverein Regionalge-
schichte des Landkreises Verden 1933-
1945 e. V.“  gegründet mit dem Ziel, die 
„Woche der Begegnung“ im Jahre 1993, 
zusammen mit dem Landkreis Verden, 
vorzubereiten und zu begleiten. Einge-
laden wurden 60 ehemalige Zwangsar-
beiterInnen aus Belgien, Polen und den 
GUS-Ländern, die während des Zweiten 
Weltkrieges im Landkreis Verden arbei-
ten mussten. Im Jahre 2007 wurde der 
Förderverein umbenannt in „Verein für 
Regionalgeschichte Verden e. V.“. Indem 
die im alten Vereinsnamen einschrän-
kende Zeitspanne der NS-Herrschaft 
herausgenommen wurde, möchte der 
Verein in seiner Namensgebung doku-
mentieren, dass er sich für die regionale 
Erforschung aller historischen Epochen 
offen zeigt. Der Verein ist Mitglied der 
„Interessengemeinschaft niedersächsi-
scher Gedenkstätten und Initiativen zur 
Erinnerung an die NS-Verbrechen“.

Inhalte und Ziele des Vereins:

Durchführung und Förderung der Erfor-
schung, Dokumentation und Vermittlung 
der Geschichte des Landkreises Verden.

Die Förderung von Toleranz und Ver-
ständigung zwischen unterschiedlichen 
Kulturen, Religionen und Völkern durch 
Bildung, Erziehung und internationalen 
Begegnungen.

Die humanitäre Hilfe für die Opfer des 
Nationalsozialismus aus dem Landkreis 
Verden.

Geschichte des Nationalsozialismus 
im Landkreis Verden

Im Landkreis Verden wurden Zwangs-
arbeiterInnen hauptsächlich auf den 
Bauernhöfen oder in Kleinbetrieben 
eingesetzt. Nur in Dörverden gab es eine 
große Rüstungsfirma, die „Eibia GmbH 
für chemische Produkte“, die Schießpul-
ver und chemische Kampfstoffe („Azin“) 
herstellte. Dort waren ca. 2.000 auslän-
dische ZwangsarbeiterInnen beschäf-
tigt. Kriegsgefangenen-Kommandos gab 
es in fast jeder Ortschaft. Der Landkreis 
Verden war des „Verteilungsgebiet“ der 
Stalags XC (Nienburg/Weser) und XB 
(Sandbostel/Bremervörde). Außen-
Kommandos des KZ Neuengamme exis-
tierten im Landkreis Verden in der Stadt 
Verden (1944 ca. sieben Personen) und 
in Achim-Uphusen (ca. 300 jüdische 
Ungarinnen).

Vereinsarbeit

1. Pädagogische Arbeit 

Recherchen und ein Stadtrundgang zum 
Themenkomplex „Zwangsarbeit“  wer-
den in Verden angeboten. Zum ersten 
Thema existieren drei Ausstellungen 
(„Schießpulverfabrik Eibia“, „Zwangs-
arbeit im Landkreis Verden“ und „Frem-
denbilder“), die bereits in mehreren 
Schulen gezeigt wurden. Auch eine Orts-
besichtigung des „Eibia“-Geländes in 
Dörverden wird angeboten, da sich dort 
zusätzlich Rüstungsaltlasten befinden! 
Geforscht und veröffentlicht wurde auch 
zu den Themen Berufliche Bildung, NS-
Funktionsträger, NS-Justiz, „Zigeuner“ 
(Sinti) und Hexenverfolgung im Stift/
Bistum Verden (Stadtrundgang „Auf den 
Spuren der Hexenverfolgung“). 

2.  Humanitäre Hilfe  
und Patenschaften

Ehemalige ZwangsarbeiterInnen in 
Osteuropa erhalten individuelle finan-
zielle Hilfe durch den Verein oder einen 
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„Paten“: Interessierte BürgerInnen kön-
nen Pate für eine ehemalige Zwangsar-
beiterin oder Zwangsarbeiter werden, 
die der Verein auf Wunsch vermittelt. In 
den Jahren 1994-1997 gab es Hilfsgüter-
transporte in die Ukraine. 

3. Einladungen

Der Verein führte im September 1998 
eine „Zweite Woche der Begegnung“ 
durch. 28 ehemalige ZwangsarbeiterIn-
nen, die 1993 noch nicht bekannt waren, 
wurden nach Verden eingeladen. Danach 
erfolgten Einladungen an einzelne Per-
sonen. Im November 2003 kamen acht 
„Ehemalige“ im Rahmen eines Schul-
projektes und 2004 zum ersten Mal eine 
überlebende ungarische Jüdin aus dem 
Außenkommando Uphusen.

4. Projekte

a)  Mahnmal „Zwangsarbeit im Land-
kreis Verden 1939-1945“

Am 9. November 2003 wurde das Mahn-
mal, ein alter Reichsbahn-Güterwaggon, 
auf dem Gelände der Berufsbildenden 
Schulen Verden, zusammen mit ehema-
ligen ZwangsarbeiterInnen, eingeweiht, 
danach restauriert und am „Tag des 
offenen Denkmals“ (12.09.2004) feierlich 
der Öffentlichkeit übergeben. Im Innern 
war die Ausstellung „Rekrutierung und 
Deportation“ zu sehen. Aber am 26. 
Januar 2007 – einen Tag vor dem Holo-
caust-Gedenktag – fiel das Mahnmal 
einem Brandanschlag zum Opfer. Der 
Verein beschloss, dass der ausgebrannte 
und nicht mehr zu restaurierende Wag-
gon konserviert und als Mahnmal mit 
einer jetzt doppelten Symbolik: gegen 
die Verbrechen in der Vergangenheit 
und die Gefahren in der Gegenwart, am 
Tatort stehen bleiben soll. 

In einem zweiten Schritt soll ein alter 
Waggon gleichen Typs erworben und 
in einem Gebäude als zentraler Denk-
ort (wieder mit Ausstellung im Innern) 
in der Innenstadt aufgestellt werden. 
Geplant ist ein Museums- und Bildungs-
konzept (feste Öffnungszeiten, Betreu-
ung und Führungen für Schulklassen 
und Jugendgruppen) im Zusammenhang 

mit weiteren authentischen Lern- bzw. 
Denkorten (z. B. Sitz der Gestapo und 
der NSDAP-Kreisleitung, Standort der 
zerstörten Synagoge, jüdischer Fried-
hof, Gedenkstein für die verstorbenen 
Zwangsarbeiterkinder), die in der Stadt 
durch Informationsstelen kenntlich 
gemacht werden sollen.

b)  Gedenksteine für nicht mehr vorhan-
dene Kriegsgräber 

Im Landkreis Verden verstarben damals 
94 osteuropäische Kinder von Zwangs-
arbeiterinnen, doch nur vier Kindergrä-
ber existierten im Jahre 2000. Da aber 
Kriegsopfer ein dauerndes Ruherecht 
haben, erreichte der Verein bei den 
zuständigen Stellen, dass Gedenksteine 
bzw. Grabplatten mit den Namen der 
toten Kinder auf den Friedhöfen auf-
gestellt wurden: Groß Heins (für ein 
Kind), Westen (für zwei Kinder), Kirch-
linteln (für drei Kinder), Armsen (für 18 
Kinder), Daverden (für 23 Kinder), Dör-
verden (für 27 Kinder) und Domfriedhof 
Verden (für 31 osteuropäische und 23 
westeuropäische Kinder).

c)  „Stolpersteine“

Seit 2007 sucht der Verein für das Pro-
jekt „Stolpersteine“ des Künstlers Gun-
ter Demnig „Paten“, die sich finanziell 
(95,00  Euro pro Stein) beteiligen wol-
len. Bei insgesamt drei Terminen in 
den Jahren 2007 bis 2009 wurden in der 
Stadt Verden 56 Gedenksteine ins Pflas-
ter verlegt.

Informationen

Dr. Joachim Woock (Vorsitzender) 
Labiaustr. 2 
27283 Verden/Aller 
Telefon: 04231/8 17 82 
Telefax: 04231/97 61 64 
eMail: joachim.woock@gmail.com 
Homepage: www.regionalgeschichte-
verden.de

Links: 
www.geschichte-im-landkreis-verden.de 
www.gedenkstaetten-niedersachsen.de
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Das „Stolperstein“-Projekt  
des Kölner Künstlers Gunter Demnig

Gunter Demnig (Jg. 1947) schuf mit den 
inzwischen über 6.000 „Stolpersteinen“ 
in mehr als 480 Orten in der Bundes-
republik, Österreich, Ungarn und den 
Niederlanden eine gedenkpolitische 
Kunstaktion der Sonderklasse. Gedacht 
wird mit diesem Projekt aller ermor-
deter Opfer des Nationalsozialismus: 
Jüdischer Bürger, Sinti und Roma, poli-
tisch Verfolgter, religiös Verfolgter (z. 
B. Jehovas Zeugen), Euthanasieopfer, 
Homosexueller, etc. Auch für Personen, 
die unter dem Druck der damaligen 
Umstände Selbstmord begingen oder die 
das Konzentrationslager oder Zuchthaus 
überlebten, kann ein „Stolperstein“ ver-
legt werden. Ein weiteres Anliegen des 
Künstlers ist es, im Gedenken die Fami-
lien wieder „zusammenzuführen“. Des-
halb werden als Ausnahme überlebende 
Familienangehörige einbezogen (u. a. 

Kinder, die in Sicherheit gebracht wer-
den konnten oder Angehörige, denen die 
Flucht gelang).

Der 10 x 10 cm große Betonstein wird 
vom Künstler persönlich im Fußweg 
vor der letzten selbst gewählten Wohn-
adresse verlegt. In die Messingplatte 
auf der Oberseite des Steins werden 
die wichtigsten Daten des Opfers einge-
stanzt. In der ersten Zeile steht immer 
die Überschrift „HIER WOHNTE“. Es 
folgen die persönlichen Daten (Name, 
Vorname ggf. Geburtsname, Geburts-
jahr), Deportationsdatum und -ort und 
Angaben zum Schicksal.

Das Projekt ist aber nicht unumstrit-
ten, besonders in München, wo die 
Stadtverwaltung unter dem Druck der 
jüdischen Gemeinde das Verlegen der 
„Stolpersteine“ im öffentlichen Raum 
untersagte. Es wurde damit argumen-
tiert, dass die Gedenksteine mit Stiefeln 
getreten oder bespuckt werden könnten. 
Die jüdische Gemeinde in Köln äußerte 
dagegen keinerlei Bedenken, da es sich 
nach dem Talmud um keine Grabsteine 
handeln würde. Das von Bedenkenträ-
gern immer wieder vorgebrachte Argu-
ment, dass die Gefahr bestünde, „dass 
jetzt die Opfer symbolisch wieder mit 
Füßen getreten werden, wie damals in 
der NS-Diktatur“ ist für Demnig eine 
verharmlosende Metapher, denn die 
Nazis haben die Verfolgten nicht nur 
einfach mit Füßen getreten, sondern 
ermordet. Eine Anfrage des Vereins 
für Regionalgeschichte Verden e. V. bei 
anderen Opfergruppen (Verband nie-
dersächsischer Sinti, Jehovas Zeugen) 
ergab, dass dort keine Vorbehalte gegen 
die Verlegung der Steine bestanden.

Auch in Verden wurden die 56 Gedenkta-
feln von Privatpersonen, Schüler/-innen 
und Lehrkräften (Realschule Verden, 
Gymnasium am Wall, Domgymnasium, 
Berufsbildende Schulen Verden, Schul-
zentrum Kirchlinteln), dem Verdener 
Bündnis gegen Rechtsextremismus, für 

Gunter Demnig  
mit den beiden 
Gedenksteinen für 
Heinrich Schlüter  
und Meta Hustedt 
(Zeugen Jehovas in 
der Fabrikstraße 5)
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Gunter Demnig

„Ein Mensch ist erst vergessen,  
wenn sein Name vergessen ist.“

Gunter Demnig

Demokratie und Toleranz und Ortsver-
bänden (Bündnis 90/Die Grünen: Ver-
den und Kirchlinteln) gespendet. Die 
Patenschaften sind auch so zu verste-
hen, dass sich die Spender für „ihren“ 
Stein verantwortlich fühlen, d. h. darauf 
achten, dass er nicht verschmutzt ist. 
Gunter Demnig regt auch an, die Mes-
singplatten regelmäßig zu putzen, sie 
wieder zu neuem Glanz zu bringen und 
vielleicht an einem Gedenktag eine Rose 
niederzulegen.

Im Jahre 2009 erhielt Demnig den Erich-
Mühsam-Preis in Lübeck (für Personen 
und Gruppen, die sich mit Zivilcourage 
und Idealismus für soziale Gerechtigkeit 
und verfolgte Minderheiten einsetzen) 
und die jüdische Gemeinde Düsseldorf 
zeichnete ihn mit der Josef-Neuberger-
Medaille aus, die jährlich nicht-jüdi-
sche Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens erhalten.

Die dezentralen kleinen Gedenksteine 
zeigen, dass die Opfer direkt unter uns 
waren, inmitten der Gesellschaft lebten. 
Menschen, die so grausam aus ihrem 
Leben in Verden herausgerissen wur-

den, können so wenigstens symbolisch 
wieder „nach Hause zurückgebracht“ 
werden. Dadurch lassen wir Gedenken 
dort stattfinden, wo die Ausgrenzungen 
begonnen haben: am letzten Wohnort 
der Opfer.

Ein Stein kostet 95 Euro, inklusive Vor-
bereitungsarbeiten, Herstellung und 
Verlegung. Alle „Stolpersteine“ werden 
über Patenschaften (Vereine, Privatper-
sonen etc.) finanziert.

Kontakt: www.stolpersteine.com

Johanniswall 7 (ehem. Stand-
ort der Synagoge): Verlegung 
der fünf „Stolpersteine“ 
der Familie Grünfeld am 
09.04.2008, zusammen mit 
Schülerinnen und Schüler des 
„Gymnasiums am Wall“, das 
die Patenschaft übernahm.
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Zeitungsberichte

Verdener Aller-Zeitung 06.10.2007

Verdener Aller-Zeitung 09.11.2006 Verdener Aller-Zeitung 06.12.2006
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Zeitungsberichte

Verdener Aller-Zeitung 10.04.2008

Verdener Aller-Zeitung 10.04.2008

Verdener Aller-Zeitung 29.11.2006

Verdener Nachrichten  
10.10.2007
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Zeitungsberichte

Verdener Nachrichten 17.10.2007

Verdener Nachrichten 17.10.2007
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Zeitungsberichte

Verdener Nachrichten 29.03.2008

Verdener Aller-Zeitung 17.10.2007

Verdener Nachrichten 10.04.2008
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„Keiner blieb verschont“

Der Opferbegriff ist definitorisch viel-
schichtig. Nach dem Bundesergänzungs-
gesetz von 1953 (ergänzte alliierte Vor-
gaben) und dem Bundesentschädigungs-
gesetz von 1956  konnten die  Opfer der 
NS-Gewaltherrschaft bzw. die erbberech-
tigten Nachkommen folgende Schäden 
geltend machen: Schaden an Leben, Scha-
den an Körper und Gesundheit, Schaden 
an Freiheit, Schaden an Eigentum, Scha-
den an Vermögen, Schaden durch Zahlung 
von Sonderausgaben, Geldstrafen, Bußen 
und Kosten, Schaden an beruflichem 
Fortkommen und Schaden an wirtschaft-
lichem Fortkommen. Die Opfer waren 
sowohl physischer und psychischer als 
auch personaler und v.a. struktureller 
Gewalt unvorstellbaren Ausmaßes ausge-
setzt, vor dem Sprache kapitulieren muss.      

Opfer waren die jüdischen Menschen als 
Individuen, als Mitglieder ihrer Fami-
lie  und als Mitglieder der Jüdischen 
Gemeinde. Es gab individuelle (z.B. in der 
Schule) und kollektive Opfererfahrun-
gen (z.B. im KZ Theresienstadt). Das soll 
durch die Grafik veranschaulicht werden. 
Die größte Opfergruppe ist die der nach 
Minsk Deportierten und dort Ermordeten. 
An ihre Deportation nach Minsk erinnern 
in Bremen  Gedenktafeln am Hauptbahn-
hof und am „Zentrum für Sozialpädagogik“ 
im Barkhof (Inschrift s. Überschrift).  

Über das individuelle Schicksal der Ver-
dener Holocaust-Opfer gibt es abgesehen 
von den wenigen Berichten Überleben-
der kaum Quellen, mehr noch über die 
gebürtigen als über die zugezogenen 
Verdenerinnen und Verdener.  Urkunden, 
Archivalien oder Zeitungsberichte geben 
allenfalls punktuell Einblick in den Lei-
densweg der Opfer. Die Spurensuche nach 
Einzelschicksalen endet spätestens an 
den verriegelten Türen der Deportations-
züge. Opferbiografien sind zwangsläufig 
lückenhaft. Lückenhaft – die Erinnerung 
hat bereits eine Auswahl getroffen – ist 
auch der im Folgenden zitierte „Fragen-
bogenbericht“  der Stadt Verden für die 

britische Besatzungsmacht aus dem 
Jahre 1947. Er ist aber im Sinne einer 
Geschichte aus Opfersicht authentisch, 
weil er unter maßgeblicher Beteiligung 
des Holocaust-Überlebenden Leopold 
Rothschild zustande gekommen ist:

„Anfang 1933 begannen Gewalttaten gegen 
die Juden. Besudelung der Schaufenster 
seitens der SA. Versuch der gewaltsamen 
Schließung von Geschäften. Am 1.4.1933 
Boykottierung der Geschäfte durch Auf-
stellung von Posten durch die SA. Durch-
suchung jüdischer Wohnungen nach 
Waffen durch die SA. In der Folgezeit bis 
November 1938 Synagogenbrand und Ver-
haftung sämtlicher jüdischer Männer bis 
zu 60 Jahren. Schaufenster von jüdischen 
Geschäften wurden zertrümmert. Zu Plün-
derungen in den Geschäften der Stadt ist 
es damals nicht gekommen. Ausschlie-
ßung der Juden aus dem Wirtschaftleben. 
Verbot des Einkaufs auf Wochenmärkten. 
Beschlagnahme von Fahrrädern durch 
die SA. Führerscheine und Zulassungsbe-
scheinigungen für Kraftfahrzeuge sowie 
Wandergewerbescheine und Legitima-
tionskarten wurden eingezogen. Verbot 
der persönlichen Einziehung von Außen-
ständen. Annahmen der Vornamen Israel 
und Sara. Tragen des Judensternes. Aus-
gehverbot nach 20. bezw. 21 Uhr abends. 
Öffentliche Verkehrsmittel dürfen nur 
mit Genehmigung der Gestapo benutzt 
werden. Kennzeichnungen der jüdischen 
Privatwohnungen. Fernhalten der Juden 
aus städt. Anlagen. Zwangsweise Entfer-
nung aus den bisherigen Wohnungen. Am 
17.11.41 Abschiebung der Juden durch die 
Gestapo. Dezember 1941 Einziehung des 
größten Teils der Lebensmittelkarten. 
1943 Verwüstung des jüdischen Fried-
hofs.“

Als junge Menschen in der noch jungen 
Bundesrepublik begannen Fragen zu 
stellen, waren die „meisten Antworten 
negativ“, schreibt der Zeitzeuge Reinhard 
Großcurth aus Bremen: „Nichts gehört, 
nichts gesehen!“ 
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Jüdische Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherschaft

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

Jü
di

sc
he

 O
pf

er
 d

er
 n

at
io

na
ls

oz
ia

lis
ti

sc
he

n 
G

ew
al

th
er

rs
ch

af
t –

 k
ol

le
kt

iv
e 

un
d 

in
di

vi
du

el
le

 O
pf

er
er

fa
hr

un
ge

n
 n

oc
h 

ni
ch

t g
eb

or
en

   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 n
ic

ht
 in

 V
er

de
n 

w
oh

ne
nd

   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 (
üb

er
w

ie
ge

nd
) 

in
 V

er
de

n 
w

oh
ne

nd
   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 in
 P

ol
en

 w
oh

ne
nd

   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 in
 B

re
m

en
 w

oh
ne

nd
   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 G
he

tt
o 

W
ar

sc
ha

u 
  

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 G
he

tt
o 

M
in

sk
   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n

 K
on

ze
nt

ra
ti

on
sl

ag
er

   

1
9
3
2

1
9
3
3

1
9
3
4

1
9
3
5

1
9
3
6

1
9
3
7

1
9
3
8

1
9
3
9

1
9
4
0

1
9
4
1

1
9
4
2

1
9
4
3

1
9
4
4

1
9
4
5

1
9
4
6

Rosa-Frieda Grünfeld

David Grünfeld

Ernst Grünfeld

Manfred Grünfeld

Hanna Grünfeld

Joseph Goldschmidt

Henriette Goldschmidt

Agathe Baumgarten

Arnold Baumgarten

Clara Baumgarten

Paul Baumgarten

Luise Baumgarten

Julius Baumgarten

Martha Baumgarten

Gertrud Jacobsohn

Betty Heidemann

Minna Herzberg

Harry Herzberg

Senta Löwenstein

Max Löwenstein

Eva Löwenstein

Manfred Löwenstein

Ella Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Emma Rosenbach

Berthold Magnus

Rosa Stern

Max Stern

Ilse-Lotte Stern

Hertha Spanier

Hans Spanier

Selma Joh. Spanier

Frieda Spanier

Martin Spanier

Emma Baumgarten

Bertha Lehmann

Cissy Wulff

Martha Lilienstern

Johanna Pichet

Leopold Rothschild

no
ch

 n
ic

ht
 g

eb
or

en
ni

ch
t i

n 
Ve

rd
en

 w
oh

ne
nd

(ü
be

rw
ie

ge
nd

) i
n 

Ve
rd

en
 w

oh
ne

nd
in

 P
ol

en
 w

oh
ne

nd
in

 B
re

m
en

 w
oh

ne
nd

G
he

tto
 W

ar
sc

ha
u

G
he

tto
 M

in
sk

Ko
nz

en
tra

tio
ns

la
ge

r
üb

er
le

bt

J
ü
d
is

c
h
e
 O

p
fe

r 
d
e
r 

n
a
tio

n
a
ls

o
zi

a
lis

tis
c
h
e
n
 G

e
w

a
lth

e
rr

sc
h
a
ft
 -

 k
o
lle

kt
iv

e
 u

n
d
 i
n
d
iv

id
u
e
lle

 O
p
fe

re
rf

a
h
ru

n
g
e
n  ü

be
rl

eb
t

19
46

19
45

19
44

19
43

19
42

19
41

19
40

19
39

19
38

19
37

19
36

19
35

19
34

19
33

19
32

Leopold Rothschild

Johanna Pichet

Martha Lilienstern

Cissy Wulff

Bertha Lehmann

Emma Baumgarten

Martin Spanier

Frieda Spanier

Selma Joh. Spanier

Hans Spanier

Hertha Spanier

Ilse-Lotte Stern

Max Stern

Rosa Stern

Berthold Magnus

Emma Rosenbach

Moses (Adolf) Rosenbach

Ella Rosenbach

Manfred Löwenstein

Eva Löwenstein

Max Löwenstein

Senta Löwenstein

Harry Herzberg

Minna Herzberg

Betty Heidemann

Gertrud Jacobsohn

Martha Baumgarten

Julius Baumgarten

Luise Baumgarten

Paul Baumgarten

Clara Baumgarten

Arnold Baumgarten

Agathe Baumgarten

Henriette Goldschmidt

Joseph Goldschmidt

Hanna Grünfeld

Manfred Grünfeld

Ernst Grünfeld

David Grünfeld

Rosa-Frieda Grünfeld



16

Agathe Baumgarten, geb. Liffgens, wurde 
am 07.10.1993 in Trabelsdorf bei Bam-
berg geboren. Ihre Eltern waren Meyr 
und Marianne Liffgens, geb. Hartmann. 
Marianne Liffgens war 1935 zumindest 
kurzfristig als 76-jährige Witwe in Ver-
den gemeldet. Agathe Baumgarten selbst 
war seit dem 20.4.1912 in Verden gemel-
det. Sie war verheiratet mit dem in Ver-
den am 20.07.1889 geborenen Kaufmann 
Arnold Baumgarten. Beide wohnten  bis 
zu ihrer Abmeldung am 31.03.1939 in 
der Großen Straße 29. Arnold Baumgar-
ten war als „Frontkämpfer“  im Ersten 
Weltkrieg mit dem Eisernen Kreuz aus-
gezeichnet worden. 

Agathe und Arnold Baumgarten heira-
teten am 27.08.1919 in Trabelsdorf. Ihre 
beiden Söhne wurden in Verden geboren: 
Werner Baumgarten am 16.10.1920  und 
Gerhard Baumgarten am 13.12.19231 
(s. Gruppenfoto Martha Baumgarten).  
Noch heute erinnert sich die ehemalige 
Nachbarin Meta Cordes2 daran, dass sie 
und ihre Drillingsschwestern oft mit den 

„Baumgarten-Jungen“ gespielt hätten. Es 
habe ein gutes nachbarschaftliches Ver-
hältnis gegeben. Bei „Tante Agathe im 
Laden“ habe man sich aufwärmen kön-
nen, da zuhause vor dem Oktober-Vieh-

1 Nach geglückter Auswanderung nach Palästina 
(1938) nahmen sie die Namen Uri und Joseph Bus-
tan an. Bustan (hebr.) = Garten mit Obstbäumen 
(dt.)

2 Zeitzeugengespräch am 09.03.09

Lage der Stolpersteine: 
Große Straße 29

markt zu Michaelis nicht geheizt worden 
sei. Sie habe häufig Matze3 verschenkt. 
Man habe  miteinander plattdeutsch 
gesprochen. Später habe die Familie 
Cordes (Große Str. 27), die noch eine 
Landwirtschaft betrieb, ihre Nachbarn 
über ein Flachdach, das sich zwischen 
den beiden Häusern befand, mit Milch, 
Käse u.a. versorgt4.   

Arnold Baumarten meldete am 05.02.1921 
einen Handel mit Zigarren, Zigaretten und 
Tabak an. Wann Arnold Baumgarten das 
Tabakgeschäft aufgab und durch einen 
Textilhandel ersetzte, ist nicht mehr zu 
ermitteln. Das Geschäft befand sich im 
Nachbarhaus Große Straße 31. Beide 
Häuser gehörten seinen älteren Brüdern 
Julius und Paul Baumgarten. Nach dem 
Konkurs ihres Ehemannes übernahm 
Agathe Baumgarten das Ladengeschäft 
offiziell durch behördliche Anmeldung 
am 07.11.1924. „Den verehrten Einwoh-

3 Ungesäuertes Brot
4 Die freundschaftlichen Beziehungen zwischen 

Meta Cordes und Uri Bustan und dessen Familie 
bestehen weiterhin.

Zusätzliche Erklärung  
einer Passbewerberin, die  

kurz zuvor „aus dem 
 deutschen Wirtschaftsleben“  

ausgeschlossen wurde

Agathe Baumgarten 
Arnold Baumgarten

Rassisch Verfolgte
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nern von Verden und Umgebung“ hatte 
sie schon für den 5.11.1924 die Eröffnung 
eines Geschäftes für Trikotagen, Wollwa-
ren, Schürzen und Wäsche per Annonce 
in der Presse bekannt gegeben. Das 
Geschäft wurde von der  Kundschaft gut 
angenommen. Hinter dem Laden gab 
es noch einen Raum, der als Lager und 
Werkstatt diente, in dem v.a. Federn und 
Inletts aufbewahrt wurden, aus denen 
Federbetten für die Kunden hergestellt 
wurden. Ein besonderer Service war die 
Federbettenreinigung. Es gab eine klare 
Aufgabenverteilung. Agathe Baumgarten 
und eine Angestellte bzw. ein Lehrling 
waren für den Verkauf und die Schneide-
rei zuständig, Arnold Baumgarten fuhr 
über Land und besuchte die „ausgedehnte 
Laufkundschaft (...) auf einem Goliath-
Wagen“5. „In den letzten Jahren vor der 
sog. „Kristallnacht“ war Herr Baumgar-
ten viel mit dem Rade unterwegs und 
verkaufte Waren auf dem Lande“, sagte 
in einem Rechtsstreit der Friseurmeis-
ter Willi Krüger (Große Str. 33) 1964 
aus.6 Allmählich sei das Geschäft seiner 
Eltern, so Uri Bustan, „ins Stocken gera-
ten“. Zwar seien selbst am 01.04.1933, dem 
Tag des inszenierten Boykotts (s. Leopold 
Rothschild), anfangs die Kunden noch 
durch den Hintereingang   gekommen, 
doch allmählich  sei der Druck so stark 
geworden, dass die Kunden ausgeblieben 
seien7.  Hausangestellte hätten sie auf-
grund des § 58 des „Gesetzes zum Schutz 
des deutschen Blutes und der deutschen 
Ehre“ vom 15.09.1935 nicht mehr beschäf-
tigen dürfen.

Die Söhne konnten nach dem  Besuch der 

5 Lt. Eidesstattlicher Versicherung seinen Sohnes Uri 
Bustan vom 01.03.1956 

6 Zeitzeugin Meta Cordes bestätigte diese Aussagen.  
7 Das Manufakturgeschäft Baumgarten beschäftige 

auch das Kreisgericht der NSDAP. Vorgeladen war 
ein Sturmführer des SA-Reitersturms, weil er „im 
September 1937 bei dem Juden Baumgarten in 
Verden Waren gekauft haben soll.“ Mitglieder der 
NSDAP und angeschlossener Organisationen war 
es strengstens verboten, in jüdischen Geschäften 
einzukaufen. Es stellte sich aber heraus, dass nicht 
er, sondern seine Ehefrau „bei dem Juden Arnold 
Baumgarten und dem Juden Julius Löwenstein 
gewesen ist.“ Daher kam er mit der Ermahnung 
davon, „als deutscher Mann“ zukünftig auf das Ein-
kaufsverhalten „seiner Familie einzuwirken“. 

8 „Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deut-
schen und artverwandten Blutes in ihrem Haushalt 
unter 45 Jahren nicht beschäftigen.“

Volksschule (Nikolaischule) zum Dom-
gymnasium in die „Sexta“ (5. Klasse) 
übergehen. Werner besuchte das  Dom-
gymnasium von Ostern 1931 bis zum 
01.01.1936 und Gerhard Baumgarten von 
Ostern 1934 bis zum 24.06.1938. Werner 
Baumgarten absolvierte anschließend 
eine Schlosserlehre in Köln „bei einem 
Onkel“. Gerhard Baumgarten meldete 
sich am 16.08.1938 nach Hamburg zum 
dortigen Israelitischen Gymnasium ab. 

„Er fährt nicht allein. Den schicken wir 
mit Gott“, habe Agathe Baumgarten 
auf Bedenken ihrer Nachbarn laut Zeit-
zeugin Meta Cordes geantwortet. Dass 
insbesondere Jungen das in die Tat 
umsetzten,  was Hassparolen und anti-
semitische Hetze androhten, erlebte 
Uri Bustan schon im Sommer 1932. Er 
war Zeuge einer „wütenden Prügelei 
zwischen dem jüdischen Tertianer Her-
bert Jonas“ (s. Gruppenfoto Martha 
Baumgarten) und einem Hitlerjungen. 

„Hau den Juden, Jude verrecke, auf die 
krumme Judennase“, hätten auch die 
überwiegend nicht in der Hitlerjugend 
organisierten Jungen geschrien. Nur ein 
einziger nichtjüdischer Mitschüler habe 

Schulen am VDA-Tag vor dem 
Rathaus (undatiert, ca. 1934)

Agathe und Arnold Baumgarten
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gen wie: ‚Heute gehört uns Deutschland 
und morgen die ganze Welt – Volk ans 
Gewehr –  Wenn ś Judenblut vom Messer 
spritzt, dann geht ś noch mal so gut.“ 

Trotz zunehmender Repressalien, damit 
verbundener Umsatzeinbußen und staat-
lich angeordneter bzw. geduldeter gewalt-
tätiger Übergriffe vom Boykott jüdischer 
Geschäfte am 01.04.1933 bis zur Kenn-
zeichnungspflicht jüdischer Geschäfte 
im Oktober 1938 (s. Luise Baumgarten) 
führte Agathe Baumgarten dieses Ein-
zelhandelsgeschäft bis zur Pogromnacht 
am 09./10.11.1938 weiter. „Auch in unse-
rer Stadt Verden machte die Bevölkerung 
ihrem  Herzen Luft, zertrümmerte die 
Fensterscheiben der jüdischen Geschäfte 
und zündete die Synagoge an“, hieß es in 
der Propagandasprache der NS-zensier-
ten Zeitung „Verdener Neueste Nachrich-
ten“ vom  10.11.1938. Für die Beseitigung 
der Schäden „zur Wiederherstellung des 
Straßenbildes“ musste Agathe Baum-
garten als Geschäftsinhaberin selbst 
aufkommen. Die Rechnung für zehn im 
Auftrag der Stadt ersetzte Scheiben wies 
einen Betrag von 231,76 RM  aus (s. Hen-
riette Goldschmidt). Versicherungsan-
sprüche wurden „zugunsten des Reiches 
beschlagnahmt“. Die Mieterin Maria 
Göbbert (Große Str. 31) erinnerte sich 
1964: „Ich selbst habe oben aus dem Fens-
ter gesehen, dass später die Waren aus 
dem Laden von SA-Leuten abtranspor-
tiert wurden. Vor der Tür stand ein Fahr-
zeug, mit dem die Waren weggeschafft 
wurden.“  Arnold Baumgarten gehörte 
zu den  verhafteten jüdischen Verdenern, 
die am Morgen des 10.11.1938 ins hiesige 
Gerichtsgefängnis eingeliefert wurden. 
Er wurde zusammen mit seinen Brüdern 
und seinem Neffen Siegfried Baumgarten 
erst am 27.11.1938 aus der „Schutzhaft“ 
entlassen.

Schon am 12.11.1938 hatte Hermann 
Göring als Beauftragter für den Vier-
jahresplan die „Ausschaltung der Juden 
aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ 
zum 01.01.1939 verordnet.  Sowohl eine  
Ausnahmegenehmigung für eine Wei-
terführung „zur Versorgung der Bevöl-
kerung“ als auch die „Arisierung“ ihres 
Geschäftes wurden vom Landkreis 

zu Herbert Jonas gestanden. 

„Jetzt muss er uns schützen, er hat 
auf die Verfassung geschworen“, habe 
Arnold Baumgarten, der schon 1932 
in den Vorstand der Verdener Syna-
gogengemeinde gewählt worden war, 
ausgerufen, als Hitler am 30.01.1933 
den Kanzlereid schwor. Er nahm in sei-
nem Rechtsvertrauen das wahr, was er 
wahrnehmen wollte. Die Wahrnehmung 
seines Sohnes war eine andere: „Die 
Anfänge der ‚nationalen Revolution’ ent-
fachten viel Begeisterung in der Jugend. 
(...) Wir Juden waren davon ausgeschlos-
sen. Es wurde viel und bei jeder Gele-
genheit marschiert und gesungen. Mit 
Fackeln bei Nacht und mit Fahnen bei 
Tag. Dabei wurden Kampflieder gesun-

Vollzugsmeldung  
„Einziehung von  

Führerscheinen und  
Kraftfahrzeugen“

Agathe und Arnold Baumgarten
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am 06.12.1938 in einer vom Landrat 
Weber geleiteten Besprechung abge-
lehnt.  Beraubt ihrer wirtschaftlichen 
Existenzgrundlage, stellten  Agathe 
und Arnold Baumgarten am 22.12.1938 
Ausreiseanträge nach Palästina. Als 

„Passbewerberin“ musste Agathe Baum-
garten eine zusätzliche Erklärung abge-
ben.  Obwohl behördlicherseits „keine 
Bedenken“ gegen eine Passausstellung 
erhoben wurden, konnten sie ihre Aus-
wanderungspläne nicht mehr verwirk-
lichen. Sie verzogen am 31.03.1939 nach 
Bremen, Humboldtstraße 10. Am Tage 
ihrer Deportation ins Ghetto Minsk am 
18.11.1941 wohnten sie in der Meinken-
straße 51. Gemäß „Evakuierungsbefehl“ 
mussten sich 442 Bremerinnen und Bre-
mer, darunter auch Christen jüdischer 
Abstammung, noch vor Sonnenaufgang 
sammeln. Sie wurden in kleinen Grup-
pen zum Bahnhof geführt und dort einer 
stundenlangen demütigenden Abferti-
gungsprozedur ausgesetzt, ehe sie in 
den aus Hamburg eingetroffenen Depor-
tationszug „verladen“  wurden.  

Die Fahrt dauerte mindestens drei Tage 
und drei Nächte9 und endete in der 

„Hölle von Minsk“. Von den ca. 22.000 
nach Minsk deportierten jüdischen Deut-
schen überlebten nur höchstens 30 nach 
einer Schätzung des Holocaust-Überle-
benden Heinz Rosenberg aus Hamburg. 
An den drei Tagen vom 28. bis 30.07.1941 
seien auf Befehl aus Berlin insgesamt 
10.000 bis 18.000 jüdische Menschen, die 
als nicht arbeitsfähig galten, innerhalb 
und außerhalb des Ghettos  erschossen 
worden. Der 28.07.1942 gilt als Todesda-
tum von Agathe und Arnold Baumgarten. 

„Sie wurden in Minsk  in Kiesgruben 
erschossen“, so Uri Bustan 1993 anläss-
lich eines Zeitzeugenberichts in der Ver-
dener Hauptschule, „und in Massengrä-
bern verscharrt. Wir wissen nicht wo. Es 
gab kein Grab. Unser Grabstein ist jetzt 
das Mahnmal.“ Offiziell für tot erklärt 
wurden sie laut Beschluss des Amtsge-
richts Bremen (Az. II. 1112-1803/48) am 
19.08.1948. Als „Zeitpunkt des Todes“ 
wurde der 28.05.1945 festgesetzt. 

9 Unterschiedliche Angaben: drei bis fünf Tage

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-Akten“ Nr. 14 ff 

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H I, 5,1 und 5,2 

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, 
Einwohnerbuch 1934 

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Verden Nr. 17 (Gefangenenbuch des Landge-
richtsgefängnisses Verden)

• Staatsarchiv Bremen: 4,54 – E 10196 (Entschädigungsakten) 

• Staatsarchiv Bremen: 4,82/1 Einwohnermeldekartei, 1. Schicht

• Archiv des Domgymnasium Verden: Schülerhauptverzeichnis, Klassenbücher 
1931/32 ff

• (ehemaliges) Fotoarchiv Troue: Foto-Nr. 1925

• Staatsarchiv Bremen (Hg.) „…sind Sie für den geschlossenen Arbeitseinsatz  
vorgesehen...“  »Judendeportationen«  von Bremerinnen und Bremern während 
der Zeit der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, Kleine Schriften des 
Staatsarchivs Bremen, H. 36, Bremen 2006

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungsbuch für die als Juden verfolgten Ein-
wohner Bremens, die während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
wegen ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen Glaubensgemeinschaft oder nach den 
Kriterien der nationalsozialistischen Rassegesetzgebung als Juden verfolgt 
wurden. Kleine Schriften des Staatsarchivs Bremen, H. 37, Bremen 2006

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdischen Bürger Verdens unter dem Nati-
onalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Verdensis, Verden 1991 (maschinen-
schriftlich 1965)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 1938  – »Kristallnacht« in Verden, Ver-
den o.J. (1988) 

• Verdener Neueste Nachrichten vom 10.11.1938 („Die Trauerkunde löste tiefste 
Empörung aus“)

• Verdener Nachrichten vom 17.05.1985 (Erlebnisbericht von Uri Bustan)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 (Weidemann, J: Vor 50Jahren: Juden ins 
Ghetto Minsk deportiert) 

• Verdener Nachrichten vom 08.09.1993 („Warum wohnen Sie nicht in Verden?“)

Agathe und Arnold Baumgarten

Große Straße 29 und 31
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Clara Baumgarten 
Paul Baumgarten

Rassisch Verfolgte 

Lage der Stolpersteine: 
Große Straße 29

Clara Baumgarten, geb. Bernhardt, 
wurde am 29.4.1892 in Berlin geboren. 
Sie war verheiratet seit dem 16.07.1916 
mit dem in Verden am 15.12.1882  gebo-
renen Kaufmann Paul Baumgarten. Er 
war der mittlere von drei Söhnen (s. 
Julius Baumgarten, s. Arnold Baum-
garten) des Produktenhändlers Salo-
mon Baumgarten (1851 – 1929) und 
dessen Ehefrau Martha Baumgarten, 
geb. Marbe (1857 – 1919). Salomon 
Baumgarten hatte bereits 1879  und 
sein Sohn Paul noch 1918 das Verdener 
Bürgerrecht1 erworben. Er war Soldat 
im Ersten Weltkrieg und hatte sich als 

„Frontkämpfer“  eine Kriegsverletzung 
zugezogen, „ein krankes Bein“ laut 
Zeitzeugin Meta Cordes2. Das Ehepaar 
hatte einen Sohn. Günter Baumgarten 
(s. Gruppenfoto Martha Baumgarten) 
wurde am 23.08.1918 in Verden gebo-
ren. Er besuchte von 1928 bis 1934 das 
Domgymnasium  und meldete sich am 
20.04.1934 nach Köln ab.  

Clara und Paul Baumgarten wohnten 
bis zu ihrer Abmeldung nach Bremen 
am 01.07.1939 in Verden, vom 10.10. 1933 
bis zum 01.04.1939 in ihrem Haus in der 
Großen Straße 29. Dort betrieben sie ein 
Schuhwarengeschäft3. In einer „Liste 
der jüdischen Geschäfte in Verden“ vom 
06.11.1936 allerdings wurde Paul Baum-
garten als „Handelsagent“ geführt und 
in der vom 15.08.1938 steht unter Gegen-
stand des Gewerbes „Agentur- und Kom-
missionsgeschäft“. Die Eintragung der 
noch sieben existierenden jüdischen 
Gewerbebetriebe in das Verzeichnis 
der jüdischen Gewerbebetriebe musste 
bestätigt werden.  

1 Bürgerrecht bekam u.a., wer „im Stadtgebiet ein 
Wohnhaus ohne Unterschied der Qualität“ erwor-
ben hatte. Es musste ein „Bürgereid“ (Gehorsam 
gegenüber dem Magistrat, gewissenhafte Pflicht-
erfüllung und Förderung des Wohls der Gemeinde) 
geleistet und ein „Bürgergeld“ in Höhe von 36 bzw. 
75 Mark bezahlt werden

2 Zeitzeugeninterview am 09.03.2009 
3 Die beiden rechts neben dem Rathaus erkennbaren 

Häuser der Baumgartens sind nicht beflaggt (siehe 
Foto Seite 22).

Ob Paul Baumgarten sein Geschäft 
angesichts fortdauernder antijüdi-
scher Repressalien, ständiger Überwa-
chung durch die Gestapo und der dar-
aus resultierenden Umsatzrückgänge 
schon vor dem inszenierten Pogrom am 
9./10.11.1938 schließen musste, ist nicht 
mehr zu ermitteln. Er war sowohl von 
der Kennzeichnungspflicht jüdischer 
Gewerbebetriebe laut Polizeiverfügung 
vom 30.09.1938 (s. Luise Baumgarten) 
als auch von der „Verordnung zur Wie-
derherstellung des Straßenbildes“ vom 
12.11.1938 nicht betroffen.

Paul Baumgarten gehörte aber zu 
den „20000 – 30000 (…) vermögen-
den Juden im Reiche“, die auf Weisung 
des Gestapo-Chefs Heinrich Müller 
vom 09.11.1938 festzunehmen waren. 
Ebenso wie seine Brüder und sein Neffe 
Siegfried Baumgarten wurde Paul 
Baumgarten in den Morgenstunden 
des 10.11.1938  verhaftet und bis zum 
27.11.1938 in sog. „Schutzhaft“ genom-
men, in Wahrheit aber in Erzwingungs-
haft, um die unschuldig Inhaftierten 
zur Auswanderung zu nötigen und so 
in den Besitz ihres Vermögens zu kom-
men. Durch die „Verordnung über den 
Einsatz jüdischen Vermögens“ vom 
3.12.1938 wurde die „Arisierung“ des 
Grundbesitzes eingeleitet. Um „unge-
rechtfertigte Entjudungsgewinne“ 
zulasten der Reichskasse zu verhin-
dern, wurden die Grundstücksverkäufe 
kontrolliert und reglementiert. Es war 
darauf zu achten, „dass dem Juden zur 
späteren Finanzierung seiner Auswan-
derung“ und „zur Abdeckung öffentli-
cher und privater Lasten“ erforderliche 
Barmittel verblieben, „sein Lebensun-
terhalt“ gesichert war, „für den sonst 
letzten Endes die öffentliche Fürsorge 
aufkommen müsste.“ Weil viele Betrof-
fene eine entschädigungslose Zwangs-
enteignung befürchteten, reagierten 
sie fast „eilfertig und willfährig“, so 
auch Paul Baumgarten und seine Brü-
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der. Häuser und Grundstücke wurden 
„arisiert“, d.h. zwangsverkauft. 

Clara und Paul Baumgarten hatten 
keine andere Wahl, als ihre Auswande-
rung nun konkret zu betreiben. Darüber 
wurde am 24.01.1939 mit Paul Baum-
garten und am 26.01.1939  mit Clara 
Baumgarten vor der Ortspolizeibehörde 
(=Bürgermeister) Verden „verhandelt“. 
Obwohl die Staatspolizeidienststelle in 
Wesermünde, die Zollfahndungsstelle in 
Bremen, der Gemeindevorstand in Ver-
den, die Reichsbankanstalt in Bremen, 
der Oberfinanzpräsident (Devisenstelle) 
in Bremen und der Oberfinanzpräsident 
Berlin (Zentrale Nachrichtenstelle) 
und auch die NSDAP-Kreisleitung keine 
Bedenken gegen eine Auswanderung 
nach England hatten, ist es nicht mehr 
zur Auswanderung gekommen.

Ohne wirtschaftliche Existenzsiche-
rung und eingewiesen (am 01.04.1939) 
in das zum sog. „Judenhaus“ deklarierte 
Wohnhaus Holzmarkt 5 (s. Luise  Baum-
garten) entschlossen sich Clara und 
Paul Baumgarten unter dem Druck der 
Verhältnisse zum Umzug nach Bremen. 
Dort meldeten sie sich am 02.07.1939 in 
der Utbremer Straße 184b an. In Bremen 
wurde Paul Baumgarten als „Arbeiter“ 
geführt. Die Zeitzeugin Meta Cordes 
erinnert sich an eine aufschlussreiche 
Begegnung. Sie sei einmal mit ihrer 
Großmutter nach Bremen gefahren. In 
Bahnhofsnähe habe diese ihren ehema-
ligen Nachbarn gesehen. Ob schon mit 

„Judenstern“ oder noch ohne, wusste 
Meta Cordes nicht mehr genau. „Das ist 
doch der Paul Baumgarten“, habe sie 
gerufen. Paul Baumgarten kalkte unter 
allerdings nicht uniformierter Aufsicht 
gerade den Kantstein. Begrüßen durften 
sie ihn  nicht. Sie wurden weggeschickt. 

Als „Tag des Auszugs“ wurde mit der 
Bemerkung „evakuiert“ schon der 
15.11.1941 auf der Meldekarte notiert. 
Seit Tagen schon waren die jeweiligen 
Dienststellen der Partei, der Verwal-
tung, der Polizei und der Reichsbahn 
mit den Vorbereitungen (Logistik) für 
die Deportation am 18.11.1941 beschäf-
tigt. Als Koordinierungsstelle fungierte 
eine extra eingerichtete Gruppe „Son-

derzüge“. Die Fahrtkosten mussten die 
Deportierten selbst aufbringen: für Kin-
der unter vier Jahren einen und für alle 
anderen zwei Pfennige pro Schienen-
kilometer4. Nach ca. dreitägiger Fahrt5  
kam der Deportationszug aus Hamburg 
und Bremen in Minsk an. Der jüdische 
Transportleiter Dr. Franck aus Ham-
burg, mit „dreckiger Jude“ beschimpft 
und zusammengeschlagen, meldete 
dem befehlshabenden SS-Offizier die 
Ankunft von über 900 Männern, Frauen 
und Kindern. Wie viele Menschen den 
Transport nicht überlebten, ist nicht 
bekannt. Die traurige Gewissheit ist 
jedoch die, dass in dem Moment, in dem 

4 Heutige Eisenbahnverbindung Bremen-Hannover-
Warschau-Brest-Minsk ca. 1500 km

5 Zahlenangaben differieren: 3 – 5 Tage

Clara & Paul Baumgarten

Eintragung in das Verzeichnis 
jüdischer Gewerbebetriebe mit 
Zustellungsbestätigung.
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Opferzahlen genannt wurden, sie schon 
nicht mehr stimmten. Es kann auch 
davon ausgegangen werden, dass nur 
wenige Deportierte überhaupt die kata-
strophalen Bedingungen, die Brutalität 
und den Sadismus der SS-Schergen und 
schon gar nicht die Massenexekutio-
nen Ende Juli 1942 in den Kiesgruben 
von Minsk überlebten. Als Todesdatum 
für Clara und Paul Baumgarten gilt 
der 28.07.1942. Amtlich für tot erklärt 
wurden sie auf Beschluss des Amtsge-
richts Bremen (Az. II. 1112-1803/48) 
am 18.09.1948: „Zeitpunkt des Todes: 
28.05.1945“.

Clara & Paul Baumgarten

NS-Kundgebung vor  
dem Verdener Rathaus  
(undatiert, ca. 1934)

Jüdische Geschäftsinhaber/ 
-innen 1936 mit Wohnadresse
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Clara & Paul Baumgarten

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Verden 
Nr.17 (Gefangenenbuch des Landgerichts-
gefängnisses Verden)

• Staatsarchiv Bremen: 4,82/1 Einwohner-
meldekartei, 1. Schicht

• Domgymnasium Verden: Schülerhauptver-
zeichnis

• (ehemaliges) Foto-Archiv Troue: Foto-Nr. 
995

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ »Judendeportationen« von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006 

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungs-
buch für die als Juden verfolgten Einwoh-
ner Bremens, die während der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft wegen 
ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen Glau-
bensgemeinschaft oder nach den Kriterien 
der nationalsozialistischen Rassegesetz-
gebung als Juden verfolgt wurden, Kleine 
Schriften des Staatsarchivs Bremen, H. 37, 
Bremen 2006

• Bruss, Regina: Die Bremer Juden unter 
dem Nationalsozialismus, Veröffentlichun-
gen aus dem Staatsarchiv der Freien und 
Hansestadt Bremen, Bd. 49, Bremen 1983

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Ver-
densis, Verden 1991 (maschinenschriftlich 
1965)

• Schoenberner, Gerhard: Der gelbe Stern. 
Die Judenverfolgung in Europa 1933 – 
1945, Frankfurt/M. 1991

• Voigt, Otto: Die Neubürger der Stadt Ver-
den (Aller) von 1814 bis 1919. Geschichte 
der Stadt Verden (Aller) in Einzeldarstel-
lungen, Bd. 16, Verden 1987

• Walk, Joseph: Das Sonderrecht für die 
Juden im NS-Staat, Heidelberg 2(1996)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 - »Kristallnacht« in Verden, Verden 
o.J. (1988)

Große Straße 29 und 31
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Emma Baumgarten
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 43 

Emma Baumgarten wurde am 16.03.1881 
als Zwilling in Achim geboren. Bereits 
einen Tag später ergänzte der Vorsteher 
der jüdischen Gemeinde in  dem von ihm 
geführten Geburtsregister: „ ist 1 von 
den Zwillingen gestorben.“ Ihre Eltern 
waren Moritz und Johanne Baumgarten, 
geb. Koch. Sie hatten  1880 in Achim das 
Grundstück und das Haus Nr. 138 erwor-
ben und betrieben  dort ein Produktwa-
rengeschäft. Emma Baumgarten wuchs 
in Achim auf, ging dort zur jüdischen 
Elementarschule/Volksschule1 und half 
nach Beendigung der Schule im elter-
lichen Geschäft aus. Laut Antrag auf 
Ausstellung eines Reisepasses vom 
06.01.1939 war sie: „ohne Beruf“.

Nach dem Tod ihrer Eltern – der Vater 
starb 1888 und die Mutter 1913 – erbte 
ihr Bruder Josef Baumgarten2 (geb. 
13.02.1874) und nach dessen Tod 1930 
seine noch minderjährige Tochter 
Haus und Grundstück3. Diese lebte 
aber zusammen mit Ihrer Mutter in 
Mainz. Emma Baumgarten konnte als 
Mieterin in ihrem Elternhaus wohnen 
bleiben. Aus finanziellen Gründen kam 
es 1930 zu  Verkaufsverhandlungen 
mit der Gemeinde Achim  und 1931 zu 
einem Grundstücksteilverkauf. Der voll-
ständige Verkauf des Grundstückes und 
des Hauses Obernstraße 93  (1928 - 1977: 
Verdener Straße 1384) erfolgte aber 
erst 1938. Am 11.01.1938 meldete sich 
Emma Baumgarten aus nach Aktenlage 

„gesundheitlichen Gründen“  in Achim 
ab und zog nach Verden um. Auf dem 
Grundstück war inzwischen das erste  
Gemeinschaftshaus der NSDAP im „Gau 

1 Erst 1924 wurde diese letzte Jüdische Volksschule 
im ehemaligen Regierungsbezirk Stade geschlos-
sen.

2 Zwei Schwestern lebten in Verden, ein weiterer  
Bruder in Erfurt (s. Henriette Goldschmidt).

3 In einem  „Verzeichnis ehemaliger jüdischer Ver-
mögenswerte“ aus der Besatzungszeit (1948) wird 
allerdings Emma Baumgarten als frühere Eigen-
tümerin des Wohn- und Wirtschaftsgebäudes mit 
Garten genannt.

4 Auskunft Günter Schnakenberg (Stadtarchiv 
Achim) am 17.09.2009

Osthannover“ ent-
standen5, sodass 
davon auszugehen 
ist, dass die Nazis 
den Wegzug Emma 
Baumgartens am 
10.01.1938 erzwan-
gen. Sie fand Auf-
nahme bei ihrer älteren Schwester 
Amalie Löwenstein, geb. Baumgarten, 
(s. Senta Löwenstein) in der Großen 
Straße 43.

Da die Familie Löwenstein nach der 
Pogromnacht am 10.11.1938 im Rahmen 
der forciert betriebenen „Arisierung des 
Grundbesitzes“ ihr Geschäft schließen 
musste, entschloss sich Emma Baum-
garten, nun aufgrund der „Zweiten Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über die Änderung von Familiennamen 
und Vornamen“ vom 17.08.1938 Emma 
Sara Baumgarten, dem Auswanderungs-
druck nachzugeben, und stellte im Ver-
dener Rathaus den schon erwähnten 
Antrag, um nach England oder Holland 
auszuwandern. Dazu ist es dann trotz 
vorliegender Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen  nicht mehr gekommen. Am 
20.12.1939 meldete sie sich in Verden 
ab, um nach Bremen in die Geeste-
münder Straße 22 zu ziehen. Es war 
ein sog. „Judenhaus“, in dem sie bis zu 
ihrer Deportation nach Theresienstadt 
wohnte. 

Insgesamt 164 Bremerinnen und Bre-
mer wurden am 23.07.1942 zunächst 
zur Sammelstelle Hannover-Ahlem6 
transportiert, darunter auch die Emma 
Baumgarten aus Verden bekannten 
Schwestern Bertha Lehmann und Cissy 
Wulff. Hinzu kamen die ihr ebenfalls 

5 Das Achimer Kreisblatt vom 06.02.1939 berichtete 
über „die festliche Einweihung des Gemeinschafts-
hauses in Anwesenheit des stellv. Gauleiters Pg. 
Peper“ (aus Fischerhude).

6 Die Israelitische Gartenbauschule wurde 1893 
gegründet, 1941 von den Nazis umfunktioniert zur 
zentralen Sammelstelle für jüdische Menschen, die 
von dort aus in die Ghettos und Konzentrationsla-
ger im Osten deportiert wurden.
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bekannten „auswärtigen Transport-
teilnehmer“ Martha Lilienstern und 
Johanna Pichet.  Von Ahlem wurden 
sie tags darauf weitertransportiert zum 
Güterbahnhof Hannover-Linden, wo sie  
in überfüllten Güter- und Viehwaggons 
ohne Sitzgelegenheit zusammenge-
pfercht wurden7. Es waren überwiegend 

„über 65 Jahre alte bzw. über 55 Jahre 
alte gebrechliche Juden“ die noch am 
Abend im KZ Theresienstadt ankamen 
und völlig desillusioniert feststellen 
mussten, dass das, was sie erwartete, 
absolut nichts mit einem Kurbetrieb in 
einem „privilegierten Altersghetto“ zu 
tun hatte. Vor dem Krieg lebten in The-
resienstadt  ca. 7.500 Menschen. Im Sep-
tember 1942  erreichte die Anzahl der 
Häftlinge ihren Höhepunkt. Für 58.491 
Häftlinge betrug die durchschnittliche 
Wohnfläche 1,65 qm. Das entsprach in 
etwa der Fläche ihrer Pritschen, wenn 
sie denn eine abbekamen.

Das KZ Theresienstadt war aber noch 
nicht das Ende des Leidensweges der 
Emma Baumgarten. Am 14.05.1944, einen 
Tag vor der Deportation nach Auschwitz, 
kam es zu einer makaberen Selektions-
prozedur. Es sollte Platz geschaffen wer-
den für eine „Verschönerungsaktion“8. 
Die äußerst beengten Wohn- und kata-
strophalen hygienischen Bedingungen 
entsprachen nicht dem Plan einer pro-
pagandistischen Instrumentalisierung 
Theresienstadts anlässlich des angekün-
digten Besuches einer Delegation des 
Internationalen Roten Kreuzes9. Über 
2500 Häftlinge wurden in der Kaserne 
C III (Schleuse) zusammengepfercht.  
Der KZ-Kommandant Karl Rahm ließ 
die Todgeweihten mehrmals bis in die 
Nacht hinein an sich vorbeimarschie-
ren. Er meinte, auf 600 noch vergleichs-
weise kräftige und arbeitsfähige Häft-
linge  nicht verzichten zu können. Rahm 
wurde darauf aufmerksam gemacht, 

7 In einem solchen Waggon gab es bei ca. 21 qm 
Grundfläche für jeden Häftling inkl. Gepäck nur 
rund ½ qm Platz.

8 Ein Täusch- und Tarnbegriff aus der Sprache der 
Nazis: Das KZ wurde jetzt sogar in „jüdische Sied-
lung“ umbenannt.

9 Dieser Besuch fand am 23.06.1944 statt. Die Delega-
tion hielt sich nur sechs Stunden im KZ Theresien-
stadt auf.

dass die vorgesehene Deportiertenzahl  
so nicht einzuhalten sei.  Er tobte. Noch-
mals wurden diejenigen, die sich bereits 
verschont wähnten, „selektiert“. 150 
Häftlinge blieben zumindest an diesem 
Tage von einer Deportation in die Gas-
kammern von Auschwitz-Birkenau ver-
schont. Die inzwischen 63-jährige Emma 
Baumgarten war nicht darunter. Ihr 
genaues Todesdatum ist nicht bekannt. 
Amtlich für tot erklärt wurde sie laut 
Beschluss des Amtsgerichts Bremen 
vom 08.09.1948 (Az.: II.1112-1803/48): 

„Zeitpunkt des Todes: 28.05.1945“.

Emma Baumgarten
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Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei

• Kreisarchiv Verden: Abt. 18 (Lastenaus-
gleichsamt) vorläufige Signatur 55.50 
(Wiedergutmachung, Rückerstattung)

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 83 b, Nr. 1 
(Personenstandsregister Achim)

• Staatsarchiv Bremen: 4,82/1 Einwohner-
meldekartei 1. Schicht

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“  ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H.36, Bremen 2006

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungs-
buch für die als Juden verfolgten Einwoh-
ner Bremens, die während der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft wegen 
ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen Glau-
bensgemeinschaft oder nach den Kriterien 
der nationalsozialistischen Rassegesetz-
gebung als Juden verfolgt wurden. Kleine 
Schriften des Staatsarchivs Bremen, H. 37, 
Bremen 2006

• Chladkova, Ludmilla: Ghetto Theresien-
stadt, Dokumente Gedenkstätte Terezin 
Bd. 234, Prag 1991

• Grieb, Wolfgang: Achim im III. Reich. Eine 
Dokumentation nebst Anhang, Kulturver-
ein Achim 1982

• Voß, Andreas: Die jüdische Gemeinde in 
Achim 1742 – 1942, Achim 2004

• www.ghetto-theresienstadt.info/pages/p/
platzmangel.htm

• www.kreiszeitung.de vom 09.02.2009 
(Brodt, M.: Vertrieben, verschleppt und 
vernichtet) 

Emma Baumgarten

Große Straße 43
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Luise Baumgarten 
Julius Baumgarten

Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine: 
Holzmarkt 10  
(früher Nr. 5)

Luise Baumgarten, geb. Jacobsohn, 
wurde am 22.10.18801 in Graudenz/
Westpreußen geboren. Sie war die jün-
gere Schwester von Gertrud Jacobsohn.  
Luise Baumgarten war verheiratet mit 
dem in Verden am 26.11.1881 gebore-
nen Kaufmann Julius Baumgarten, dem 
ältesten der drei Söhne (s. Paul Baum-
garten, s. Arnold Baumgarten) des Fir-
mengründers Salomon Baumgarten2 
(1851-1929) und seiner Ehefrau Martha, 
geb. Marbe (1857-1919). Beide sind auf 
dem Friedhof am Ahornweg bestattet. 
Ein Zeitungsinserat „1000 Mark Beloh-
nung“ aus dem Jahre 1920 gibt einen 
Hinweis darauf, mit welchen Waren 
das offensichtlich schon spezialisierte 
Produktengeschäft Baumgarten han-
delte, nämlich mit Fellen und Häuten, 
die den Bauern abgekauft und auf den 
regionalen und überregionalen Märkten 
oder an den Großhandel verkauft wur-
den. Während Julius Baumgarten nach 
dem Rückzug seines Vaters aus dem 
Geschäftsleben3 den Produktenhandel 
übernahm, führte sein Bruder Paul den 
Schuhwarenhandel weiter.   

Julius Baumgarten wohnte bis zu sei-
ner Deportation ohne Unterbrechung in 
Verden, wenn man davon absieht, dass 
er  Soldat im Ersten Weltkrieg war, aus 
dem er schwer verwundet heimgekehrt 
sein soll4. Luise Baumgarten hatte noch 
einen Zweitwohnsitz in Güstrow (Han-

1 Nur laut Verdener Meldekarte nach undatierter 
Änderung am 22.10.1881, ansonsten in allen einge-
sehenen Unterlagen am 20.10.1880. Möglicherweise 
steht die vermutlich fälschlicherweise vorgenom-
mene Änderung im Zusammenhang mit der ortspo-
lizeilich autorisierten Änderung des Geburtsjahr-
gangs ihrer Schwester Gertrud Jacobsohn. 

2 Salomon Baumgarten hatte bereits 1879 durch 
Erwerb eines Wohn- und Geschäftshauses in 
der Großen Straße  36 (seit 1926 Nr. 29) das Bür-
gerrecht erworben. Laut Verdener Adress- und 
Geschäftsbuch von 1904 befand sich dort  die 
Schuhwarenhandlung und das Produktengeschäft 
der  Gebrüder Baumgarten.

3 Im Verdener Adressbuch von 1922 wird Salomon 
Baumgarten bereits als Rentner geführt. 

4 Lt. Haag (s. Quellenverzeichnis) soll er während 
eines Lazarettaufenthaltes in Königsberg seine 
spätere Ehefrau kennen gelernt haben.

senstr.15). Das Ehepaar Luise und Julius 
Baumgarten hatte zwei Kinder: Sieg-
fried (*13.10.18 in Bremen) und Mar-
tha (*23.03.1921 in Verden). Während 
Siegfried Baumgarten (s. Gruppenfoto 
Martha Baumgarten) am 03.03.1939 
nach Frankreich auswandern konnte, 
blieb seine minderjährige Schwester in 
Deutschland.

Die Familie Baumgarten zog mehrmals 
in Verden um.  Seit dem 01.04.1931 lau-
tete ihre Wohnadresse: Holzmarkt 5 bzw. 
5a6. Laut Zeitzeugin Meta Cordes lebte 
er in „bescheidenen Verhältnissen“7. Auf 
sein Äußeres habe er wenig Wert gelegt. 
Sein Altwarenhandel habe  sich auf 
dem Hof hinter dem Haus Große Straße 
29 mit Zugang von der Stifthofstraße 4 
(seit 1983: Nr. 19) befunden. Er habe u.a. 
mit Tierfellen und  Altmetall gehandelt. 
Eine zusätzliche Einnahmequelle seien 
Kammerjägereinsätze gewesen.“ Das 

„Verzeichnis der jüdischen Gewerbebe-

5 Dort wohnte seit 1935/36 der Lederhändler Max 
Jakobsohn (*26.11.1884 in Graudenz) mit seiner 
Familie, höchstwahrscheinlich ein Bruder.

6 Lt. Einwohnerbuch von 1934 wohnte die Familie 
dort in einer Mietwohnung. 

7 Zeitzeugengespräch am 09.03.2009
Zeitungsanzeige der Gebr. 
Baumgarten am 14.03.1920
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triebe“ von 1938 weist allerdings seine 
Ehefrau als Inhaberin eines Gewerbebe-
triebes aus. Es unterlag auch laut Poli-
zeiverfügung vom 20.09.1939 der Kenn-
zeichnungspflicht für jüdische Gewerbe-
betriebe.

Das Geschäft musste wie alle anderen 
noch im jüdischen Besitz befindlichen 
nach der Pogromnacht am 10.11.1938 
geschlossen werden. Julius und Siegfried 
Baumgarten gehörten zu den  verhafte-
ten  und ins hiesige Gerichtsgefängnis 
eingelieferten Verdenern.  Sie wurden 
erst am 27.11.1938 entlassen. Luise und 
Julius Baumgarten betrieben nun unter 
Emigrationsdruck gesetzt die Auswan-
derung „wahrscheinlich nach Palästina“. 
Beide stellten am 26.02.1939 jeweils 
einen Antrag auf Ausstellung eines Rei-
sepasses. Zur Auswanderung ist es dann 
nicht mehr gekommen, obwohl behörd-
licherseits keine Bedenken bestanden, 

zumal die erforderlichen Barmittel 
durch den Zwangsverkauf („Arisie-
rung“) der Häuser in der Großen Straße 
und der Grundstücke zwischen  Großer 
Straße und Stifthofstraße eigentlich 
vorhanden gewesen sein mussten. Das 
Haus Holzmarkt 5 wurde zum „Juden-
haus“ deklariert. Die  Eigentümer Carl 
und Amandus Kracke wollten das Haus 
gern selbst nutzen und bemühten sich 
daher  um eine „anderweitige Unter-
bringung der Juden“. 

In dieser Angelegenheit nahm auch 
der „Parteigenosse“ Otto Vahlbusch 
in einem Schreiben an den Deutschen 
Siedlerbund, Gaugruppe Ost-Hannover 
unmissverständlich Stellung, einerseits 
ein beredtes Zeugnis für das allgegen-
wärtige Misstrauen und andererseits 
für dumpfen Antisemitismus: „Es ist 
mir gestern Abend vom Kreisleiter Pg. 
Brändel anlässlich einer Pol.-Leiter-
Tagung der Ortsgruppe Verden-Sach-
senhain bestätigt, dass innerhalb 4 
Wochen sämtliche Juden aus Verden 
in der Schweinemästerei (Anmerk.: an 
der Lindhooper Straße) untergebracht 
werden sollen. Die Schweinemästerei 
liegt nur 100 Meter von der Siedlung 
entfernt und müssen die Bewohner das 
Wasser aus der Siedlung holen. Welche 
Gefahr hier besteht, brauche ich gar 
nicht erst zu schildern, sondern die wird 
der Gaugruppenleiter Pg. Uphoff selber 
wissen, denn die meisten Siedler haben 
früher bei diesen Juden gekauft und es 
würde sich hier ein Verhältnis anbah-
nen, das schwere Folgen nach sich zie-
hen würde.“8 

„Pg.“ Uphoff bestätigte in einem Protest-
schreiben an  Bürgermeister Dr. Lang 
vom 01.10.1941: „Gerade die Siedler im 
I. Abschnitt bieten absolut nicht die 
Gewähr in allen Teilen nationalsozi-
alistisch zu denken.“ Und sich entlar-
vend fügte er hinzu: „Ich persönlich 
als Kenner der Verhältnisse stehe auf 
dem Standpunkt, dass man am besten 
die Schweinemästerei mit einem mögl. 
hohen Stacheldrahtzaun umgibt. Die 
Brüder unter sich lässt und falls sie 

8 Originalzitat

Luise & Julius Baumgarten

Kennzeichnung jüdischer 
Gewerbebetriebe
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Luise & Julius Baumgarten

Wasser benötigen, ihnen dazu verhilft, 
sich einen Brunnen selbst zu bohren, 
falls irgendein Beschaffen des  erfor-
derlichen Wassers nicht möglich ist. Viel 
Wasser werden diese Brüder sowieso 
nicht benötigen.“9

Am 02.10.1941 beschäftigte diese Ange-
legenheit auch die „Kreisstabssitzung 
mit dem Kreisleiter“. Die Einwendungen 
von Seiten des Siedlerbundes wurden für 

„nicht maßgebend“ erachtet. Zum „ein-
zig möglichen Ausweg“ wurde erklärt, 

„dass in der Schweinemästerei noch 3 – 4 
Boxen  für die Juden eingerichtet werden 
und dass in Kauf genommen wird, dass 
die Juden und die Insassen der Obdach-
losenunterkünfte den hinteren Teil der 
Schweinemästerei gemeinschaftlich 
nutzen.“ Eine solch extreme Demüti-
gung jüdischer Menschen sah selbst das 

„Gesetz über Mietverhältnisse mit Juden“ 
vom 20.04.1939 nicht vor. Anstöße zur 
Radikalisierung der Judendiskriminie-
rung, das ist an diesem Beispiel nach-
weisbar, gingen häufig von der kommu-
nalen Ebene aus. Dass es letztlich  in 
diesem Fall nicht dazu kam, lag daran, 
dass sich die von Kreisleiter Brändel 
geplante „anderweitige Unterbringung 
der Obdachlosen“ nicht realisieren ließ.  
Am 20.10.1941 konnte Bürgermeister Dr. 
Lang bestätigen, „dass die anderweitige 
Unterbringung folgender zur Zeit Holz-
markt 5 wohnender Juden sichergestellt 
ist“. Am selben Tage wurde einer poten-
ziellen Mieterin des Wohngrundstücks 
Stifthofstraße 13, „das Anfang Mai 1939 
noch in jüdischem Eigentum stand“,  
mitgeteilt, dass „das Grundstück zur 
Unterbringung von Juden in Anspruch 
genommen“ wurde. Am 04.11.1941 muss-
ten das Ehepaar Baumgarten, das Ehe-
paar Rothschild  und Gertrud Jacobsohn  
in die Stifthofstraße 13 umziehen. 

Dabei gab es im  direkt dem „Reichsfüh-
rer der SS und Chef der deutschen Poli-
zei“ Heinrich Himmler unterstehenden 
Reichsicherheitshauptamt in Berlin nur 
wenige Wochen nach Inkrafttreten der 

„Verordnung über die Kennzeichnung 
der Juden“ mit dem „Judenstern“  längst 

9 desgl.

andere Pläne. In einem sog. „Schnell-
brief“ vom 24.10.1941 erteilte der Chef 
der Ordnungspolizei Daluege den einem 
Todesurteil gleichkommenden Deporta-
tionsbefehl. Schon wenige Tage später 
wurde den Betroffenen der Inhalt des 
Schnellbriefes mitgeteilt. Für die Verde-
ner Gruppe begann die Deportation am 
17.11.1941 über Bremen ins Ghetto Minsk. 
In Bremen, vielleicht schon in der Sam-
melstelle der damaligen „Carl-Peters-
Oberschule“ im Barkhof, ganz sicher 
aber am Lloydbahnhof (ehemaliger 
Gepäckbahnhof für den Passagierdienst 
des Norddeutschen Lloyd) direkt neben 
dem Hauptbahnhof, trafen Luise und 
Julius Baumgarten ihre Verwandten und 
Bekannten aus Verden wieder. Gemein-
sam fuhren die meisten nichtsahnend in 
den Tod. Ein genaues Todesdatum kann 
nicht ermittelt werden Die „Central 
Database of Shoa Victims’ Names“ weist 
als Todesdatum den 28.07.1942 und als 
Todesursache „Erschießen“ aus.

An diesem Tage begannen in den Kies-
gruben von Minsk die Massenexeku-
tionen per Genickschuss. Offiziell für 

Holzmarkt 10 
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Luise & Julius Baumgarten

tot erklärt wurden Luise und Julius 
Baumgarten durch Beschluss des Amts-
gerichts Verden (Az. -6 II 5/63-) am 
08.10,1963: „Zeitpunkt des Todes 31. Dez. 
1945 24 Uhr“.

Quellen:   

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff 

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Verden 
Nr. 17 (Gefangenenbuch des Landgerichts-
gefängnisses Verden)

• Standesamt Verden: Geburtsregister 
Nr.256/1881

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „…sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Bundesarchiv Koblenz (Hg.): Gedenkbuch 
– Opfer der Verfolgung der Juden unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
in Deutschland, 4 Bde., 2. wesentlich 
erweiterte Auflage, Koblenz 2006

• Fleiter, Rüdiger: Kommunen und NS-Ver-
folgungspolitik, in: Aus Politik und Zeitge-
schehen 14-15/2007

• Förderverein Region Güstrow e.V. (Hg.): 
Erinnern – Gedenken – Mahnen. Jüdische 
Familien in Güstrow, Güstrow o.J.

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
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Martha Baumgarten
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Holzmarkt 10  
(früher Nr. 5) 

Martha Baumgarten wurde am 23.03.1921 
in Verden geboren. Ihre Eltern waren  
Luise und Julius Baumgarten, die in Ver-
den einen Produktwarenhandel betrie-
ben. Das Gruppenfoto1 aus dem Jahre 
1929 vermittelt den Eindruck einer unbe-
schwerten Kindheit. Martha Baumgar-
ten besuchte zunächst die Volksschule 
(Religionsunterricht wurde nach wie 
vor in der jüdischen Religionsschule in 
der Synagoge erteilt) und ging dann zur 
Mittelschule (Ecke Andreaswall/Schlep-
penföhrer Straße, heute Außenstelle des 
Gymnasiums am Wall) über. Nach 9 ½ 
Schuljahren – also ohne den angestreb-
ten Abschluss – verließ sie die Schule 
am 01.10.1936. Sie war vor dem Zweiten 
Weltkrieg die letzte jüdische Schülerin 
an der Mittelschule. Die von den Nazis 
propagierte „Rassentrennung“ war somit 
vollzogen.  „Zwecks Vorbereitung ihrer 
rassischen Absonderung in den Schulen“ 
musste die Verdener Synagogengemeinde 
am 5.11.1935 für die Stadt Verden  eine 
Liste jüdischer Schülerinnen und Schü-
ler anfertigen. Sie umfasst insgesamt nur 
sechs Namen. Martha Baumgarten wird 
darin als „Frontkämpferkind“ bezeich-
net. Dieser Hinweis schützte sie jedoch 
nicht vor dem, was auf sie zukommen 

1 Fotos aus dem Privatbesitz von Jürgen Weidemann, 
Verden

sollte. Nach der sog. 
Machtergrei fung 
verschlechterten 
sich die Lebensbe-
dingungen zuse-
hends. Darunter lit-
ten besonders junge 
Menschen. Soziale 
Kontakte wurden oft abrupt abgebrochen. 
Die „arischen Mädels“ waren bis auf 
wenige Ausnahmen im BDM organisiert.  

Schon am 11.05.1933 konnte sie in den 
gleichgeschalteten Verdener Neuesten 
Nachrichten lesen, was der nationalso-
zialistische Reichsinnenminister Frick 
für die „Aufgaben nationaler Erziehung“ 
hielt. Er verkündete die Einführung 
eines neuen Faches mit dem Namen 
Rassenkunde2: „Notwendig ist vor allem 
der Nachweis der schädlichen Folgen 
der Rassenverschlechterung und die 
stete Betonung der Forderung unserer 
völkischen Zukunft, dass die Überfrem-
dung deutschen Blutes mit fremdrassi-
gen, vor allem jüdischem und farbigem 

2 Die absolute Widersinnigkeit diese Faches wird 
belegt durch die Erinnerungen von Gretchen  
Cohen (London, 1983): „So kam eines Tages, 1933, 
eine Dame und hielt einen Vortrag, und am Ende 
stellte sie dann einige der verschiedenen Rassety-
pen vor. Zum Erstaunen aller wurde ich dann als 
Exemplar der nordischen Rasse gezeigt. Sie kannte 
uns nicht, und sie wusste nicht, dass jüdische Schü-
lerinnen anwesend waren.“

Foto von 1929

Obern: Frau Goldschmidt, 
Frau Fraustädter,  
Frau Jakobson, Frau Katzen-
berg, Frau L. Baumgarten, 
Frau Weinberg, Frau Jonas.

Mitte: Herr B. Weinberg,  
Herr J. Goldschmidt,  
Frau E. Schragenheim,  
Frau K./C. Baumgarten,  
Frau S. Braaf, Frau A. Baum-
garten, Frau A. Löwenstein.

Unten: Günther Baum- 
garten, S. Baumgarten,  
W. Baumgarten, Hanni  
Baumgarten, W. Goldschmidt,  
M. Baumgarten, H. Baum- 
garten, Gerhard Baumgarten,  
Inge Alexander Hebert Jonas.
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Blut, unbedingt verhindert werden 
muss.“ Welche Identitätskrisen die 
Kinder durchlitten, schilderte Martha 
Baumgartens Cousin Uri Bustan (s. Aga-
the Baumgarten) in einem Bericht über 
seine Schulzeit (1985): „Der gemeine 
pöbelhafte Antisemitismus entfachte in 
mir Hass, Wut und Angst. Dr. S. brachte 
mich dazu, mich unzählige Male im Spie-
gel zu betrachten, um an mir selbst die 
Merkmale rassischer Degeneration und 
Minderwertigkeit zu entdecken.“ Wie 
jüdische Kinder psychisch die Anfein-
dungen im Schulalltag verkrafteten, 
hing weitgehend von den Lehrerinnen 
und Lehrern ab. Auszeichnungen für 
besondere Leistungen an jüdische Schü-
lerinnen und Schüler durften seit dem 
31.08.1935 nicht mehr vergeben werden.     

Die alltäglichen Lebenssituationen der 
Kinder und Jugendlichen entsprachen 
dem, was das NS-Regime für sie vorgese-
hen hatte. Sie wuchsen in zwei Lebens-
räumen auf, in dem der privilegierten 
Mehrheit und in dem der verfolgten Min-
derheit, der durch Bedürfnisverzicht 
und Perspektivlosigkeit geprägt war. 
Die Ausgrenzung erfolgte in Etappen. 
Schon 1935 z.B. wurde die „Errichtung 
von jüdischen Jugendherbergen“ an 
zwei Bedingungen geknüpft. Sie durften 
nicht in unmittelbarer Nähe geschlos-
sener Ortschaften liegen und mussten 
eine „einwandfreie Beobachtung durch 
zuständige Polizeistellen“ ermöglichen. 
Öffentliche „Zeltlager für jüdische 
Jugendliche sind nicht zu gestatten“, 

Martha Baumgarten

Kindergruppe (ca. 1929) 
von links: Inge Alexander, 
Gerhardt Baumgarten, Horst 
Baumgarten, Martha Baum-
garten, Walter Goldschmidt, 
Hanni Baumgarten, Werner 
Baumgarten, Siegfried Baum-
garten, Günther Baumgarten, 
Herbert Jonas.

hieß es in dem Erlass wörtlich, ferner: 
„Wanderungen jüdischer Jugendlicher 
sind nicht zu erlauben, wenn die Zahl 
der Wandernden eine Gruppe von 20 
Teilnehmern überschreitet. Gleich-
tracht und geschlossene Ordnung sind 
zu verbieten. Zu Beginn des Olympia-
jahres 1936 wurde der Erwerb „des mit 
dem Hakenkreuz gezierten deutschen 
Reichssportabzeichens“ für jüdische 
Jugendliche verboten. „Nichtarische 
Mitglieder“ wurden aus Sportvereinen 
ausgeschlossen. Dennoch gab es zumin-
dest noch bis 1937 trotz aller Einschrän-
kungen „ein normales und angeregtes 
Leben“, mitunter sogar „glückliche 
Stunden“ im Leben jüdischer Kinder 
und Jugendlicher. Es begann eine 
Rückbesinnung auf eigene Werte. Der 
Zionismus wurde thematisiert, Arbeits-
gemeinschaften für hebräische Sprache 
und jüdische Geschichte gegründet. Das 
Vereinsleben wurde intensiviert, z.B. im 
jüdischen Pfadfinderbund und im jüdi-
schen Jugendbund Verdens.

Die Pogromnacht am 9./10.11.1938 
bedeutete für junge jüdische Men-
schen praktisch das Ende der Kindheit 
und Jugend in Deutschland. Die Nazis 
verschärften  Diskriminierungen und 
Repressalien. Auf die Frage, was sie als 
Kinder bzw. Jugendliche neben der Hass-
propaganda in den allgegenwärtigen 

„Stürmer-Kästen“3 besonders wahrge-
nommen hätten, antworteten Holocaust-
Überlebende nahezu übereinstimmend: 
Schilder mit der Aufschrift „Für Juden 
verboten“ oder „Juden unerwünscht“. 
Es gab sie überall, auch in Kleinstädten 
wie Verden, z.B. an Kinos, Restaurants, 
Sport- und Spielplätzen, Schwimm-
bädern und Ortseinfahrten. Darüber 
hinaus war nahezu alles verboten, was 
eine jugendgerechte Freizeitgestaltung 
erst ermöglichte. Es war z.B. verboten, 
Theater, Konzerte und Ausstellungen zu 
besuchen (12.11.1938), das Haus im Win-
ter nach 20 Uhr und im Sommer nach 21 

3 „Der Stürmer“ (gegründet 1923 vom späteren Gau-
leiter der NSDAP in Franken Julius Streicher) war 
eine in allen Dörfern und Städten ausgehängte 
nationalsozialistische Wochenzeitung voll mit 
widerlicher antisemitischer Hetzpropaganda und 
übelsten Karikaturen.



33

Uhr zu verlassen (01.09.1939), die Dom-
weih zu besuchen (06.09.1939) und die 
städtischen Grünanlagen zu betreten 
(02.11.1940) u.a.m. 

Martha Baumgarten war gerade mal 16 
Jahre alt, als  ihre Odyssee auf der Suche 
nach dem Leben begann: Hannover 
(15.04.1937) – Verden (15.10.1937) – Bre-
men (15.05.1938) – Verden (03.08.1938) 

– Oldenburg (30.09.1938) – Minden/
Westf. – Verden (18.06.1940) – Hanno-
ver (1.11.1940) – Krieschow-Wiesendorf, 
Krs. Cottbus (08.03.1941) – Verden 
(24.05.1941) – Bielefeld (02.08.1941) – 
Verden (06.11.1941)! Sie konnte es nicht 
finden. Die Beweggründe für diesen auch 
für junge jüdische Menschen ungewöhn-
lich häufigen Wohnortwechsel wird man 
wohl nie erfahren. Ihre Eltern lebten in 

„bescheidenen Verhältnissen“. Das Fami-
lienleben war atmosphärisch davon 
abhängig, inwieweit sich der Ernährer 
der Familie  beruflich und finanziell 
noch behaupten konnte. Nach der Pog-
romnacht jedenfalls nicht mehr! Waren 
es also existenzielle Notwendigkeiten, 
als „Haushilfe“ irgendwo Arbeit zu fin-
den? Oder war es Selbstbehauptungswil-
len, nicht alles duldend und leidend hin-
zunehmen, im Rahmen eines äußerst 
begrenzten Handlungsspielraums selbst 
aktiv zu werden? 

Jüdische Menschen standen unter 
ständiger Überwachung. Reisefreiheit 
und Freizügigkeit wurden schließlich 
vollends eingeschränkt,  exempla-
risch  nachvollziehbar an ihrem letz-
ten Wohnortwechsel nach Bielefeld 
wenige Wochen vor Inkrafttreten der 

„Polizeiverordnung über die Kennzeich-
nung der Juden“ am 15.09.1941. Ab 
18.09.1941 bedurften „Juden (...) einer 
polizeilichen Erlaubnis zum Verlassen 
ihres Wohnortes und für Fahrten in 
bestimmten Verkehrsmitteln an ihrem 
Wohnort“.4  Die „Arbeiterin“ Martha 

4 Außerdem: „Juden wird untersagt, Schlafwagen 
der Reichsbahn zu benutzen und Speisewagen zu 
besuchen, ferner Ausflugswagen und Ausflugs-
schiffe (außerhalb ihres Wohnortes). Juden sind 
berechtigt, die übrigen öffentlichen Verkehrsmittel 
nur dann zu benutzen,  wenn es noch Platz für sie 
gibt. (...) Juden dürfen nur in den niedrigen Klas-
sen fahren und Sitzplätze nur einnehmen, wenn 
andere Reisende nicht mehr stehen“ (Walk).

Baumgarten meldete sich am 06.11.1941 
in Bielefeld ab und in Verden an. Ob 
sie zu diesem Zeitpunkt vom Zwangs-
umzug ihrer Eltern und vom bereits 
zugestellten Deportationsbefehl etwas 
wusste, ist nicht bekannt. Ihre letzte 
belegbare Wohnadresse war für die 
Zeit vom 06.11.1941 bis zum 17.11.1941: 
Verden, Stifthofstraße 13. 

Zusammen mit ihren Eltern wurde sie 
über Bremen ins Ghetto Minsk depor-
tiert und dort ermordet. Die Fragen 
nach dem „wie“ und „wann“ sind nicht 
zu beantworten. Als  Todesdatum gilt 
der 28.07.1942, der Tag, an dem in den 
Kiesgruben bei Minsk die Massenex-
ekutionen der sog. „Reichs- und Pro-
tektoratsjuden“ begannen. Amtlich für 
tot erklärt wurde Martha Baumgarten 
durch Beschluss des Amtsgerichts Ver-

Martha Baumgarten

RB-Benutzungserlaubnis
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Martha Baumgarten

den vom 08.10.1963 (Az. -6 II 5/63-): 
„Zeitpunkt des Todes 31. Dez. 1945 24 
Uhr“.     
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Henriette Goldschmidt
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 56

Henriette (Jettchen) Goldschmidt, geb. 
Baumgarten, wurde am 14.04.1877 in 
Achim geboren. Sie war die Schwes-
ter von Emma Baumgarten und Ama-
lie Löwenstein, geb. Baumgarten. Am 
03.03.1906 zog sie von Achim nach Ver-
den und wohnte hier ununterbrochen 
bis zu ihrer Deportation am 17.11.1941. 
Sie war verheiratet mit Joseph Gold-
schmidt. Das Ehepaar, das zwei Kinder 
hatte, zog mehrfach in Verden um. Die 
letzte gemeinsame Wohnadresse vor der 
Scheidung war seit dem 18.01.1933: Stift-
hofstraße 23. Bereits am 10.10.1933 zog 
Henriette Goldschmidt mit ihrem Sohn 
Walter (*21.02.1921) in die Große Straße 
56 um. Ihre Tochter Renate (*15.01.1911) 
zog seit 1929 mehrfach zwischen Verden 
und Hamburg hin und her, wohnte dann 
aber auch in der mütterlichen Wohnung, 
zuletzt zusammen mit ihrem Ehemann 
Hans Egon  Förster vom 30.05.1934 bis 
zum 13.06.1934.

Auch ihre Nichte und Vollwaise Hanni 
Baumgarten (verh. Friedman) lebte 
bis zur abenteuerlichen Auswanderung 
1940 nach Palästina in ihrem Haushalt. 
In einem schriftlich verfassten Zeitzeu-
genbericht aus dem Jahre 1985 heißt es 
dazu: „Ich wurde im Jahr 1920 in Erfurt/
Thüringen  geboren, als Tochter von gut 
situierten jüdischen Eltern, die selbst 
auch schon in Deutschland geboren 
waren (mein Vater stammte aus Achim, 
meine Mutter aus Treysa in Hessen). 
Nach dem frühzeitigen Tode meiner bei-
den Eltern kam ich zusammen mit mei-
nem vier Jahre jüngeren Bruder Horst 
im Jahre 1929 nach Verden, wo wir bei 
Schwestern meines verstorbenen Vaters 
aufgenommen wurden. Ich lebte in der 
Großen Straße 56 bei meiner Tante Hen-
riette Goldschmidt. (...) Mein Bruder 
lebte bei Julius und Amalie Löwenstein 
in der Großen Straße 43.“1

Henriette Goldschmidt war somit für 
zwei minderjährige Kinder verantwort-

1 Brief  vom 31.08.1985 liegt dem Verfasser vor.

lich, die die Konse-
quenzen der natio-
nalsozialistischen 
Schul- und Ras-
senpolitik mehr 
oder minder dras-
tisch am eigenen 
Leibe zu spüren 
bekamen: Hanni Baumgarten als Schü-
lerin des Lyzeums (heute Gymnasium 
am Wall) von 1932 bis 1936 und Walter 
Goldschmidt als Schüler des Domgym-
nasiums von 1931 bis 1935. Beide bra-
chen die schulische Ausbildung unter 
enormem psychischen Druck, v.a. Noten-
druck2, stehend ohne den gewünsch-
ten Abschluss ab. Hanni Baumgarten 
begann eine Schneiderlehre und Wal-
ter Goldschmidt eine Gärtnerlehre. Die 
längst vorbereitete „rassische Absonde-

2 Übereinstimmend berichteten Hanni Baumgarten 
und Uri Bustan 1985, dass ihre schulischen Leistun-
gen nach 1933 kontinuierlich schlechter bewertet 
wurden. Die Kosten tragen die Opfer
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rung (...) jüdischer Schüler“ wurde nach 
und nach realisiert. 

Insbesondere für Frauen wie Henriette 
Goldschmidt mit zweifacher Belastung 
als Geschäftsinhaberin und allein erzie-
hende Mutter veränderte sich der Alltag 
spürbar. Sie musste erstens unter angst-
erfüllten Bedingungen für das Mittages-
sen sorgen und musste dann auch noch 
am Mittagstisch ihren Kindern erklären, 
warum sie von  Mitschülern drangsa-
liert, von  Lehrern gemobbt und von  ver-
meintlichen Freunden gemieden wurden. 
Jüdische Ehen und jüdisches Familienle-
ben standen spätestens seit den „Nürn-
berger Gesetzen“ vom 15.09.1935 nicht 
mehr unter dem „besonderen Schutz der 
Verfassung“. Die jüdische Mutterschaft 
hatte keinen „Anspruch auf Schutz 

und Fürsorge des Staats“.3 Ein irgend-
wie gearteter Protest gegen das, was 
ihr Sohn laut einem Zeitzeugenbericht 
von Uri Bustan (→Agathe Baumgarten) 
erlebte? Von vornherein erfolglos!  

„Walter Goldschmidt ging mit mir in 
eine Klasse. Er hatte rötliches Haar und 
abstehende Ohren. Unsere Mitschüler 
liebten  ihn nicht sehr, da er ein recht 
kluger Junge, aber ein völlig unsportli-
cher Typ war. Walter wurde in der Nazi-
zeit die Zielscheibe vieler Quälereien. 
So spuckte sich z.B. ein Junge auf die 
Stiefelspitze. Zwei andere packten Wal-
ter, verdrehten ihm die Arme, brachten 
ihn auf die Knie und zwangen ihn unter 
Gejohle und Gespött, dem Bengel die 
Stiefel abzulecken. Oder man zog ihm 
die Hosen runter, riss obszöne Witze 
über sein beschnittenes Glied. Darauf 
kamen drei weitere Helden und stopf-
ten ihm Schnee in die Unterhosen. Zum 
Schluss wurde er regelrecht bepinkelt. 
Ich möchte feststellen, dass die auf-
sichtführenden Herren nur in den sel-
tensten Fällen einschritten. Auch dann 
begnügten sie sich nur mit der Unterbre-
chung der Quälereien. Nie wurde einer 
bestraft. Die Quälgeister waren Söhne 
wohlhabender Eltern aus Verdens bes-
ter Gesellschaft.“ 

Henriette Goldschmidt war offensicht-
lich eine  tatkräftige und auf Selbstän-
digkeit bedachte Frau. Unter ihrem 
Mädchennamen Henriette Baumgar-
ten hatte sie als Putzmacherin schon 
in den zwanziger Jahren „Damen- und 
Herrenhüte in großer Auswahl“ ange-
boten. Geschäftsadresse war: Große 
Straße 72.  Dort wohnte sie bis 1922. Da 
sämtliche Akten der jüdischen Gewer-
bebetriebe 1941 aufgrund eines „Erlas-
ses des damaligen Reichsministers der 
Finanzen vernichtet“ worden sind, ist 
nicht mehr zu ermitteln, wann Henri-
ette Goldschmidt das Ladengeschäft 
in der Großen Straße 62 eröffnete und 
wann sie es in die Ostertorstraße 2 ver-
legte, „angeblich 1936“ laut Auskunft 
der Stadt Verden „im Entschädigungs-
verfahren der Renate Förster“ 1957. 

3 Zitiert nach der „Verfassung des Deutschen Reiches 
vom 11.08.1919“ (Weimarer Verfassung)

Henriette Goldschmidt

Große Straße 56
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Henriette Goldschmidt

Jüdische Einzelhandelsgeschäfte muss-
ten bereits zum 10.10.1938 besonders 
gekennzeichnet sein, darunter auch 
Henriette Goldschmidts „Putzgeschäft“ 
(s. Luise Baumgarten).  Schaufenster 
und Ladeneingang mussten „in weißer 
Druckschrift (Balkenschrift) von 20 cm 
Höhe an gut sichtbarer Stelle“ außen mit 
dem ausgeschriebenen Vor- und Zuna-
men beschriftet werden. Einen Monat 
später war die „Ausschaltung der Juden 
aus dem deutschen Wirtschaftsleben“ 
faktisch abgeschlossen.

In den frühen Morgenstunden des 
10.11.1938 klingelten  SA-Männer auch 
an der Haustür Große Straße 56. Der 
Hauseigentümer Friedrich Schramm 
öffnete und verweigerte ihnen coura-
giert  den Zutritt. Da in dem Haus kein 
jüdischer Mann wohnte, gab es auch 
niemanden, den sie verhaften konnten. 
Allerdings wurden in der noch häufig 
so bezeichneten „Reichskristallnacht“ 
auch die Schaufenster ihres Geschäf-
tes demoliert. Unter dem Gejohle der 
Zuschauer wurden die Scherben „zur 
Wiederherstellung des Straßenbildes“ 
von den Geschädigten selbst besei-
tigt. „Alle Schäden, welche durch die 
Empörung des Volkes über die Hetze 
des Internationalen Judentums gegen 
das nationalsozialistische Deutschland 
(...) an jüdischen Gewerbebetrieben 
entstanden sind“, mussten von den 
Geschäftsinhabern auf eigene Kosten 
beseitigt werden4. „Versicherungsan-
sprüche von Juden deutscher Staats-
angehörigkeit“ wurden „zugunsten des 
Reichs beschlagnahmt“. Da Henriette 
Goldschmidt finanziell nicht in der Lage 
war, die Rechnung für zwei von der Stadt 
in Auftrag gegebene und bereits einge-
setzte Schaufensterscheiben in Höhe 
von 241,60 RM zu bezahlen, erhob sie, 
letztendlich erfolglos, Einspruch  gegen 
die Instandsetzung ihrer Schaufenster: 

4 Am 12.11.1938 fand in Görings Reichsluftfahrtmi-
nisterium eine Schadensbilanz-Konferenz statt. 
Der Vertreter der Versicherungsgesellschaften, ein 
Mann namens Hilgard, wies darauf hin, dass die 
meisten Geschädigten „arisch“ seien, „der Jude (...) 
in der Regel nur der Mieter des Ladens“ sei. Darauf 
Goebbels: „Da muss der Jude den Schaden bezah-
len.“

„Es ist mir nämlich ganz unmöglich auch 
nur einen kleinen Betrag aufzubringen, 
da ich nicht mal das Notwendigste zum 
Leben habe.“ Ihr Geschäft blieb für 
immer geschlossen. „Die Lebensbedin-
gungen für Juden in Deutschland wur-
den (...) immer unerträglicher“ (Hanni 
Friedman). 

Am 17.12.1938 stellte Henriette Gold-
schmidt einen „Antrag auf Ausstellung 
eines Reisepasses. Unter „Reiseziel und 
Reisezweck“ gab sie „Palästina (Aus-
wanderung)“ an. Dazu aber kam es trotz 
vorliegender Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen nicht mehr. Hanni Friedmans 
Begründung dafür: „Die meisten in 
Frage kommenden Einwanderungslän-
der hatten Angst vor dem Zustrom von 

– inzwischen verarmten – Emigranten 
und öffneten widerwillig ihre Tore fast 
nur für ausgebildete Handwerker oder 
Landwirte oder aber für Personen mit 
Eigenkapital.“ Henriette Goldschmidt 
jedoch war mittellos und bereits 61 
Jahre alt. Mit „illegalen Transporten“ 
wie ihre Nichte über Tausende von Kilo- Vergeblicher Einspruch
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Henriette Goldschmidt

metern zu Lande und zu Wasser nach 
Palästina auszuwandern, kam für sie 
nicht in Betracht. Außerdem lebte ja 
noch ihr einziger Sohn in Deutschland.5

Henriette Goldschmidt gehörte zu den 21 
jüdischen Einwohnern Verdens, die am 
17.11.1941 in Verden in einen Zug gesetzt  
und am folgenden Tage von Bremen aus 
ins Ghetto Minsk deportiert wurden. 
Dort ist Henriette Goldschmidt ermor-
det worden. Ein genaues Todesdatum 
gibt es nicht. Henriette Goldschmidt 
war mit an Sicherheit grenzender Wahr-
scheinlichkeit nicht unter den „2600 
Juden aus Deutschland“, die die Mas-
senexekutionen zwischen dem 28. und 
30.07.1942 überlebten, die „übrig blie-
ben“, wie es in dem Bericht des zustän-
digen Generalkommissars Kube  an sei-
nen Vorgesetzen Lohse in der Sprache 
des NS-Schreibtischtäters hieß.

5 Walter Goldschmidt  meldete sich nach Beendigung 
seiner Gärtnerlehre am 02.05.1938 nach Spreen-
hagen bei Berlin ab, wurde 1942 nach Auschwitz 
deportiert und dort am 19.08.1942 ermordet.

Quellen: 

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“, Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H I, 5,2

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1910,1922 ,1927, Einwohner-
buch 1934 

• Archiv des Domgymnasiums Verden: 
Schülerhauptverzeichnis,  Klassenbücher 
1931/32 ff

• Archiv des Gymnasiums am Wall: Beob-
achtungsbogen Hanni Baumgarten

• Staatsarchiv Bremen (Hrsg.): „ ... sind Sie 
für den geschlossenen Arbeitseinsatz vor-
gesehen...“

 ››Judendeportationen‹‹ von Bremerinnen 
und Bremern während der Zeit der nati-
onalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Bundesarchiv Koblenz (Hg.): Gedenkbuch 
– Opfer der Verfolgung der Juden unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
in Deutschland, 4 Bde, 2. wesentlich erwei-
terte Auflage, Koblenz 2006

• Giordano, Ralph: ››Ich bin angenagelt an 
dieses Land‹‹ Reden und Aufsätze über die 
deutsche Vergangenheit und Gegenwart, 
Hamburg 1992

• Voß, Andreas: Die jüdische Gemeinde in 
Achim 1742 – 1942, Achim 2004 (Geburts-
urkunde)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 ‹‹ Kristallnacht›› in Verden, Verden 
(Aller) o.J. (1988)

• Verdener Nachrichten vom 17.05.1985 
(Zeitzeugenbericht Uri Bustan)
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Joseph Goldschmidt
Rassisch Verfolgter

Lage des Stolpersteins: 
Stifthofstraße 3 (früher 
Nr. 23)

Joseph Goldschmidt wurde am 11.10.1884 
im hessischen Treysa (heute Stadt 
Schwalmstadt) geboren. Seine Eltern 
waren Wolf und Klara Goldschmidt, geb. 
Rothschild. Schon als 14-jähriger ver-
ließ er sein Elternhaus, um sich in Han-
nover an der dortigen Bildungsanstalt 
für jüdische Lehrer zum Religionslehrer 
ausbilden zu lassen. Er wohnte zunächst 
zusammen mit anderen Schülern in 
Pension bei dem jüdischen Kaufmann 
Herz Dannenberg, ehe er am 14.11.1900 
im Internat der Bildungsanstalt in der 
Ohestraße 5 aufgenommen wurde. Am 
05.03.1905 meldete er sich nach bestan-
denem Examen für ein halbes Jahr nach 
Treysa ab. Seine erste Anstellung als 
Lehrer erhielt er an der jüdischen Volks-
schule in Delmenhorst1. Dort wohnte 
er vom 28.09.1905 bis zum 13.09.1909. 
Danach nahm er seinen ständigen 
Wohnsitz in Verden. 

Er war verheiratet mit Henriette Gold-
schmidt, geb. Baumgarten. Das Ehepaar, 
das sich schon 1933 trennte und dann 
auch scheiden ließ, hatte zwei Kinder: 
Renate (*15.01.1911 in Verden) und Wal-
ter (*21.02.1921 in Verden). Während 
der Tochter die Ausreise nach Palästina 
gelang, ist der Sohn  im KZ Auschwitz  
am 19.08.1942 umgekommen. Für die 
von der Familie Goldschmidt aufgenom-
mene Nichte Hanni Baumgarten war 
Joseph Goldschmidt zumindest noch  zu 
Schuljahresbeginn 1933/34 als Vormund 
eingesetzt. 

Die Familie zog nach mehrfachem Woh-
nungswechsel  am 18.01.1933 in die 
Stifthofstraße 23. Gemeldet war Joseph 
Goldschmidt  bis 1939 in Verden, zuletzt 
unter der Anschrift Piepenbrink 17. 
Seinen Lebensunterhalt in Verden ver-
diente er überwiegend als  Kaufmann 
und ca. fünf Jahre auch als Lehrer.  
Nach Aussagen seiner Tochter verfügte 

1 Stellenanzeigen erschienen in Zeitschriften wie 
„Der Israelit“ (gegründet von dem in Verden gebore-
nen Dr. Marcus Lehmann, s. Bertha Lehmann).

er über „eine ver-
hältnismäßig große 
Bibliothek“ litera-
rischer und religi-
öser Werke sowohl 
in deutscher (...) 
als auch in hebräi-
scher Sprache. 

Auf seinem unter der Gefängnisadresse 
Stifthofstraße 5 am 31.01.1939 gestellten 
und letztlich erfolglosen Antrag auf Aus-
stellung eines Reisepasses, um „für dau-
ernd“ nach Schanghai auszuwandern, 
befindet sich die allerdings  durchgestri-
chene Berufsbezeichnung „Lehrer“. Der 
zuständige Sachbearbeiter ergänzte: 

„ohne Beruf“.  Vom 01.12.1927 bis zum 
01.11.1932 war er  als Religionslehrer 
und Kultusbeamter, seit dem 29.06.1932 
auch ehrenamtlich als Rechnungsführer 
der Jüdischen Gemeinde Verdens tätig. 
Laut Zeugnis der Jüdischen Gemeinde 
Verdens verließ er nach der Trennung 
von jüdischem Schul- und Kirchenamt 

„auf eigenen Wunsch“ sein Amt,  das er 
zur „vollen Zufriedenheit“ der Gemeinde 
erfüllt habe (s. auch Gruppenfoto Mar-
tha Baumgarten). Der Magistrat der 

Stifthofstraße 3
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Stadt Verden hatte seinerzeit allerdings 
Einwände gegen seine Einstellung erho-
ben, da er wegen  unerlaubten Vieh-
handels  vorbestraft sei.  In menschen-
verachtender NS-Diktion formulierte 
diesbezüglich die Gestapo-Stelle Weser-
münde-Bremerhaven in einem Schrei-
ben vom 02.03.1939 an die Ortspolizei-
behörde Verden (=Bürgermeister), in 
dem ansonsten keine Einwände gegen 
die beantragte Ausstellung eines Reise-
passes erhoben wurden: „Der Jude Gold-
schmidt ist im höchsten Grade asoziales 
Element. Er ist mehrfach vorbestraft, 
zuletzt wegen Betruges in 14 Fällen.“2 

Ob und inwieweit die Betrugsvorwürfe 
gerechtfertigt waren, ist im Einzelnen 
nicht überprüfbar. Aktenkundig ist 
aber, dass Joseph Goldschmidt nach 

2 Bei den sog. „asozialen Juden“ handelte es sich um 
Personen, die Kleinstdelikte begangen hatten bzw. 
begangen haben sollten und die sich im Sinne der 
Herrschenden „nicht in die Ordnung der Volksge-
meinschaft“ einfügen wollten.  

dem Ausscheiden aus seinem Amt  wie-
der im Viehhandel tätig war. Seit dem 
15.09.1932 unterhielt er eine „Vermitt-
lungsagentur von Vieh jeder Art“ und 
seit dem 15.01.1937 einen „Kleinhandel 
mit Ziegen und Kleintierfellen“. Es han-
delte sich dabei offensichtlich um einen 

„unbedeutenden Handel“. Geschäfts- 
oder Lagerräume gab es nicht. Joseph 
Goldschmidt war gezwungen, sich ein 
Leben am Rande des antijüdischen Aus-
nahmerechts einzurichten.

Aktenkundig ist auch, dass Joseph Gold-
schmidt viermal  ins Verdener Gefäng-
nis eingewiesen wurde: am 03.04.1934, 
am 09.06.1937, am 22.12.1937 und am 
02.01.1939. Während die ersten beiden 
Inhaftierungen schon nach wenigen 
Tagen (bis zum 09.04.1934 bzw. bis 
zum 15.06.1937) beendet waren, wurde 
er nach der dritten Verhaftung „nach 
Vechta überführt“.3 Die letzten Tage 
vor seiner Deportation ins Konzentrati-
onslager Sachsenhausen sind aufgrund 
unterschiedlicher Angaben in den 
Quellen nicht ganz widerspruchsfrei 
rekonstruierbar. Die Zwangsnamensan-
nahme unterschrieb er am 02.01.1939 
mit der Adresse: Predigerstraße 11 (s. 
Frieda Spanier). Nach einem Schrei-
ben des Ordnungsamtes Verden vom 
29.03.1957 „ist G. am 3.1.1939 in Haft 
genommen und in ein Kz. deportiert 
worden“. In dem schon erwähnten  
Schreiben der Gestapo-Stelle Weser-
münde-Bremerhaven heißt es diesbe-
züglich: „Im Anschluss an die verbüßte 
Strafhaft wurde gegen ihn am 21.1.1939 
Schutzhaft verhängt.“  Aufgrund eines 
Erlasses des Geheimen Staatspoli-
zeiamts vom 10.02.1939 wurde er  am 
23.02.1939 der „Kriminalleitstelle Bre-
men“ überstellt.    

Am 19.03.1939 wurde Joseph Gold-
schmidt in das Konzentrationslager 
Sachsenhausen (Oranienburg) einge-
wiesen. Er erhielt die Häftlingsnummer 
002535 und wurde als „politischer Häft-
ling und Jude“ dem Block 18 zugewie-

3 In den Gefangenenbüchern der JVA Vechta gibt es 
jedoch keine Hinweise auf Joseph Goldschmidt (lt. 
schriftlicher Mitteilung von Dr. Söhnke Thalmann/
NLA-Staatsarchiv Oldenburg vom 12.08.09)

Joseph Goldschmidt

Unbedenklichkeits- 
bescheinigung der Gestapo
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sen. Bereits drei Tage später wurde er 
in den Häftlingsblock 40 überstellt und 
der Kategorie „BV/Jude“ (Abkürzung 
steht für „Befristete Vorbeugehäftlinge/
Berufsverbrecher“) zugewiesen. Noch 
einen Tag vor seinem Tod am 03.01.1940 
bekam er eine neue Häftlingsnum-
mer (Nr. 000135). Als Todesursache 
wurde „Lungenentzündung“ und als 
Sterbeort „Krankenbau“ angegeben, 
was höchstwahrscheinlich nicht der 
Wahrheit entsprach.  Aus vorgegebenen 
Todesursachenlisten wurde nach dem 
Beliebigkeitsprinzip eine ausgewählt, 
die in die amtlichen Sterbeurkunden 
eingetragen wurde. Ein  in ein KZ-Kran-
kenbau eingewiesener Schwerkranker 
hätte sicherlich nur wenige Stunden 
vor seinem absehbaren Tod keine neue 
Häftlingsnummer bekommen. Es muss 
davon ausgegangen werden, dass Joseph 
Goldschmidt keines natürlichen Todes 
starb, zumal brutalste Misshandlungen 
der kahl geschorenen und durch die 
einheitliche Sträflingskluft  entperso-
nalisierten „Schutzhäftlinge“, „kaum 
anders zu unterscheiden als durch ihre 
Nummer“, an der Tagesordnung waren. 

„Die SS-Leute“, so schrieb der Holocaust-
Überlebende Ernst Guttman, „von denen 
kaum einer über 21 Jahre alt war, hat-
ten es vor allem auf alte, dicke, jüdisch 
aussehende und sozial höherstehende 
Juden, z.B. Rabbiner, Lehrer, Anwälte, 
abgesehen.“ Joseph Goldschmidts 
Berufsbezeichnung in Sachsenhausen: 
tatsächlich wieder „Lehrer“!  

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Rep. II, Schule H I 5,1

• Stadtarchiv Delmenhorst: Einwohnermel-
dekartei (E-Mail von Werner Garbas vom 
29.07.09) 

• Stadtarchiv Hannover: Einwohnermelde-
kartei (E-Mail von Dr. Peter Schulze vom 
03.08.09)

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Nr.17 
(Gefangenenbuch des Landgerichtsge-
fängnisses Verden)

• Archiv GuM Sachsenhausen: JSU 1/96, Bl. 
003;  JSU1/95, Bl. 002;   D 1 A/1024, Bl. 093 

und D 1 A/1024, Bl. 096 (schriftl. Auskunft 
vom 31.03.09 und E-Mail von Dr. Christel 
Wickert vom 24.03.09)

• Standesamt Oranienburg: Nr. 32/1940, Bl. 
228 (desgl.)

• Archiv des Gymnasiums am Wall, Verden: 
Klassenbücher 1931 (Klasse VI) – 1933 
(Klasse IVb)

• Benz, Wolfgang: Der Rückfall in die Bar-
barei. Bericht über den Pogrom, in: Pehle: 
Walter H.: Der Judenpogrom 1938. Von der 
›Reichskristallnacht‹ zum Völkermord, 
Frankfurt/M 1988 

• Blasius,D./Diner,D. (Hg.): Zerbrochene 
Geschichte. Leben und Selbstverständnis 
der Juden in Deutschland, Frankfurt/M. 
1991

• Morch, Günther (Hg.): Konzentrationsla-
ger Oranienburg, Schriftenreihe der Stif-
tung Brandenburgische Gedenkstätten, Nr. 
3, Oranienburg 1994

• Obenaus, Herbert u.a.(Hg.): Historisches 
Handbuch der jüdischen Gemeinden in 
Niedersachsen und Bremen, 2 Bde., Göt-
tingen 2005

• Walk, Joseph (Hg.) Das Sonderrecht für die 
Juden im NS-Staat, Heidelberg 2(1996)

• www.alemannia-judaica.de/treysa_syna-
goge.htm

Joseph Goldschmidt

Zwangsvornamensannahme 
„Israel“
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Rosa-Frieda Grünfeld 
David Grünfeld
Ernst Grünfeld 

Manfred Grünfeld 
Hanna Grünfeld

Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine: 
Johanniswall 7  
(ehemalige Synagoge)

David Grünfeld wurde am 18.05.1897 
im polnischen Zelow (ca. 30 km südlich 
von Lodz) geboren. Seit 1920 hielt er 
sich, der als Muttersprache „deutsch“ 
angab,  ununterbrochen  in Deutsch-
land auf, behielt  aber offiziell die pol-
nische Staatsbürgerschaft. Er stand 
unter „Ausländerüberwachung“ und 
war beruflich auf eine  „Erteilung einer 
Arbeitserlaubnis“ angewiesen. Am 
22.04.1925 heiratete der „Lehrer und 
Schächter“1 David Grünfeld, wohnhaft 
in Stuttgart, Weberstraße 92, die in 
Fulda am 18.02.1906 geborene Rosa 
Frieda Goldberg, älteste Tochter des 
aus „Russisch-Polen“ zugezogenen 
Ehepaares Fräum und Zirl Goldberg, 
geb. Schiller. Als polnische Staatsange-
hörige mussten sich  Rosa Frieda und 
David Grünfeld vom jeweils zuständigen  
polnischen Konsulat   Pässe ausstellen 
lassen.  Das Ehepaar hatte drei Kinder: 
Ernst (*03.02.1926 in Stuttgart), Man-
fred (*16.06.1928 in Papenburg) und 
Hanna (*15.06.1936 in Papenburg).  

David Grünfeld war von 1927 bis 1937 
als Kantor und Religionslehrer bei der 
jüdischen Gemeinde  in Papenburg/
Ems angestellt. Im Reichsland Preußen 
war eigentlich die Anstellung ausländi-
scher Lehrer und Gemeindeangestell-
ter zumindest unerwünscht, doch die 
Gehaltsforderungen deutscher Lehrer 
konnten die zahlenmäßig kleinen jüdi-
schen Gemeinden wie Papenburg und 
Verden nicht erfüllen. In Papenburg 
mussten die Gemeindevorsteher sogar 

1  Eine häufige berufliche Kombination: Schächter 
stehen unter der Aufsicht des Rabbiners. Nicht nur 
handwerkliche Fähigkeiten müssen beim rituellen 
Schlachten nachgewiesen werden, sondern auch 
Rechtgläubigkeit. Nach den jüdischen Speisevor-
schriften ist der Genuss von Blut verboten.

einen Kredit in Höhe von 1.000,-- RM zur 
Deckung der Reise- und Umzugskosten 
sowie zur Renovierung der Lehrerwoh-
nung aufnehmen.  Ob auch in Verden, 
ist nicht bekannt, denn erst seit dem 
14.06.1938 folgten die Sparkassen der 
Anweisung, Kreditanträge von „Juden 
und jüdische Firmen“ allgemein abzu-
lehnen.

Als „ausländischer Arbeiter“ wurde er 
wegen „Übertretung der Gewerbeord-
nung“ vom Papenburger Amtsgericht 
am 16.02.1937 zu einer „Geldstrafe von 
30,-- RM hilfsweise 6 Tagen Gefängnis 
(...) rechtskräftig“ verurteilt. Im Okto-
ber 1937 trat er in Verden als Nachfolger 
von Richard Seif seinen Dienst als Kan-
tor und Religionslehrer an, wie aus dem 
Antrag vom 10.10.1937 auf eine auf ein 
Jahr befristete Erteilung einer Arbeits-
karte hervorgeht.  Die Familie wurde, 
ehe sie die Hausmeisterwohnung in der  
Synagoge am Johanniswall beziehen 
konnte, von Agathe und Arnold Baumgar-
ten in der Großen Str. 29 aufgenommen. 
Trotz der Bedenken der zuständigen 
Ortspolizeibehörde (= Bürgermeister der 
Stadt Verden) u.a. wegen der „geringen 
Seelenzahl (42) der hiesigen Gemeinde“ 
(s. Leopold Rothschild) gewährte diese 
ihm die befristete Arbeitserlaubnis, die 
auf Antrag vom 03.09.1938 nochmals um 
ein Jahr verlängert wurde.  

Dann überschlugen sich die Ereignisse. 
Nationale Machtpolitik wurde auf dem 
Rücken unschuldiger Menschen aus-
getragen.  In Deutschland lebenden 
polnischen Staatsbürgern drohte der 
Entzug ihrer offiziellen Staatsangehö-
rigkeit und damit die Staatenlosigkeit. 
Staatenlose jedoch hatten allenfalls  
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eingeschränkte Auswanderungschan-
cen. Das aber entsprach zu diesem 
Zeitpunkt  nicht den der  NS-Auswan-
derungspolitik zugrunde liegenden 
finanziellen Interessen. In Polen ande-
rerseits befürchtete man  insbesondere 
nach dem sog. „Anschluss Österreichs“ 
am 13.03.1938 und den dort in aller 
Öffentlichkeit inszenierten demütigen-
den bis brutalen Übergriffen auf die 
jüdische Minderheit eine Rückwande-
rung von Zehntausenden.  

Nur wenige Tage nach der Aushändi-
gung der neuen Arbeitskarte wurden 
aufgrund eines Erlasses Himmlers 

„betreffend Aufenthaltsverbot für Juden 
polnischer Staatsangehörigkeit“ vom 
26.10.1938 das Ehepaar Grünfeld sowie 
ihre Kinder Manfred und Hanna am 
28.10. um 0.45 Uhr in „Abschiebungs-
haft“  genommen und noch am sel-
ben Tage in Begleitung eines Polizei-
hauptwachtmeisters „in Zivilkleidung“ 
über Bremen nach Hamburg-Altona 
abtransportiert. Der inzwischen im 
jüdischen Waisenhaus in Hamburg 
untergebrachte älteste Sohn sollte dort 
seiner Familie „zugeführt“ werden. 
Das jedoch scheiterte, weil sich der 
erst zwölfjährige Ernst, höchstwahr-
scheinlich beunruhigt und verängstigt 

Rosa-Frieda & David Grünfeld

Arbeitskarte David Grünfeld

Verdener Synagoge 
(19. Jh., Druck)
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Rosa-Frieda & David Grünfeld

durch die Nazipropaganda, inzwischen 
per Bahn auf den Weg nach Verden 
gemacht hatte.  Er wurde umgehend 
zurückgeschickt, in Bremen sogar in 
ein Taxi gesetzt. Dennoch verpasste 
er die Abfahrt des Sammeltranspor-
tes mit seinen Eltern und Geschwis-
tern an die deutsch-polnische Grenze 
nach Neu Bentschen. Ernst Grünfeld 
blieb allein zurück. „Zur Deckung der 
Polizeikosten“ in Höhe von 143,15 RM 
sind zunächst Kartoffeln und Brenn-
holz und später auch acht „Wohnungs-
einrichtungsgegenstände“ verkauft 
worden. Sie gehörten zu der während 
des Synagogenbrandes in der Pogrom-
nacht sichergestellten  und akribisch 
aufgelisteten  Wohnungseinrichtung  

„in Verwahrung der Ortspolizeibe-
hörde“. David Grünfelds Vollmacht vom 
28.10.1938 für „Herrn Max Löwenstein, 
über meine Gegenstände nach meinen 
Anweisungen zu handeln“, wurde dabei 
völlig missachtet.

Abschiebung der  
Familie Grünfeld

In Neu Benschen (heute: Zbaszynek) 
angekommen, mussten die Abgescho-
benen die letzten Kilometer von der 
SS-Wachmannschaft getrieben und 
z.T. geschlagen zur polnischen Grenz-
station Zbaszyn (Bentschen) zu Fuß 
zurücklegen. Die Familie Grünfeld 
gehörte offensichtlich zu den Spätan-
kömmlingen, denen polnischerseits 
die Einreise verweigert wurde und 
die in grenznahen Sammellagern 
unter schlimmsten v.a. hygienischen 
Bedingungen in alten Militärbaracken 
und Stallungen in Zbaszyn interniert 
wurden. Von dort erreichte eine am 
26.11.1938 abgestempelte Postkarte die 
Familie Löwenstein mit der Bitte, der 
Familie angesichts des bevorstehenden 
Winters v.a. Wäsche, wärmende Decken 
und Haushaltsgeräte zu schicken. Das 
sagt viel mehr aus über die Lebensbe-
dingungen im Lager als die sachliche 
Mitteilung: „Wir sind nicht alleine. In 
diesem kleinen Grenzort wohnen 8000 
Menschen, die mit uns kamen.“   Das 
Lager, in dem sich die Lebensbedingun-
gen allmählich durch Eigeninitiative 
der Abgeschobenen, Hilfe polnischer 
jüdischer und auch ausländischer, ins-
besondere amerikanischer Organisati-
onen allmählich besserten, wurde erst 
im Juli 1939 geschlossen. 

Am 09.11.38 (!) hatte David Grünfeld 
bereits Beschwerde gegen das Aufent-
haltsverbot eingelegt und die „Wieder-
einreise ins Reichsgebiet“ beantragt. 
Noch schroffer als auf diesen Antrag 
reagierte die Stadt Verden auf die vom 

„Hilfskomitee f. Ausgewiesene“ schrift-
lich übermittelte Bitte  vom 05.05.1939 
um ein Führungszeugnis ohne einen 
Hinweis auf die „geringfügige Strafe“, 
da das für die Auswanderung in die USA 

„nicht dienlich“ sei. Darunter wurde am 
22.05.1939 handschriftlich vermerkt: 

„Wir haben keine Veranlassung für 
einen polnischen Juden irgendetwas zu 
tun. Er muss selbst sehen wie er weiter 
kommt. Wir sind ihn los! Antwort wird 
nicht erteilt, weil nicht einmal Porto 
für Ausland beigefügt ist.“2

2  Originalzitat



45

Rosa-Frieda & David Grünfeld

Aktenvermerk Ernst Grünfeld

Dennoch erhielt David Grünfeld von der  
Grenzdienststelle Neu Bentschen einen 

„Ausnahme-Einreisevermerk“  für fünf 
Wochen im Pass, um vorrübergehend 
nach Verden zurückzukehren und sich 
nach Hamburg „zu seinem Kinde zu 
begeben“. Seine fristgemäße Abreise 
zusammen mit seinem Sohn Ernst 
sollte  polizeilich  überwacht werden. 
David Grünfeld meldete sich in Verden 
am 31.05.1939 an und am 19.06.1939 

„nach Bentschen, Polen“ wieder ab. Er 
wohnte in dieser Zeit bei Löwensteins. 
Am 09.06.1939 bestätigte er den Emp-
fang „sämtlicher vorhandener Ein-
richtungs-Gegenstände, lt. Verzeich-
nis, außer den am 9.II.39 veräußerten 
Gegenständen“.

Feuerwehrleute „sichern“ 
das Eigentum der Familie 
Grünfeld (10.11.1938)
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Irgendwelche Informationen über das  
Leben in Polen und das Sterben der 
Familie Grünfeld im Warschauer Ghetto  
sind in den hiesigen Archiven nicht 
vorhanden. Das Bundesarchiv in Kob-
lenz hält die  gesamte 1940 deportierte 
Familie „für in Warschau verschollen“. 
Die „Central Database of Shoah Victims’ 
Names“ nennt konkret Warschau als 
Todesort, desgleichen das Papenburger 
Gedenkbuch von Uwe Eissing. 

Rosa-Frieda & David Grünfeld

Yad Vaschem: Gedenkblatt 
Rosa-Frieda Grünfeld
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Rosa-Frieda & David Grünfeld

Lebenszeichen aus Polen

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H2, 1,3

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 171a Verden, Nr. 591 (Synagogenbrandprozess Verden)

• Stadtarchiv Fulda: Einwohnermeldebogen, Auszug aus Heiratsregister (zugesandt von Dr. 
Thomas Heller)

• Historisches Museum Domherrenhaus Verden: Fotoarchiv 3867 

• (ehemaliges) Foto-Archiv Troue: zerstörte Synagoge

• Bundesarchiv Koblenz (Hg.): Gedenkbuch – Opfer der Verfolgung der Juden unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft in Deutschland 1933 – 1945, 4 Bde, 2. wesent-
lich erweiterte Auflage, Koblenz 2006 

• Eissing, Uwe: Die jüdische Gemeinde Papenburg-Aschendorf im Spiegel der Zeit. Ein 
Gedenkbuch. Papenburg, 1987

• Maurer, Trude: Abschiebung und Attentat. Die Ausweisung der polnischen Juden und der 
Vorwand für die »Kristallnacht«, in: Pehle, Walter H. (Hg.): Der Judenpogrom. Von der 
››Reichskristallnacht‹‹ zum Völkermord, Frankfurt/M. 1988

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 1938 «Kristallnacht» in Verden, Verden o.J. 
(1988)

• www.yadvashem.org (The Central Database of Shoah Victims’ Names)
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Betty Heidemann
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 76 

Betty Heidemann wurde am 06.08.1889 
in Osterholz-Scharmbeck geboren. Ihre 
Eltern waren David Heidemann und 
Dina1 Heidemann, geb. Herzberg. Die 
Familie Heidemann gehörte zu den alt-
eingesessenen jüdischen Kaufmannsfa-
milien Osterholz-Scharmbecks. Schon 
1937 musste die Familie Heidemann  ihr 
Textilgeschäft aufgeben.  

Am 19.01.1937 meldete sich Betty Hei-
demann, aus Osterholz-Scharmbeck 
kommend, in Verden an. Sie wohnte in 
der Großen Straße 76 bei Bertha Leh-
mann und war dort als Hausangestellte 
beschäftigt. Am 17.11.1941 wurde sie 
als einzige jüdische Bewohnerin  im 
Gegensatz zu den schon über 70-jähri-
gen Schwestern Bertha Lehmann und 
Cissy Wulff  „evakuiert“, um am folgen-
den Tage von Bremen ins deutsche Son-
derghetto Minsk  „zum nutzbringenden 
Arbeitseinsatz der Juden für die deut-
sche Wirtschaft“ deportiert zu werden. 
Noch waren die über 65-jährigen  laut 
offizieller Anordnung nicht betroffen. 
Das schien logisch, war in Wirklichkeit 
aber Teil einer perfiden Herrschaftsme-
thode der Nazis. Sie  ließen auf  diese 
Weise die ahnungslosen Deportierten in 
dem Glauben an eine mit Arbeitseinsät-
zen im Osten verbundene Aussiedlung. 
Davon, dass deutschen Juden  nichts 
passieren würde, waren die meisten 
Betroffenen überzeugt, hatten sie doch 
das entwürdigende, schikanierende 
und ausbeuterische Sonderrecht für die 
jüdischen Deutschen nicht zuletzt aus 
Furcht vor den drakonischen Strafen 
hingenommen, so auch Betty Heide-
mann. Schon einen Tag nach Inkraft-
treten der „Verordnung über die Anmel-
dung des Vermögens von Juden“ hatte 
sie am 27.04.1938 ihr Vermögen angege-
ben. Davon sollte ihr nichts bleiben.  

Ca. 14 Tage vor der Deportation wurden 
die Betroffenen amtlicherseits infor-

1 Lt. telefonischer Auskunft von Klaus-Peter Schulz 
(Osterholz-Scharmbeck) am 25.09.2009

miert. „Es gibt viel Arbeit“, schrieb Ber-
tha Lehmann an ihre Tochter in den USA, 

„wir haben heute die Sachen für Fräulein 
Heidemann in Ordnung gebracht und 
haben jetzt viel für sie zu nähen, bei der 
Kälte ist eine weite Reise zu schreck-
lich.“ 50 Kilogramm  „Reisegepäck“ und 
50 RM pro Person waren erlaubt. Am 
Vorabend der Deportation soll es sogar 
eine bescheidene Abschiedsfeier gege-
ben haben. Auch Luise Baumgarten 
und Gertrud Jacobsohn verbrachten die 
letzte Nacht am 16./17.11.1941 vor der 
Deportation in Bertha Lehmanns  Woh-
nung.   

Aus dem Ghetto, tatsächlich aber Ver-
nichtungslager Minsk, kehrte Betty Hei-
demann nicht mehr zurück. Das Ghetto 
Minsk war nach der Einnahme der Stadt 
am 28.06.1941, also nur eine Woche nach 
dem Überfall auf die Sowjetunion, von 
der Wehrmacht für zurückgebliebene 
75000 Minsker Juden auf einem ca. zwei 
Quadratkilometer großen Gelände im 
Westen der Stadt eingerichtet worden 
und nach dem Beginn der Deportation 
deutscher Juden im November 1941 in 
zwei durch einen Stacheldrahtzaun 
getrennte Areale aufgeteilt worden, in 
das größere (weiß)russische Ghetto 
und das deutsche Sonderghetto.  

Die meisten der aus Bremen am 
18.11.1941 Deportierten  überlebten den 
harten Winter 1941/42 mit bis zu minus 
40° C nicht. Sie waren untergebracht in 
kleinen Holzhütten ohne Öfen, die aus 
zwei bis drei kleinen Zimmern für 12 
bis15 Personen bestanden. Sie erfroren, 
starben an Entkräftung, Hunger, Seu-
chen oder  fielen einer der zahlreichen 
willkürlichen Hinrichtungsaktionen 
zum Opfer. Die Einsatzgruppe A2 der SS 

2 Einsatzgruppen (A, B, C, D) waren mobile Einheiten 
der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes 
der SS. Sie waren einer der Terrororganisationen 
des NS-Herrschaftssystems, die „im rückwärtigen 
Gebiet“ den Vernichtungskrieg gegen die Zivilbe-
völkerung führten. Insgesamt ermordeten die Ein-
satzgruppen mindestens 900.000 Menschen.

Große Straße 76
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berichtete Ende Januar 1942: „Die in 
allen Ghettos vorhandene Zusammen-
drängung der Juden bedingt naturge-
mäß eine größere Seuchengefahr. (...) 
In einzelnen Fällen wurden ansteckend 
erkrankte Juden unter dem Vorwand, in 
ein jüdisches Altersheim verbracht zu 
werden, ausgesondert und exekutiert.“ 
Im Dezember 1941 war die Todesrate 
besonders hoch. Die Toten konnten 
nicht begraben werden.  Mit Dynamit 
wurde ein Loch in den tief gefrorenen 
Boden gesprengt, um die Toten zumin-
dest notdürftig zu begraben. Und ... als 
das Tauwetter einsetzte, mussten die 
noch Lebenden ihre Bekannten, Nach-
barn und Angehörigen  nochmals beer-
digen.

Zu ersten Massenexekutionen kam es 
im Frühjahr 1942. Am 28.07.1942 dann 
begann als Vergeltung für das Attentat 
auf den Chef der Sicherheitspolizei und 
des SD Reinhard Heydrich3  im Rahmen 
der sog. „Aktion Reinhard“ eine der skru-
pellosesten Massenexekutionen im von 
Hitler propagierten Vernichtungskrieg 
gegen „das europäische Judentum“.  Im 
Urteil des Landgerichts Koblenz gegen 
Adolf Rübe und andere NS-Verbrecher 
heißt es: „ Die Aktion begann am Mor-
gen des 28.07.1942, als die zahlreichen 
Arbeitskommandos bereits ausgerückt 
waren. Unter Hinzunahme von Kräften 
der Eisenbahn, der Organisation Todt4 

sowie der Gendarmerie wurde das 
gesamte Getto umstellt und abgeriegelt. 
Alsdann untersuchten Räumungskom-
mandos das Getto und holten die Men-
schen aus den Häusern. Sie wurden zum 
Gettoausgang getrieben, wo sie sich sam-
meln mussten. Schubweise wurden sie 
dann zum Exekutionsgelände bei dem 
Gut Tostinez gefahren. Da die Fahrzeuge 
der Dienststelle für eine so große Aktion 
nicht ausreichten, wurden zusätzliche 
Fahrzeuge der Eisenbahn und anderer 
Minsker Dienststellen herangezogen. 
Darüber hinaus beförderten auch Gas-
wagen (...) Menschen zur Grube. (...) Ob 
und in welchem Umfang die Gaswagen 

3 Am 27.05.1942 in Prag. Er starb an den Folgen des 
Attentats am 04.06.1942.

4 Siehe Martin Spanier (Fußnote 5)

(...) auch zum Vergasen ein-
gesetzt wurden, konnte nicht 
zuverlässig geklärt werden. 
Der überwiegende Teil der 
Opfer wurde jedenfalls von 
Hand mittels Pistole durch 
Genickschuss umgebracht.“ 
Das Eigentum der Ermor-
deten wurde zurück nach 
Deutschland transportiert 
und als „Spende der weiß-
russischen Bevölkerung für 
das deutsche Volk“ dekla-
riert. Das jedenfalls verkün-
dete eine weithin sichtbare 
Aufschrift. Als Betty Heide-
manns Todesdatum gilt der 
28.07.1942. Sie ist 52 Jahre 
alt geworden. Ein Hinweis 
darauf, dass Betty Heide-
mann amtsgerichtlich für tot 
erklärt wurde, enthält weder 
die Verdener Einwohnermel-
dekarte noch die Osterhol-
zer Geburtsurkunde. Letztere enthält 
lediglich zwei Randbemerkungen: ers-
tens über die Annahme des „zusätzli-
chen Vornamens Sara“ am 27.01.1939 
und zweitens über die Löschung dieses 
Zwangsvornamens am 17.09.1948.

Betty Heidemann

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei

• Standesamt Osterholz-Scharmbeck: Geburtsregister Nr. 43/1889

• Staatsarchiv Bremen (Hg.) „... sind Sie für den geschlossenen Arbeitseinsatz 
vorgesehen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Bremerinnen und Bremern während 
der Zeit der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Kleine Schriften des 
Staatsarchivs Bremen, H. 36, Bremen 2006

• Wedemeier Klaus: Mut zum Erinnern – Gegen das Vergessen, Bremen 1994

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 Weidemann,  J.: Vor 50 Jahren: Juden ins 
Getto Minsk deportiert) 

• www.hagalil.com/deutschland/nord/osterholz (Ernst-Goergens, B./Goergens, 
H.: Die Geschichte der Juden in Osterholz-Scharmbeck) 

Auszug aus der Geburts-
urkunde (Zwangsvorna-
mensannahme und Löschung)

Zwangsvornamensannahme 
„Sara“
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Minna Herzberg  
Harry Herzberg

Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine: 
Große Straße 116

Minna Herzberg  wurde am 18.05.1874 
in Hemelingen1 (damals Kr. Achim, seit 
1939 Ortsteil Bremens) geboren. Sie 
war verheiratet mit dem in Sachsenha-
gen (damals Kr. Rinteln) am 23.05.1875 
geborenen  Viehhändler Harry Herzberg, 
Sohn des Schuhmachermeisters Gumpel 
Herzberg und seiner Ehefrau Lina, geb. 
Beerenthal. Minna und Harry Herzberg  
ließen sich schon vor dem Ersten Welt-
krieg in Verden nieder.  1910 wohnten 
sie in der Großen Straße 20 und seit den 
20-er Jahren in der Großen Straße 116. 
Das Ehepaar hatte keine Kinder. 

1935 waren von den 23 erwachsenen 
Männern  der jüdischen Gemeinde 14 in 
kaufmännischen Berufen tätig, überwie-
gend als Selbständige, und neun  waren  
Viehhändler bzw. Schlachter2. Der Vieh-
handel, insbesondere der Rinder- und 
Pferdehandel, war im ländlichen Raum 
traditionell eine Domäne jüdischer 
Händler. Seit Generationen hatten sich 
die Geschäftsbeziehungen zwischen 
Bauern, seit dem 13.09.1933 im „Reichs-
nährstand“ organisiert, und ihren Vieh-
händlern zum beiderseitigen Vorteil ein-
gespielt. Die jüdischen Händler zahlten 
v.a. bar auf die Hand, gaben Kredite und 
nahmen jede Menge und jede Qualität ab. 
Ein großer Teil der  Bauern war  „gegen-
über  weltanschaulichen Lehren des 
Nationalsozialismus vollständig unemp-
fänglich.“  Materieller Druck auf die 
Bauern und Schikanen gegen die jüdi-
schen Viehhändler nahmen zu. Bauern 

1  Am 18.05.187? (die letzte Zahl ist auf der Verfügung 
stehenden Kopie nicht völlig zweifelsfrei einer „4“ 
zuzuordnen) wurde in Hemelingen laut Personen-
standsregister  ein Mädchen geboren, nämlich die 
Tochter des Schlachters Josef Alexander und sei-
ner Ehefrau Sara, geb. Mendel. Ihr Vorname: Mina 
(mit Verdoppelungsstrich über dem „n“). Ob Minna 
Herzberg tatsachlich als Minna Alexander geboren 
wurde, kann aufgrund handschriftlicher Eigenhei-
ten nicht mit letzter Sicherheit festgestellt werden.

2  Harry Herzberg und Leo Braaf waren Trauzeugen 
bei der Hochzeit  Bernhard Franks und Käthe 
Rosenbachs (1926), der Tochter ihres Kollegen 
Adolf Rosenbach, ein Beleg für die intensiven sozia-
len Kontakte zwischen den jüdischen Viehhändlern 
Verdens.

wurden als „Judenknechte“ beschimpft. 
Jüdische Viehhändler erhielten über-
höhte Steuerbescheide. Vielerorts wur-
den Schilder mit der Aufschrift „Zutritt 
für Juden zum Viehmarkt verboten“ auf-
gestellt. „Volksgenossen“ wurden zur 
Denunziation aufgerufen. „Viehhandel 
mit Juden unehrenhaft“ lautete eine 
Zeitungsüberschrift am 20.04.1938. Es 
war eine unmissverständliche War-
nung. Den Bauern wurde sogar damit 
gedroht, ihren Hof zu verlieren. Unter 
diesen Bedingungen hatten besonders 
die strenggläubigen Juden zu leiden. 
Wer sollte am Sabbat die Kühe melken, 
wenn sich keine nichtjüdischen Arbeits-
kräfte oder hilfsbereite Nachbarn mehr 
fanden? „Wir haben mehrere hervor-
ragende Kühe und Rinder in unseren 
Stallungen Lindhooper Straße 8a zum 
Verkauf stehen“, inserierten gemeinsam 
Harry Herzberg und Adolf Rosenbach im 
Verdener Anzeigenblatt vom 30.01.1920. 

Seit dem Herbst 1937 kam es dann wie-
der zu einer Verschärfung der antijü-
dischen Repressionsmaßnahmen. Den 
jüdischen Viehhändlern wurden nach 
und nach mit fadenscheinigen Begrün-
dungen die Konzessionen entzogen. 
Einsprüche gegen die „Entziehung der 
Viehhandelserlaubnis“ wurden generell 
abgewiesen. Die „Berufsbereinigung“ 
im Landkreis Verden war Ende  Juli 
1938 fast vollzogen. Im August 1938 gab 
es nur noch einen jüdischen Viehhan-
delsbetrieb, nämlich den des niederlän-
dischen Staatsangehörigen Leo Braaf3 
(s. Clara Baumgarten), aber unmittelbar 
nach der inszenierten Pogromnacht am 
9./10.11.1938 verkündete die NS-Presse 
reichsweit: „Der Viehhandel ist frei von 
Juden“. Die Verdener Viehmärkte fanden 
unter Hakenkreuzflaggen statt.

Der inzwischen 63-jährige Harry Herz-

3  Die offiziell niederländischen Staatsbürger Levi 
Alexander, Inge Alexander, Selma und Leo Braaf 
wurden am 18.01.1939 ausgewiesen. Sie gehören 
auch zu den auf dem Mahnmal an der Ritterstraße 
aufgeführten 56 Holocaust-Opfern Verdens.



51

Minna & Harry Herzberg

berg gehörte vermutlich zu den in der 
Pogromnacht Verhafteten, nicht aber 
zu den wochenlang in „Schutzhaft“ (s. 
Leopold Rothschild) einsitzenden Mit-
gliedern der jüdischen Gemeinde. Dem 
dort ausgeübten Auswanderungsdruck 
war er nicht ausgesetzt. Nur wenige Mit-
glieder der jüdischen Gemeinde stellten 
keine Ausreiseanträge. Zu ihnen gehörte 
das Ehepaar Herzberg. Der Umgang mit 
den NS-Behörden war aus verständli-
chen Gründen sicherlich sehr angstbe-
setzt. Zur Bestätigung der Zwangsna-
mensannahme „Sara“ ging Minna Herz-
berg nicht allein ins Rathaus, sondern 

Berufsverbot

zusammen mit Rebecka Silberberg, geb. 
Alexander (höchstwahrscheinlich eine 
Verwandten, s. Fußnote 1), für die sie 
auch unterschrieb.

Am 21.12.1938  mussten Minna und 
Harry Herzberg ihre Wohnung verlassen. 
Sie wurden in das „Judenhaus“ Predi-
gerstraße 11 eingewiesen (s. Frieda Spa-
nier). Das war das Ende ihrer bürgerli-
chen Existenz, mag auch die materielle 
Existenz  mehr schlecht als recht noch 
gesichert gewesen sein. Sie gehörten zu 
denen, die am 27.04.1938 aufgrund der 

„Verordnung über die Anmeldung des 
Vermögens von Juden“ Vermögen angege-
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Minna & Harry Herzberg

ben hatten, über das sie aber nicht mehr 
frei verfügen konnten und das  durch 
willkürlich verordnete Sonderabgaben 
(z.B. sog. Sühneleistung“ am 12.11.1938)  
ständig dem Zugriff des NS-Staates aus-
gesetzt war.  

Zusammen mit weiteren 19 jüdischen 
Männern, Frauen und Kindern  wurden 
Minna und Harry Herzberg am 17.11.1941 
in einen Zug nach Bremen gesetzt.  Sie 
verbrachten den Rest des Tages und die 
Nacht zum 18.11.1941 unter Bewachung 
in einem extra eingerichteten Sammel-
lager in der ehemaligen Carl-Peters-
Schule am Barkhof in Bahnhofsnähe 
(s. Hertha Spanier).  Wie die Verdener 
Bevölkerung  auf die sog. „Evakuierung“ 

reagierte, ist nicht überliefert.  In Bre-
men jedoch gab es eine Protestaktion 
gegen die beabsichtigte Massendeporta-
tion. Im Vorfeld war es bereits zu Verhaf-
tungen gekommen. Aus Verschleierungs-
gründen wurden daher die Internierten, 
Koffer und sonstiges Gepäck tragend, 
am folgenden Morgen in kleinen Grup-
pen zum Bahnhof geführt. Erst Stun-
den später nach einer demütigenden 
Abfertigungsprozedur wurden sie in den 
aus Hamburg kommenden, bereits mit 
Deportierten besetzten Zug, bestehend 
aus tschechischen Personenwagen,  zu 
je 50 Personen  pro Waggon „verladen“. 
Nach tagelanger Einsenbahnfahrt4 
erreichten sie unter wohl übergriffs-
freier Bewachung Bremer Schutzpolizis-
ten Minsk und wurden dort von der SS 
mit Peitschenhieben empfangen.

Welche weiteren Qualen die bereits 67- 
bzw. 66-jährigen Minna und Harry Herz-
berg in den folgenden Wochen oder gar 
Monaten erlitten, ob sie überhaupt den 
extrem kalten Winter 1941/42 überleb-
ten und ob sie  von den zahlreichen will-
kürlichen Erschießungsaktionen der 
SS verschont blieben, ist nicht bekannt. 

„Hunger, Kälte, Läuse, Wanzen, Krank-
heit und Tod waren allgegenwärtig. Am 
Neujahrsabend erschienen betrunkene 
SS-Leute und erschossen wahllos 500 

4  Unterschiedliche Angaben: 3 – 5 Tage

Viehmarkt unter  
dem Hakenkreuz

Gemeinsame Zwangs- 
namensannahme
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Minna & Harry Herzberg

Leute. (...) Die Temperaturen fielen 
unter 40 Grad, die Todesrate stieg“, 
schreibt der Holocaust-Überlebende 
Heinz Rosenberg aus Hamburg. „Minsk 
ist die grausamste Erinnerung meines 
Lebens, ein Schrecken der Nazizeit.“ Als 
Minna und Harry Herzbergs Todesda-
tum gilt der 28.07.1942, der Tag, an dem 
per Genickschuss die Massenexekutio-
nen in den Kiesgruben bei Minsk began-
nen. Laut Beschluss des Amtsgerichts 
Verden vom 17.01.1951 (AZ 3 II 110/50) 
wurde der Tod der Eheleute „ab 9.3.51 
für rechtskräftig erklärt“.

Große Straße 116

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14ff 

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1910, 1922, 1927, Einwohner-
buch 1934

• Kreisarchiv Verden: 5 – 27d und 5 – 27e

• Historisches Museum Domherrenhaus Ver-
den: Foto-Archiv Nr. 4711

• NLA- Staatsarchiv Bückeburg: H 120d F Nr. 
25 (Vormundschaftsregister)

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 83b Nr. 1 
(Personenstandsregister Achim)

• Standesamt Sachsenhagen: Geburtsregis-
ter Nr. 21/1875

• Standesamt Verden: Heiratsregister Nr. 
61/1926

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Benz, Wolfgang: Die deutschen Juden und 
der Nationalsozialismus 1933 – 1939, in: 
Aus Politik und Zeitgeschehen, B. 43/1988 

• Focke,H./Reimer,U.: Alltag der Entrech-
teten - Wie die Nazis mit ihren Gegnern 
umgingen, Reinbek 1982

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Ver-
densis, Verden 1991 (maschinenschriftlich 
1965) 

• Herlemann, Beatrix: 1933 – 1945: „Die 
deutschen Bauern geschlossen hinter 
dem Führer“? Materialien zum Museums-
besuch Nr. 28 (Landwirtschaftsmuseum 
Lüneburger Heide, Suderburg-Hösserin-
gen)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 ‹‹Kristallnacht›› in Verden, Verden 
o.J. (1988) 

• Verdener Anzeigenblatt vom 30.1.1920
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Gertrud Jacobsohn
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Holzmarkt 10  
(früher Nr. 5)

Gertrud Jacobsohn wurde am 29.06.18791 
in Graudenz/Westpreußen (nach dem 1. 
Weltkrieg polnisch: Grudziadz) geboren. 
Sie war die ältere Schwester von  Luise 
Baumgarten, war ledig und wurde in 
der „Liste der in Verden/Aller wohn-
haften Juden“ vom 14.12.1935  als „Frl.“ 
geführt. Über ihre Kindheit und Jugend 
ist nichts bekannt. Bekannt ist ebenfalls 
nicht, wann konkret sie nach Verden in 
die unmittelbare Nähe ihrer Schwester 
zog. Jedenfalls war sie am 20.10.1921 mit 
Wohnung in der Großen Straße 79 (seit 
1926 Große Straße 71) gemeldet, zog 
dann am 01.04.1931 direkt zu Schwes-
ter und Schwager in den Holzmarkt 5, 
meldete sich am 19.10.1939 nach Güst-
row/Mecklenburg ab, wo ihr Bruder 
Max Jacobsohn (*26.11.1884 in Grau-
denz) mit seiner Familie lebte, und am 
12.4.1940 wieder in Verden, Holzmarkt 
5 (inzwischen sog. „Judenhaus“) an.  
Zusammen mit Schwester und Schwager 
und dem Ehepaar Rothschild  wurde sie 
schließlich am 04.11.1941 nur 14 Tage 
vor ihrer Deportation in  die Stifthof-
straße 13 (ebenfalls sog. „Judenhaus“) 
eingewiesen.  

Genau wie ihre Schwester hatte sie am 
26.02.1939 einen „Antrag auf Ausstel-
lung eines Reisepasses“ gestellt , um 
nach „Alexandrette“, korrigiert „wahr-
scheinlich nach Palästina“ auszuwan-
dern. Das durchgestrichene „Alexand-
rette“ und das vom zuständigen Sachbe-
arbeiter korrigierte Auswanderungsziel 
verraten Unsicherheit und sind  ein Hin-
weis darauf, dass es sich hier nicht um 
eine wohl überlegte und längst geplante, 
sondern um eine unter zunehmendem 
Verfolgungsdruck zustande gekommene 
und genötigte Aktion handelte.  Laut  

„Verordnung über Reisepässe von Juden“ 
vom 05.10.1938 waren die „deutschen 
Reisepässe“ ungültig. Sie wurden ein-

1 Da es unterschiedliche Angaben gab, musste das 
Geburtsjahr polizeilich per Geburtsurkunde festge-
stellt werden.

gezogen und waren 
erst wieder gültig, 
wenn diese „auf 
Seite 1 links oben“ 
mit einem drei Zen-
timeter  hohen und 
rot gestempelten 

„J“ versehen worden 
waren und den zusätzlichen Zwangsvor-
namen „Sara“ bzw. „Israel“ enthielten. 

Warum Gertrud Jacobsohn die lebens-
rettende Auswanderung nicht mehr 
realisieren konnte, obwohl sie die erfor-
derlichen Erklärungen abgegeben hatte, 
die geforderten Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen vorlagen und die Anträge 
besonders mittelloser AntragstellerIn-
nen, weil sie nicht reichsfluchtsteuer-
pflichtig2 waren, beschleunigt bearbei-
tet wurden, kann nur vermutet werden. 
Angesichts der großen Nachfrage ver-
teuerten sich sowohl Speditionskosten 
für noch evtl. vorhandenes Umzugsgut3 
als auch Schiffspassagen. Die meisten 
potenziellen Aufnahmestaaten ver-
schärften die Einreisebestimmungen 
bis hin zur Einreisesperre, erteilten 
Einreisevisa fast ausschließlich nur 
noch aufgrund eigener wirtschaftlicher 
Interessen und verlangten ein „Vorzei-
gegeld“. Insbesondere für ältere Men-
schen ohne Berufsausbildung und ohne 
verwandtschaftliche Beziehungen im 
Aufnahmeland minimierten sich die 
Auswanderungschancen zumal dann, 
wenn das Auswanderungsziel das bri-
tische Mandatsgebiet Palästina war. In 
einem streng vertraulichen Runderlass 
des Auswärtigen Amtes vom 22.07.1937 
wurde „auf die ablehnende deutsche 

2 Durch das „Reichsfluchtsteuer-Gesetz“ vom 
18.05.1934 wurde die Freigrenze von 200.000 RM 
auf 50.000 RM herabgesetzt. Reichsfluchtsteuer-
pflichtig (25%) war auch, wer über ein Jahresein-
kommen von über 20.000 RM verfügte.

3 Lt. Erlass des Reichsfinanzministeriums über die 
„Mitnahme von Umzugsgut durch jüdische Auswan-
derer“ vom 17.04.1939 betrug die Abgabe im Allge-
meinen 100% des Wertes des Umzugsgutes. Wertge-
genstände durften nicht ausgeführt werden.
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Gertrud Jacobsohn

Haltung gegenüber der Gründung eines 
jüdischen Staates in Palästina“ hinge-
wiesen. Die Förderung der Palästina-
auswanderung wurde allein aus innen-
politischen Gründen gerechtfertigt. Die 
nach der Pogromnacht unter offizieller 
Federführung des Beauftragten für den 
Vierjahresplan Hermann Göring einge-
leiteten „Maßnahmen zur Vorbereitung 
einer verstärkten Auswanderung der 
Juden“ erwiesen sich letztlich als Fort-
setzung der Ausraubung mit anderen 
Mitteln und als verschleierte Vertrei-
bung. 

Wie intensiv die inzwischen 60-jährige, 
alleinstehende Gertrud Jacobsohn, 
sicherlich unter enormem psychischen 
Druck stehend, voller Zukunfts- und Ver-
sagensängste, voller Zweifel zwischen 

Hoffen und Bangen und voller Angst vor 
kultureller Entwurzelung, vor einem 
totalen Neubeginn in einem fremden 
Land, ihre Auswanderung betrieb, ob 
sie überhaupt die Beratungsangebote 
in Bremen4 annahm, kann nicht mehr 
ermittelt werden. Nach dem 01.09.1939 
waren laut einem Bericht der Bremer 

4 Es gab zwei Beratungsstellen in Bremen: eine Fili-
ale der „Reichszentrale für die jüdische Auswande-
rung“ und eine Zweigstelle des Hilfsverbands der 
Juden in Deutschland. Der Besuch der ersten war 
verpflichtend, der der zweiten freiwillig. Zudem 
gab es in Berlin das nur für die Auswanderung nach 
Palästina zuständige Palästina-Amt der „Jewish 
Agency“ mit 22 Zweigstellen im Reichsgebiet. Wie 
alle anderen jüdischen Organisationen wurden 
der Hilfsverband und das Palästina-Amt nach dem 
Novemberpogrom 1938 in die „Reichsvertretung 
der deutschen Juden“ bzw. im Sommer 1939 in die 

„Reichsvereinigung der Juden in Deutschland“ ein-
gegliedert.

Selbstverpflichtung  
(mit noch nicht korrigiertem 
Geburtsdatum) 
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Gertrud Jacobsohn

Gestapo sowieso „die Ausreisemöglich-
keiten für Juden (...) infolge des Krieges 
außerordentlich verringert.“ 

Die Initiative zur Errichtung einer 
„Judenauswanderungszentrale“ war 
schon wenige Tage nach der Pogromnacht 
vom Chef der Sicherheitspolizei und des 
Sicherheitsdienstes (SD) ausgegangen. 
In einer Besprechung mit Leitern der 
obersten Reichsbehörden, bei der auch 
Göring anwesend war, regte Heydrich 
bereits eine Kennzeichnung der Juden an. 
Zwei Jahre später wurde die Kennzeich-
nungspflicht realisiert. Diese Bespre-
chung mit Heydrich und Göring war noch 
in anderer Hinsicht richtungsweisend. 
Göring übertrug Heydrich die Gründung 
und die Leitung der Reichszentrale mit 
Außenstellen in Wien, Prag und seit 1941 
auch in Amsterdam. Geschäftsführer der 
Reichszentrale in Berlin wurde schon 
1939 nicht zuletzt aufgrund seiner Paläs-
tina- und Zionismuskenntnisse und seiner 
Wiener Erfahrungen mit jüdischer Aus-
wanderung Adolf Eichmann, der  Orga-
nisator der millionenfachen Deportation 
von Jüdinnen und Juden im gesamten 
NS-Herrschaftsgebiet und auch der sog. 

„Endlösung“. Nach dem Auswanderungs-

verbot vom 23.10.1941 begann er getreu 
dem „Führerbefehl, das Reich judenfrei“ 
zu machen, umgehend mit der Umset-
zung der Massenmordpläne, der bürokra-
tisch geplanten industriellen Verwertung 
des Menschen.

Zum Zeitpunkt ihres Zwangsumzugs in 
die Stifthofstraße 13 war der Deportati-
onsbefehl in Verden schon bekannt. Ger-
trud Jacobsohn, ihre Schwester und ihr 
Schwager konnten praktisch auf gepack-
ten Koffern sitzen bleiben. Mitnehmen 
durften sie am 17.11.1941 zunächst nach 
Bremen und dann am folgenden Tag ins 
Ghetto (tatsächlich Vernichtungslager) 
Minsk nur 50 kg Gepäck. Dort ist Ger-
trud Jacobsohn ermordet worden. Wie 
und wann konkret, ist nicht bekannt. 
Selbst eine in den USA lebende Nichte 
konnte 1995  beim Eintrag in die „Cen-
tral Database of Shoah  Victims’ Names“ 
kein Todesdatum angeben. Als offizielles 
Todesdatum gilt der 28.07.1942, der Tag, 
an dem in den Kiesgruben bei Minsk die 
Massenexekutionen per Genickschuss 
begannen. 

Quellen:  

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ 14

• Staatsarchiv  Bremen (Hg.): „... sind Sie 
für den geschlossenen Arbeitseinsatz vor-
gesehen...“ »Judendeportationen« von Bre-
merinnen und Bremern während der Zeit 
der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft. Kleine Schriften des Staatsarchivs 
Bremen, H. 36,Bremen 2006

• Bruss, Regina: Die Bremer Juden unter 
dem Nationalsozialismus, Veröffentlichun-
gen aus dem Staatsarchiv der Freien Han-
sestadt Bremen Bd. 49, Bremen 1983

• Voß, Andreas: Die jüdische Gemeinde in 
Achim 1742 – 1942, Achim 2004

• Walk, Joseph (Hg.): Das Sonderrecht 
für die Juden im NS-Staat, Heidelberg 
2(1996)

• Förderverein Region Güstrow (Hg.): Erin-
nern – Gedenken –  Mahnen. Jüdische 
Familien in Güstrow, Güstrow  2000  

• www. yadvashem.org (The Central Data-
base of Shoah Victims’ Names)

• www.ns-archiv.de/verfolgung/auswande-
rung/aussenamt.php

Holzmarkt 10
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Bertha Lehmann
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 76

Bertha Lehmann, geb. Wertheim, wurde 
am 27.03.1864 in Wolfhagen bei Kassel 
geboren. Sie war die ältere Schwester 
von Cissy Wulff. Noch 1942 waren die 
Schwestern  Eigentümerinnen eines 
Feldgrundstückes in der Gemarkung 
Ehringen bei Wolfhagen, das „arisiert“ 
werden sollte.  Bertha Lehmann heira-
tete am 03.09.1882 den am 10.02.1857 
in Verden geborenen Bankier Max Leh-
mann, der am 19.04.1924 in Verden ver-
starb. Sein Grab befindet sich auf dem 
Jüdischen Friedhof am Ahornweg. Die 
Familie Lehmann gehörte zu den alt-
eingesessenen jüdischen Familien Ver-
dens. Max Lehmanns Großvater Ascher 
Lämle Weldsberg1 (1789 – 1858) war 
einer der ersten jüdischen Händler, die 
sich während  der napoleonischen Ära  
in Verden niedergelassen hatten. In 
seinen Tagebuchaufzeichnungen heißt 
es: „Ich wohnte in H o j a  von 1806 bis 
1810. Da erhielt ich ein Schreiben von 
dem damaligen hiesigen Bürgermeister 
Münchmeyer (…), nach Verden zu zie-
hen, ich könnte Staatsbürger werden. 
Ich besann mich nicht lange und zog im 
November mit meiner lieben Frau und 
beiden Töchtern hierher.“ 

Weitere wichtige familiengeschichtliche 
Informationen enthält der am 24.04.1924 
im Verdener Anzeigenblatt erschienene 
Nachruf auf Max Lehmann: „Im 68. 
Lebensjahr entschlief am Ostersonn-
abend infolge eines Gehirnschlages der 
Direktor der hiesigen Hannoverschen 
Bank, Herr Max Lehmann. Der Verstor-
bene genoss als Mensch und besonders 
auch als Bankier das uneingeschränkte 
Vertrauen weitester Volkskreise. Ein Ver-
trauen, das er sich durch freundliches 
Wesen, strenge Gewissenhaftigkeit in 
den Jahren seiner Wirksamkeit in seiner 

1 Der Name Lehmann (erstmals 1813 verwendet) ist 
abgeleitet von dem biblischen Namen Lemuel, in 
der volkstümlichen Form: Lämle. Sein Sohn (Max 
Lehmanns Onkel)  Dr. Marcus Lehmann (1831 – 
1890) war Rabbiner, Gelehrter und Schriftsteller 
in Mainz. Er begründete 1860 die Wochenzeitung 

„ Der Israelit“.

Heimatstadt Verden2 zu erwerben und 
zu bewahren gewusst hat. Direktor Leh-
mann übernahm die von seinem Vater 
hier gegründete Bank im Jahre 1880, 
verschmolz diese dann im Jahre 1902 
mit der Hannoverschen Bank. Im Jahre 
1920 wurde die Hannoversche Bank von 
der Deutschen Bank übernommen und 
mit ihr auch die Verdener Filiale. Der 
Name Lehmann, der hier über 100 Jahre 
zu den bekanntesten Familien zählte, 
stirbt mit Max Lehmann nun aus. Möge 
ihm die Erde leicht sein.“ Kranzspenden 
hatte sich Bertha Lehmann „dankend 
verbeten“3. 

Bertha Lehmann wurde fortan in den 
Unterlagen der Stadt Verden als „Witwe“ 
geführt. Ihrer Tochter Erna Strauß 
(*26.05.1886 in Verden)  gelang 1938 
zusammen mit ihrem Ehemann von 
Köln aus über Belgien (1938) die Emi-
gration in die USA (1940). Ihr schrieb 
Bertha Lehmann am 02.11.1941 einen 
Brief, aus dem das folgende aufschluss-
reiche Zitat stammt: „Von hier fahren in 

2 Aaron Lehmann (1816 – 1895) erhielt das Verdener 
Bürgerrecht  1850, Max Lehmann 1884. 

3 Grab- und Blumenschmuck gibt es auf jüdischen 
Friedhöfen aus Glaubensgründen nicht. Todesanzeige vom 19.04.1924
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Todesfallanzeige vom 
29.10.1942  

nächster Zeit auch viele Familien fort: 
Max und Senta (s. Senta Löwenstein), 
unser Fräulein Heidemann (s. Betty 
Heidemann), Lieschen (s. Luise Baum-
garten) usw. Wir Alten bleiben allein. 
Ach, wie gut hat es Vater.“ Hatte er 
noch das „uneingeschränkte Vertrauen 
weitester Volkskreise“ genossen, so sah 
sich Bertha Lehmann nur wenige Jahre 
später einem Klima der Denunziation 
ausgesetzt. Am 02.11.1940 wurde es 
auf Veranlassung  des Ortsgruppenlei-
ters der NSDAP Woltersdorf „den Juden 
verboten“, die städtischen Grünanla-
gen zu betreten. In einem Brief an den 
Bürgermeister vom 23.10.1940 nahm er 
Bezug auf tatsächliche oder erfundene 
Beschwerden „von Volksgenossen“, „dass 
an schönen sonnigen Tagen der Rosen-

garten von den Juden bevölkert ist und 
die besten Plätze von diesen besetzt 
sind. Frau Lehmann sitzt mit ihrem 
Anhang ständig an einem der schöns-
ten Plätze.“ Das Verbot wurde sogar per 
Zeitungsanzeige veröffentlicht. Zusätz-
lich wurde der „Vorsteher der Judenge-
meinde“ schriftlich benachrichtigt. Es 
war nur noch erlaubt, auf Bänken zu sit-
zen, die als „Judenbänke“ gekennzeich-
net waren. Anzahl und Standort solcher 
Bänke sind nicht bekannt. 

Ihre Schwester war inzwischen zu ihr 
gezogen. Die Kosten für die gemeinsame 
Haushaltsführung und die „sehr gut 
eingerichtete, große Wohnung“ konnten 
somit geteilt werden. Unterstützt wur-
den die beiden älteren Damen durch 
die „Haushilfe“ Betty Heidemann. Noch  
war Bertha Lehmann in ihrer materiel-
len Existenz nicht unmittelbar bedroht. 
Da Max Lehmann Haus und Grund-
stück schon 1921 verkauft hatte und der 
Käufer dem Ehepaar Lehmann ein im 
Grundbuch eingetragenes lebenslanges 
Wohnrecht garantiert hatte, war Bertha 
Lehmann nach dem Tod ihres Eheman-
nes  allein berechtigt, das Wohnrecht 
wahrzunehmen. Zudem bezog sie seit 
dem 01.10.1924 von der Deutschen Bank 
ein „Witwengeld“. Ein Rechtsanspruch 
darauf habe nicht bestanden, behaup-
tete noch 1958 die Bank. Die Zahlung 
der Rente sei auf Widerruf erfolgt. 
Außerdem sei die Bank aufgrund der 

„11. Durchführungsverordnung zum 
Reichsbürgergesetz von 1935“ verpflich-
tet gewesen, die Rentenzahlung am 
06.08.1942 einzustellen.

Planmäßig isoliert, ohne soziale Kon-
takte, ohne Teilhabe am öffentlichen 
Leben und dann auch noch ohne Haus-
haltshilfe  sahen sich Bertha Lehmann 
und ihre Schwester gezwungen, ihre 
Heimatstadt nur einen Monat nach 
der Deportation des größten Teils der 
Mitglieder der ehemaligen Synagogen-
gemeinde Verdens nach Minsk   zu ver-
lassen und nach Bremen ins Jüdische 
Altersheim (Gröpelinger Straße 167) 
zu ziehen. Laut Eidesstattlicher Versi-
cherung Ihrer Tochter musste sie ihre 
gesamte Wohnungseinrichtung mitneh-

Bertha Lehmann
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men, die dann „für die Einrichtung des 
Heims benutzt wurde“.

Bertha Lehmann war 78 Jahre alt, als 
sie den Deportationsbefehl  ins „Alters-
ghetto“ Theresienstadt erhielt. „Die 
Juden aus dem Bezirk Wilhelmshaven 
sind nach Bremen und von dort gemein-
sam mit den Juden aus dem Bezirk Bre-
men in 4 Sonderwagen im Einvernehmen 
mit der örtlichen Reichsbahndirektion 
nach Hannover zum Haupttransport zu 
überstellen. Hier erfolgt die Einrangie-
rung der benötigten Güterwagen.“ Das 
geschah am 23.07.1942. In Hannover 
erhielt Bertha Lehmann die Transport-
nummer 695 (von insgesamt 779). Der 
Transport VIII/14 erreichte das KZ The-
resienstadt5 am 24.07.1942. 

Theresienstadt erwies sich als „tödliche 
Täuschung“. Der Tod war allgegenwär-
tig, auch wenn es hier keine Gaskam-
mern, Gaswagen oder Massenexekutio-
nen gab6. Besonders prekär war die Lage 
im Ghetto  im Sommer und Herbst 1942.  
Die Menschen hungerten und litten 
unter den katastrophalen hygienischen 
Bedingungen. Die Anzahl der Todesfälle 
stieg rapide an.  Bertha Lehmann starb 
nur ca. drei Monate nach der Deporta-
tion am 29.10.1942 um 4 Uhr 30  in dem 
Zimmer, in das sie zusammen mit ihrer 
Schwester u.a. eingewiesen worden war. 
Als Todesursache notierte der behan-

4 Zahlenkombination bedeutet: erster Transport aus 
Hannover.

5  Im November 1941 wurde in der ehemaligen habs-
burgischen Festungs- und Garnisonsstadt ein 
Ghetto eingerichtet. Dort sollte a) die jüdische 
Bevölkerung aus dem von den Nazis so bezeich-
neten „Protektorat Böhmen und Mähren“ bis zum 
Weitertransport in die Vernichtungslager inter-
niert werden,  sollten dort b) prominente jüdische 
Persönlichkeiten mit besonderen Verdiensten und 
alte Jüdinnen und Juden aus Deutschland bis zum 
Weitertransport in die Vernichtungslager  ghet-
toisiert werden und sollte c) die Ermordung der 
europäischen Juden durch die Errichtung einer 

„jüdischen Mustersiedlung“ vor der Weltöffentlich-
keit verschleiert werden. Das KZ wurde von der SS 
verwaltet, für die inneren Angelegenheiten wie 
Zuteilung von Lebensmitteln oder Zuweisung von 
Wohnungen etc. war ein von der SS eingesetzter 

„Ältestenrat“ zuständig. 
6  Von November 1941 bis Mai 1945 sind ca. 140.000 

Menschen in Theresienstadt interniert worden, ca. 
88.000 sind weiter in die Vernichtungslager depor-
tiert worden, ca. 35.000 sind in Theresienstadt 
umgekommen. Nur ca. 17.000 Gefangene sind von 
der Roten Armee befreit worden.

Bertha Lehmann

Große Straße 76

delnde Arzt: „Herzmuskelerkrankung“. 
An Bertha Lehmann erinnert folgende 
auf dem Grabstein für ihren Ehemann 
ergänzte Inschrift: „Zum Andenken an 
Bertha Lehmann, geb. Wertheim – geb. 
27.März 1864 in Wolfhagen, gest. in The-
resienstadt“.
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Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, Adressbücher 1904, 1910, 1922,1927, Einwohnerbuch 
1934

• Institut Theresienstädter Initiative ( E-Mail vom 26.03.09)

• Staatsarchiv Bremen: 4,54 – E 11183 (Entschädigungsakten)

• (ehemaliges) Foto-Archiv Troue: Postkarte mit Bankhaus 

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgesehen...“ 
››Judendeportationen‹‹ von Bremerinnen und Bremern während der Zeit der nationalsozia-
listischen Gewaltherrschaft, Kleine Schriften des Staatsarchivs Bremen, Heft 36, Bremen 
2006

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungsbuch für die als Juden verfolgten Einwohner Bre-
mens, die während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft wegen ihrer Zugehörigkeit 
zur jüdischen Glaubensgemeinschaft oder nach den Kriterien der nationalsozialistischen 
Rassegesetzgebung als Juden verfolgt wurden. Kleine Schriften des Staatsarchivs Bremen, 
Heft 37, Bremen 2006

• Bruss, Regina: Die Bremer Juden unter dem Nationalsozialismus, Veröffentlichungen aus 
dem Staatsarchiv der Freien Hansestadt Bremen, Bd. 49, Bremen 1983

• Chladkova, Ludmilla: Ghetto Theresienstadt, Dokumente Gedenkstätte Terezin, Band 234, 
Prag 1995 

• Giordano, Ralph: ››Ich bin angenagelt an dieses Land‹‹ Reden und Aufsätze über die deut-
sche Vergangenheit und Gegenwart, 4 Bde, Hamburg 1992

• Gutman, Israel (Haupt-Hg.): Enzyklopädie des Holocaust. Die Verfolgung und Ermordung 
der europäischen Juden,  4. Bde, München/Zürich o.J.

• Stadt Verden (Hg.): Urgroßvaters Tagebuch. Aufzeichnungen von Ascher Lämle Weldtsberg, 
gen. Lehmann, Verden a. d. Aller, 1769 bis 1858. Nachdruck der Ausgabe von 1936 (Ergän-
zungen durch Jürgen Weidemann), Verden 1989

• Voigt, Otto: Die Neubürger der Stadt Verden (Aller) von 1814 bis 1919. Geschichte der Stadt 
Verden (Aller) in Einzeldarstellungen, Bd.16, Verden 1987

• Verdener Nachrichten vom 23.11.1985 („In der Vaterstadt völlig unbekannt geblieben“)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 (J. Weidemann: Vor 50 Jahren: Juden ins Ghetto Minsk 
deportiert)

• Verdener Anzeigenblatt vom 24.04.1924

• www.holocaust.cz/cz2/victims/document/9351

Bertha Lehmann

Bankhaus Lehmann  
um 1900
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Martha Lilienstern
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins:  
Alter Borsteler Weg 22  
(früher Borsteler Weg 8)

Martha Lilienstern wurde am 01.10.1885 
in Lüthorst (heute Dassel/Solling) 
geboren.  Seit 1904 zumindest wohnte 
ihre Mutter Dorette Lilienstern (1854 – 
1935) in Verden. Laut Verdener Adress-
buch von 1904 war sie „Arbeiterin“ und 
laut dem von 1910  „Witwe“, also Rentne-
rin. Es ist davon auszugehen, dass  ihre 
Tochter bei ihr  in Verden wohnte bzw. 
sie später bei ihrer Tochter.  Seit dem 
11.11.1929 wohnte Martha Lilienstern im 
Borsteler Weg 8. Von Beruf war sie Putz-
macherin. Ob sie Hüte in Heimarbeit 
selbst herstellte oder ob sie in einem 
Putzmachergeschäft angestellt war1, ist 
nicht mehr zu ermitteln.

Am 30.06.1917 wurden ihre Söhne Ernst 
und Fritz Lilienstern in Verden gebo-
ren. Die Zwillinge wurden evangelisch 
getauft und  in einer entsprechenden 
Liste der Stadt Verden von 1942 in der 
NS-Terminologie als „jüdische Misch-
linge ersten Grades“ bezeichnet („Vater: 
Arier“). Martha Liliensterns Konfession 
blieb „mosaisch“ laut der am 20.10.1921 
eingerichteten Verdener Einwohnermel-
dekartei. Sie musste  den Zwangsvorna-
men „Sara“ annehmen, was sie auf eigene 
Kosten dem für ihren Geburtsort zustän-
digen Landratsamt mitteilen musste. 
Vermutlich galt für sie, obwohl unverhei-
ratet, das sog. „Mischehenprivileg“, das 
die städtischen und NS-Dienststellen 
offensichtlich  unterschiedlich ausleg-
ten. Einerseits steht der Name Lilien-
stern  ohne Vornamensangabe – die 
Söhne Ernst und Fritz waren zu dieser 
Zeit dienstverpflichtet – auf einer Liste 
vom 28.03.1941 „nachstehender Fahrrä-
der, die von der SA Standarte 14 den hie-
sigen Juden abgenommen und auf dem 
Hof des Rathauses sichergestellt worden 
waren“ (s. Martin Spanier), obwohl in 

„privilegierter Mischehe lebende Juden“ 
(s. Leopold Rothschild) zu diesem Zeit-

1 In Verden gab es in den 20-er und 30-er Jahren 
nur das Hut- und Putzgeschäft der Henriette Gold-
schmidt.

punkt noch nicht verpflichtet waren, 
„alle in ihrem Besitz befindlichen elek-
trischen und optischen Geräte, Fahr-
räder, Photoapparate, Ferngläser usw. 
abzuliefern.“ Andererseits war Martha 
Lilienstern vom Zwang, den „David-
stern“ tragen zu müssen,  am 19.09.1941 
nachträglich durch handschriftlichen 
Zusatzvermerk ausgenommen worden. 
Auch musste sie nicht in ein sog. „Juden-
haus“ umziehen.

„Mischehen“ und „Mischlinge“ blieben 
aus Sicht der Nazis ein unerledigtes Pro-
blem, das dann unter der Überschrift 

„Lösung der Mischehen- und Mischlings-
fragen“ auf die Tagesordnung der Wann-
see-Konferenz am 20.01.1942  kam. Diese 
Konferenz der Schreibtischtäter unter 
Leitung Heydrichs, zugleich „Stellver-
tretender Reichsprotektor von Böhmen 
und Mähren“ beschloss, alle in „Misch-
ehe lebenden Juden“ zu deportieren, vor-
zugsweise in die von der tschechischen 
Bevölkerung zu räumende   Festungs- 
und Garnisonsstadt  Theresienstadt. 
Martha Lilienstern wurde zusammen 

Mitteilung der  
Zwangsnamensannahme



62

Martha Lilienstern

mit Johanna Pichet am 22.07.1942 zum 
jüdischen Altersheim Bremen in der 
Gröpelinger Heerstraße 167 abkomman-
diert und bereits am folgenden Tage mit 
namentlich längst erfassten „Juden (...) 
aus dem Bereich der Staatsschutzpoli-
zeistelle Bremen“ nach Theresienstadt 
deportiert. Ihnen wurde suggeriert, 
sie würden in ein „großes Altersheim“ 
umziehen, vergleichbar einem Kurort,  
in Wirklichkeit aber ein Durchgangsla-
ger, eine Zwischenstation auf dem Weg 
in die Vernichtungslager, v.a. Auschwitz 
(s. Emma Baumgarten). 

Insgesamt 173 vorwiegend ältere, ins-
besondere die im jüdischen Altersheim 
bereits konzentrierten Menschen (s. 
Bertha Lehmann und Cissy Wulff), wur-
den  in Bremen  zunächst in fünf Wag-

Deportationsbefehl

gons „verladen“ und zur Sammelstelle 
Hannover-Ahlem transportiert. Der dort 
zusammengestellte Transport VIII/1 
mit 779 Deportierten kam am 24.07.1942 
im KZ Theresienstadt an. Martha Lili-
enstern hatte die Transportnummer 
776. Diese Nummer wurde für die Dauer 
der KZ-Haft förmlich zu einem Namens-
bestandteil und musste im internen 
Schriftverkehr immer angegeben wer-
den. Nicht nur ihr Vermögen wurde rück-
wirkend beschlagnahmt, sondern nach  
Ankunft, Registrierung und Kontrolle in 
der sog. „Schleuse“2 auch ihr „gesamtes 
Gepäck im Gewicht von ca. 100 Pfund, 
welches vorher von der Gestapo erlaubt 
wurde.“  

Untergebracht waren die Häftlinge in 
ständig überfüllten Gemeinschaftsun-
terkünften3 mit äußerst karger Ausstat-
tung – Dreistockbetten, Tischen, Rega-
len und Haken für persönliche Sachen 

– hauptsächlich in den großen Kasernen, 
aber auch in den übrigen Häusern der 
Stadt vom Keller bis zum Dachboden. 
Martha Lilienstern war als bei Beginn 
der KZ-Haft (erst) 56-jährige zur Arbeit 
verpflichtet. Die Lebensmittelrationen  
waren auch für die zum Arbeitseinsatz  
verpflichteten Häftlinge völlig unzurei-
chend, so dass sie bis zu einem Drittel 
ihres Gewichtes verloren und äußerst 
krankheitsanfällig waren. Ihr „Herz-, 
Nerven- und Rheumaleiden“ führte Mar-
tha Lilienstern auf die Haft in Theresi-
enstadt zurück, „wo ich 3 Jahre unter 
den bekannten KZ-Qualen gelitten und 
gehungert habe.“4  

Sie gehörte zu  den insgesamt 16.832 (von 
insgesamt ca. 140.000) nach Theresien-
stadt Deportierten, die von Einheiten der 
Roten Armee im Mai 1945 befreit wur-
den. Nachdem am 05.05.1945 die letzten 

2 Als „Schleuse“ diente eine ehemalige Kaserne im 
Süden der Stadt, auf deren Hof auch Selektionen 
vorgenommen wurden. Noch arbeitsfähige Häft-
linge hatten eine größere Chance, von einer „Ein-
waggonierung“ in die Vernichtungslager verschont  
zu bleiben. Ca. 87.000 Häftlinge wurden weiter 
nach Osten deportiert.   

3 Es gab getrennte Männer-, Frauen- und Kinder-
quartiere.

4 Diese Aussage wurde in einem Zeitzeugengespräch 
am 24.08.09 mit ihrer ehemaligen Vermieterin 
Senta Heißenbüttel bestätigt .
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SS-Wachmannschaften das KZ verlassen 
hatten, übernahm die Rote Armee am 
08.05.1945, dem Tag der bedingungslo-
sen Kapitulation, die Verantwortung für 
das Lager und damit auch die medizini-
sche Betreuung der Lagerinsassen. Da 
sich im Ghetto  Flecktyphus epidemisch 
ausgebreitet hatte, konnte mit der Repa-
triierung nicht sofort begonnen werden. 
Am 14.05.1945 wurde eine Quarantäne 
über Theresienstadt verhängt. 

Martha Lilienstern kehrte am 05.08.1945 
nach Verden zurück und bezog wieder 
ihre frühere Wohnung im Borsteler 
Weg 8. Der in Verden weiterhin wohn-
hafte und „in einer englischen Küche“ 
beschäftigte Sohn Ernst5 hatte die 
beschlagnahmte Wohnungseinrichtung 
nach eigener Aussage schon „vom Nazi-
staat“ für 360,-- RM  zurückgekauft und 
unterstützte sie finanziell, da sie nicht 
mehr in der Lage war, „irgendeinem 
Erwerb“ nachzugehen. „Für eine Zutei-
lung von Kohle und Briketts wäre ich 
dankbar“, schrieb sie 1946 in einer von 
der britischen Militärverwaltung ange-
forderten Stellungnahme. In den 50-er 
Jahren konnte sie eine vergleichsweise 
geringe „Wiedergutmachungszahlung“ 
nach dem Bundesentschädigungsge-
setz durchsetzen. Martha Lilienstern 
verstarb am 05.08.1960 in Verden. An 
sie und ihre Mutter erinnert heute ein 
Grabstein auf dem Jüdischen Friedhof 
am Ahornweg.    

5 Ernst Lilienstern wurde später Arbeitsamtsange-
stellter in Verden und sein Bruder Fritz Hoteldiener  
in Duisburg.

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei,  
Adressbücher 1904. 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Kreisarchiv Verden: Nutzungsblatt Sign. 
19/2 

• Kreisarchiv Verden: Abt. 18 (Lastenaus-
gleichsamt) vorläufige Signatur 55.50 
(Wiedergutmachung, Rückerstattung)

• Institut Theresienstädter Initiative 
(E-Mail vom 26.03.09)

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006 

• Chladkova, Ludmilla: Ghetto Theresien-
stadt, Dokumente Gedenkstätte Terezin 
Band 234, Prag 1991

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger unter dem Nationalsozialis-
mus, Bibliothec Gymnasii Verdensis, Ver-
den 1991 (maschinenschriftlich 1965)

Alter Borsteler Weg 22
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Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine: 
Große Straße 43

Senta Löwenstein, geb. Katz, wurde am 
03.06.1910 als Tochter des Handelsman-
nes Julius Katz (1874 – 1919) und seiner 
Ehefrau Jettchen Katz, geb. Haas (1883 

– 1941)1, in Paderborn geboren. Sie hei-
ratete 1935 in ihrem Wohnort Kirchhain 
bei Kassel den in Verden am 12.07.1903 
geborenen Kaufmann Max Löwenstein. 
Am 06.07.1935 bezogen sie die gemein-
same Wohnung im elterlichen Wohn- 
und Geschäftshaus Große Straße 43. 
Max Löwensteins auf dem Jüdischen 
Friedhof am Ahornweg bestatteter 
Vater Julius Löwenstein2 (07.04.1870 – 
26.12.1934) war der Gründer eines der 
angesehensten Textilgeschäfte3 in der 
Stadt und im Kreis Verden und von 1931 
bis zu seinem Tode auch 1. Vorsteher der 
Synagogengemeinde. Seine Mutter war 
die am 18.03.1870 in Achim geborene 
Amalie Löwenstein, geb. Baumgarten. 
Max Löwenstein hatte fünf Geschwis-
ter:  Gerhard (*20.01.1902), Berthilde 
(*02.08.1905), Irene (*22.03.1907),  Her-
tha (*23.07.1908) und Hans (*09.10.1909). 
Die Kinder wuchsen in einer  religiös 
sehr engagierten Familie auf, fühlten 
sich aber bis zur sog. Machtergreifung 
der Nazis voll integriert und respektiert. 
Sie erlebten laut Aussage von Irene 
Goldmann, geb. Löwenstein, eine unbe-
schwerte und fröhliche Kindheit und 
Jugend. Sie besuchten zunächst die jüdi-
sche Elementarschule in der Synagoge, 
die sich in ihren Erziehungszielen offen-
sichtlich in nichts von denen anderer 

1 Jettchen Katz verbrachte die letzten Wochen vor 
ihrem Tod  bei ihrer Tochter in Verden. Sie verstarb  
kurz vor der Deportation nach Minsk. Ihr Name 
musste von der „Liste der evakuierten Personen 
(Juden)“ gestrichen werden (s.Hertha Spanier). 

2  In den Urkunden des Standesamtes Verden finden 
sich die Namen Isaak Löwenstein , Julius Isaak 
Löwenstein und Julius Löwenstein. Solche Vorna-
mensänderungen (s. Moses, gen. Adolf Rosenbach) 
sind Ausdruck einer (vermeintlich) erfolgreichen 
Assimilation. Julius Löwenstein hatte 1907 durch 
Erwerb  eines Wohnhauses  das Verdener Bürger-
recht  bekommen.

3 Für Gardinen, Betten, Wäsche und v.a. für nach 
Maß gefertigte Herrenhemden, ein sicherlich 
bedarfsorientiertes Angebot in der Garnisons- und 
Beamtenstadt Verden  

Schulen im wilhelminischen Deutsch-
land unterschied. 

Über  Aktivitäten dieser Schule am 
02.09.1915, dem Sedanstag4, berichtete 
sogar das Verdener Anzeigenblatt: „Am 
Sedanstag unternahm Lehrer Roth-
schild aus Achim in Vertretung des 
erkrankten Lehrers Braunsberg mit der 
hiesigen israelitischen Elementarschule 
in Verein mit den Seinigen nach der 
üblichen Schulfeier einen Ausflug nach 
Bremen, um dort nach Besichtigung der 
Museen und sonstigen Sehenswürdig-
keiten je einen goldenen Nagel mit der 
Inschrift  ‚Israelitische Schule in Ver-
den’ und ‚Israelitische Schule in Achim’ 
in den ‚Eisernen Roland’ zu schlagen. 
Welch eine Freude unter den Kindern, 
als ihnen gestattet wurde, auch noch 
einen eisernen Nagel einzuschlagen. 
Hierauf wurden die Schützengräben 
beim Kuhhirten besichtigt und einige 
Kriegsspiele veranstaltet. Um 7 Uhr 
erfolgte die Rückkehr.“ 

Die Söhne gingen dann auf das Dom-
gymnasium über, das sie mit dem „Ein-
jährigen“ verließen.5 Gerhard und Max 
Löwenstein besuchten das Domgymna-
sium während des Ersten Weltkriegs. 
Aufschluss über den Schulalltag in Zei-
ten des Krieges gibt ein Schreiben des 
Kriegswirtschaftsamtes Hannover vom 
24.05.1918 an den Direktor des Kgl. Dom-
gymnasiums. Die „Jungmannen“ Ger-
hard und Max Löwenstein waren ange-
sichts der katastrophalen Ernährungs-
situation und des Arbeitskräftemangels 
im landwirtschaftlichen Hilfsdienst bei 
der Familie Plass eingesetzt. Die Fami-
lien Plass  und Löwenstein waren eng 
miteinander befreundet. Die Mädchen 
hatten ebenso wie ihre Brüder intensive 

4 Nationalfeiertag von 1871 bis 1918 zum Gedenken 
an die Kapitulation der französischen Hauptarmee 
und die Gefangennahme Kaiser Napoleons III. am 
02.09.1870  

5 Alte Bezeichnung für „mittlere Reife“, Abschluss 
der Realschule oder der Mittelstufe einer höheren 
Schule
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freundschaftliche Beziehungen auch zu 
nichtjüdischen Mitschülerinnen, z.B. an 
der Höheren Töchterschule (heute Gym-
nasium am Wall). Irene Goldmann erin-
nerte sich gern daran. Sie trafen sich 
in der Badeanstalt des August Schulz, 
machten gemeinsame Domweihbummel 
und besuchten die Kurse der Tanzschule 
Beuß in Verden. In besonders guter 
Erinnerung waren Irene Goldmann die 
jüdischen Bälle im ehemaligen Hotel 
Hannover in der Großen Straße.

Mag die Weltwirtschaftskrise auch 
latent vorhandenen Antisemitismus 
befördert  haben und mögen die Wahl-
ergebnisse6 eigentlich alarmierend 
gewesen sein, manifesten, bedrohlichen  
Antisemitismus erlebte die Familie 
Löwenstein in ihrer Heimatstadt  erst 
am 01.04.1933 durch den von den Nazis 
im gesamten Reichsgebiet inszenier-
ten,  von der SA organisierten und von 
der Gestapo überwachten Boykott jüdi-
scher Geschäfte.  Einschüchternde und 
laut hinaus gebrüllte Hetzparolen wie 

„Deutsche! Wehrt Euch! Kauft nicht bei 
Juden!“ zeigten  auch in Verden Wirkung, 
obwohl es immer wieder nichtjüdische 
Kundinnen und Kunden gab, die sich 
mehr oder minder heimlich in einer Art 
zivilen Ungehorsams nicht an den Boy-
kott hielten (s. Agathe Baumgarten). 

In der Folgezeit gingen die Umsätze 
des nach dem Tode ihres Ehemannes 
zunächst von Amalie Löwenstein offi-
ziell weitergeführten und am 01.01.1937 
auf die Söhne Max und Hans voll über-
tragenen Manufakturgeschäftes stetig 
zurück.  Die wirtschaftliche Existenz der 
Großfamilie, d.h. Mehrgenerationenfami-
lie Löwenstein war gefährdet.  Dennoch 
bewährte sich das Löwensteinsche Haus  
als private soziale Institution zumindest 
noch bis 1939 auch für Söhne von Freun-
den bzw. Bekannten, die im Geschäft 
mitarbeiteten oder eine Ausbildung 
machten.7 Der  systematisch forcierten 

6 Bei der Reichstagswahl am 14.09.1930 betrug der 
Stimmenanteil der NSDAP im Altkreis Verden  20,6% 
(SPD 25,9%), bei der am 31.07.1932: 54,7% (SPD 
22,1%), bei der am 06.11.1932: 44,4% (SPD 20,1%) und 
bei der am 05.03.1933: 56,5% (SPD 16,1%). 

7 Namentlich durch Listen erfasst sind: Meinhard 
Heilbronn,  Emil Heilbronn aus Lengerich und 

Ausschaltung der Juden aus allen Berei-
chen des öffentlichen Lebens war  die 

„soziale Institution Löwenstein“ jedoch 
nicht gewachsen. Auflösung und Entwur-
zelung ihrer Klienten waren die Folge.

Dem im Vernichtungsprozess strukturell 
angelegten Vertreibungsdruck gaben 
als erste Familienmitglieder Schwester 
Berthilde8 und Schwager Rechtsanwalt 
Dr. Gustav Löwenstein  (*08.08.1899, 
seit 1925 Rechtsanwalt in Verden) mit 
ihren Kindern Ernst (*31.01.1929) und 
Hanna (lt. Einwohnermeldekarte Helga, 

*15.08.1932) nach.  Als Freiberufler 
war er betroffen von den Ausführungs-
bestimmungen des NS-Gesetzes „zur 

Siegmund Stein aus Emden. Auch Thekla Katz 
(vermutlich eine Verwandte) wohnte vom 13.12.38 

– 02.05.1939 in Verden. 
8 Berthilde Löwenstein besuchte ihre Mutter und 

ihre Geschwister „unangemeldet“  am 15.07.1937. 
Am 02.09.1937 erhielt sie von der Gestapo die Auf-
lage, das Reichsgebiet bis zum 06.09.1937 zu verlas-
sen.

Große Str. 43

Unbedenklichkeits- 
bescheinigung der jüdischen 
Kultusvereinigung Verden
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Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums“ vom 07.04.1933. Ihm wurde am 
29.05.1933 die „Zulassung  zur Rechts-
anwaltschaft“ entzogen, „weil er nicht 
arischer Abstammung“ war. Doch weder 
die couragierte Intervention des Verde-
ner Anwaltsvereins, weil er keine „kom-
munistischen Gedankengänge verfolgt 
hat oder auch nur links eingestellt war“, 
noch eigene Eingaben, dass er „fromm 
und vaterländisch erzogen“ worden 
sei,  als 18-jähriger Dienst an der West-
front geleistet  habe und Vorsitzender 
der Ortsgruppe Verden der „Jüdischen 
Frontsoldaten“ sei, verhinderten das 
Berufsverbot. Demoralisiert und bar 
jeglicher Existenzgrundlage verließ die 
junge Familie Löwenstein am 31.05.1934 
Verden mit dem Ziel Palästina. Weitere 
Familienmitglieder  gaben erst nach 
den gesteuerten Ausschreitungen wäh-
rend der Reichspogromnacht (Kosten 
für zerschlagene Schaufensterscheiben 
s. Henriette Goldschmidt) dem Auswan-
derungsdruck nach. Am 09.11.1938 leb-
ten immerhin noch zehn Personen im 
Hause Löwenstein. Zu diesen gehörten 
die Kinder Eva (*22.04.1936) und Man-
fred Löwenstein (*27.02.1938).

Am 10.11.1938  noch vor Sonnenaufgang 
wurden die männlichen Mitglieder der  
Synagogengemeinde9 von SA-Männern 
aus ihren Häusern geholt und in sog. 

„Schutzhaft“ genommen (s. Leopold 
Rothschild). Insbesondere Max und 
Hans Löwenstein wurden mit dem unge-
heuerlichen, aber aus Sicht der herr-
schenden Partei opportunen Vorwurf 
konfrontiert, sie hätten das Feuer in der 
Synagoge selbst gelegt. Dabei kam es zu 
einem bemerkenswerten Zwischenfall, 
wie Hans Löwenstein später bei einem 
Besuch in seiner Heimatstadt berichtete. 
In einer Kleinstadt wie Verden kannte 
jeder jeden. Ein SA-Mann weigerte sich, 
die Verhaftung vorzunehmen. Mit gezo-
gener Pistole wurde er schließlich dazu 
gezwungen. Die Verhafteten wurden von 
der Gestapo übernommen, in das Ver-
dener Gerichtsgefängnis gebracht und 
erkennungsdienstlich wie Kriminelle 
behandelt. Obwohl Reichspropaganda-
minister, Rache- und Vergeltungsrheto-
riker Goebbels in einem streng vertrauli-
chen Rundschreiben noch am 10.11.1938 
angeordnet hatte, dass nach Erreichung 
ihrer Ziele „die antijüdischen Aktionen 
(...) mit derselben Schnelligkeit, mit der 
sie entstanden sind, nunmehr einge-
stellt werden“ müssten, blieben Max und 
Hans Löwenstein, die in einer erzwun-
genen Selbstverpflichtung zusichern 
mussten, die eigene Auswanderung  
schnellstmöglich zu betreiben, noch bis 
zum 25.11.1938 in Haft. Hans  Löwen-
stein stellte bereits am 09.12.1938 einen 
Antrag auf Ausstellung eines Reisepas-
ses. Als „Reiseziel und Reisezweck“ gab 
er an: „sehr wahrscheinlich Süd-Ame-
rika (Auswanderung).“10 Der „Unterhalt 

9 Die Entrechtung der jüdischen Gemeinden begann 
am 01.01.1938.Sie verloren den Schutz einer „Körper-
schaft öffentlichen Rechts“. Sie wurden zu „Einge-
tragenen Vereinen“ degradiert. Laut Schreiben vom 
02.07.1941 der Stadt Verden wurde „die frühere Syn-
agogengemeinde Verden (...) wie alle anderen Syna-
gogengemeinden“ per NS-Gesetz aufgelöst. An ihre 
Stelle trat auf dem Verordnungswege die jüdische 
Kultusvereinigung Verden (Vorstand Max Löwen-
stein und Leopold Rothschild), eine Unterorganisa-
tion der „Reichsvereinigung der Juden in Deutsch-
land“ mit Sitz in Berlin. Die Kultusvereinigung Ver-
den wurde der Bezirksstelle Hamburg unterstellt.

10 Seine Ehefrau Käthe, geb. Friedmann, war lt. ausge-
fülltem Formular der Auswanderer-Beratungsstelle 
Bremen vom 24.03.1939  schon ausgewandert.

Schreiben des Kriegs- 
wirtschaftsamtes  

Hannover vom 24.05.1918
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des Antragstellers“ sollte aus dem Erlös 
des mütterlichen Grundstücks gesichert 
werden. Am 03.06.1939 meldete er sich 
in Verden ab, um nach Panama auszu-
wandern11. Max Löwenstein zögerte. Aus 
Verantwortungsbewusstsein? Er gehörte 
zusammen mit Arnold Baumgarten und 
Leopold Rotschild zum letzten gewähl-
ten Vorstand der Synagogengemeinde. 
Am 04.04.1939 fragte er höflich bei der 
Gestapo in schriftlicher Form an, wel-
che jüdische Kultusgemeinde für die 
Ausstellung von Unbedenklichkeitsbe-
scheinigungen zwecks Auswanderung 
zuständig sei. Die Unbedenklichkeits-
bescheinigung für seinen Bruder  unter-
schrieb Max Löwenstein. 

Über ihr Eigentum konnten die Löwen-
steins nun nicht mehr verfügen. Von den 
Erlösen der noch vorhandenen und weit 
unter Wert verkauften Waren sahen sie 
keinen Pfennig. Die Nazis organisierten 
nun förmlich im Eilverfahren die Aus-
plünderung des  Privat- und Geschäfts-
vermögens.  „Auf Grund der Verordnung 
über die Anmeldung des Vermögens von 
Juden“ vom 21.02.1939 mussten sie „die 
in ihrem Eigentum befindlichen Gegen-
stände aus Gold, Platin oder Silber sowie 
Edelsteine und Perlen binnen 2 Wochen 
an die vom Reich eingerichteten öffent-
lichen Ankaufstellen“ abliefern.12 Das 
Manufakturgeschäft Löwenstein hörte 
auf zu existieren. Haus und Grundstück 
mussten verkauft werden.  Sie wurden 

11 Paradoxerweise benötigte der Wehrpflichtige 
(inzwischen) „Israel Hans Spanier“ auch eine Unbe-
denklichkeitsbescheinigung des Wehrmeldeamtes 
Verden. Er musste eine Erklärung abgeben, dass er 
sich „im Falle einer Mobilmachung (...) sofort nach 
Deutschland zurückzubegeben habe“, es sei denn, 
er sei in Übersee. 

12 Die ehemalige städtische Kleinkreditanstalt in 
Bremen wurde als eine solche „Ankaufstelle“ 
bestimmt.

laut NS-Terminologie „arisiert“ und 
gehörten seit dem 31.10.1940 der Tisch-
lerei Günther und Rodeck. Max Löwen-
stein und seine Familie durften aller-
dings bis zur Deportation am 17.11.1941 
im Elternhaus wohnen bleiben. An die-
sem Tage wurde ein Brot „vor dem Ver-
derb“ gerettet! 

Dort hatte auch die letzte  Hochzeit nach 
jüdischem Ritus in Verden stattgefunden. 
Am 10.08.1939 heirateten standesamtlich 
der Buchhalter Harry Goldmann und 
die Schneiderin Irene Löwenstein. Max 
Löwenstein war Trauzeuge. Im zweiten 
Teil der Heiratsurkunde befindet sich der 
seit dem 15.09.1935 durch das „Gesetz 
zum Schutz des deutschen Blutes und 
der deutschen Ehre“ obligatorische 
Abstammungsnachweis zur Feststellung 
der „Zulässigkeit einer Ehe“. Die Ehe war 
zwar zulässig, aber mit diesem „Nicht- Aktenvermerk vom 17.11.1941
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Arier-Nachweis“ war kein Platz im Land 
der selbst ernannten Herrenmenschen. 

„Nicht-Arier“ mussten ein Leben führen, 
das fast nur aus Verboten, Verweigerun-
gen und Vorschriften bestand. Verboten 
war z.B. der freie Immobilienhandel. Ein 
bereits notariell beglaubigter Kaufvertrag 
zwischen dem selbständigen Kaufmann 
Heinrich Cordes (Große Straße 50) und 
Amalie Löwenstein kam nicht zustande. 
Die Nazis befürchteten Scheinverträge. 
Heinrich Cordes musste sich verpflichten, 
das Grundstück Große Straße 43 nicht 
mehr zu betreten. Verweigert wurden Max 
und Hans Löwenstein z.B. Führerscheine 
(s. Arnold Baumgarten). Hans und Max 
Löwenstein mussten ihren “Kraftwagen“ 
verkaufen13. Verweigert wurde den jüdi-
schen Männern auch Rasierseife.  Dar-
über aber gibt es keine Aktennotiz in 
den hiesigen Archiven. Vorgeschrieben 
z.B. war die Ablieferung von Fahrrädern 
(Martin Spanier) und Radiogeräten. „Wir 
hatten einen Feiertag, den wir bei uns im 
Hause abhielten, da ja die Synagoge am 
9./10. November abgebrannt war. Adolf 
Rosenbach kam und erzählte, dass man 
gerade bei ihm das Radio abgeholt hätte 
und dass die ‚Herren’ jetzt zu uns unter-
wegs wären. Da klingelte es auch schon 
bei uns. Ich habe ganz schnell das Radio 
zu Plates raufgebracht und es Frau Plate 
in die Hand gedrückt, und schon war ich 
wieder unten. Gleich darauf kamen die 
‚Herren’ und haben bei uns vergeblich 
nach einem Radio gesucht“, erinnerte 
sich Irene Löwenstein in einem Zeit-

13 „Bei der gegen jüdische Kraftfahrzeughalter 
gerichteten Maßnahme handelt es sich nicht um 
Einziehung der Fahrerlaubnis, sondern um bloße 
Einziehung des Führerscheins“, heißt es in einer 
städtischen Aktennotiz vom 18.03.1939.

zeugengespräch mit Jürgen Weidemann 
noch Jahrzehnte später.

Erst nach Kriegsausbruch (01.09.1939: 
Überfall der deutschen Wehrmacht auf 
Polen) konnten Irene Löwenstein (am 
15.10.1939 nach Chile) und ihre Mutter 
(am 01.01.1940 nach San Salvador zu 
ihrem ältesten Sohn Gerhard) auswan-
dern. In einem  genau 50 Jahre nach der 
Pogromnacht am 10.11.1988 geführten 
Zeitzeugeninterview  mit Schülerinnen 
und Schülern des Gymnasiums am Wall  
berichtete Irene Goldmann über die 
grauenvollen Monate ihres Ehemanns 
als KZ-Häftling in Buchenwald. Beson-
ders den 24.12.1938 habe er nie verges-
sen können: „Es mussten alle Gefange-
nen antreten. Es wurde ein Drahtgestell 
errichtet, an dem ein Gefangener vor 
den Augen aller unter qualvollen Leiden 
erhängt wurde.“ Es sei ihr  gelungen für 
sich und ihren Ehemann ein Ausreise-
visum zu bekommen. Das habe schließ-
lich  zur Entlassung ihres Ehemannes  
geführt. „Wir verließen dann Deutsch-
land im Spätherbst 1939, nachdem wir 
zuvor geheiratet hatten. Auf der Durch-
reise verbrachten wir die erste Nacht 
in einem Hotel in Italien, wo wir unser 
letztes Geld, nämlich 10 RM, das wir als 
Juden aufgrund der NS-Devisenbestim-
mungen ausführen durften, für das Zim-
mer ausgeben mussten. In der zweiten 
Nacht mussten wir dann bei Regen in 
einem Park unter freiem Himmel kam-
pieren. Erst dann konnten wir an Bord 
des Schiffes gehen, das uns nach Chile 
brachte, das aber statt der zulässigen 
800 Personen 1600 aufnehmen musste.“

Zurück blieben 1941 im Hause Große 
Straße 43 nur noch Senta und Max 

Einwohnermeldekarte  
der Familie Katz, Paderborn
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Senta & Max, Eva & Manfred Löwenstein

Löwenstein mit ihren beiden kleinen 
Kindern Eva und Manfred14. Vom Zwang, 
den „Judenstern“ tragen zu müssen, 
waren Kinder unter sechs Jahren befreit. 
Ihnen gelang die Auswanderung nicht 
mehr. „Max will die Kleinen so gerne zur 
Großmutter schicken“,  schrieb Bertha 
Lehmann an ihre in die USA emigrierte 
Tochter.  Auch das konnte nicht mehr 
realisiert werden. Das kurze Leben der 
Kinder lässt sich in zwei Phasen eintei-
len. Die erste ist gekennzeichnet durch 
Einschränkungen sowohl in der Versor-
gung (z.B. mit Süßigkeiten) als auch 
in der Freizeitgestaltung (z.B. durch 
das Verbot, öffentliche Badeanstalten 
aufzusuchen) und die zweite durch das 
Leiden und Sterben im Ghetto. Eva und 
Manfred Löwenstein gehörten zu den 
insgesamt 63 Kindern, die von Bremen 
aus nach Minsk deportiert wurden und 
dort umgekommen sind. Welchen qual-
vollen Tod sie starben, ist nicht bekannt, 
ob sie den strengen Winter 1941 über-
lebten, ob sie in Einzel- oder Massen-
erschießungen hingerichtet oder gar 
in den im Frühjahr 1942 erstmals ein-
gesetzten Gaswagen qualvoll ermordet 
wurden. Über eine solche Mordaktion 
an Waisenkindern heißt es im Augen-
zeugenbericht des Holocaust-Überle-
benden Heinz Rosenberg aus Hamburg: 

14 Fotos aus dem Privatbesitz von Jürgen Weidemann, 
Verden

„An einem Tag im August ging Rübe15 
durch das Gebäude und fand den Raum 
mit den Kindern. Er war wütend, dass 
er so viele unproduktive Personen füt-
tern musste. Am nächsten Tag kam der 
‚Spezial-Lastwagen’. Die Kinder wurden 
aus dem Haus in den Wagen getrieben. 
Frau Bieber, die drei eigene kleine 
Kinder unter ihnen hatte, bettelte und 
flehte die SS-Männer an, die Kinder zu 
verschonen, ihr wenigstens das jüngste 
zu lassen. Die Antwort war typisch für 
die Rohheit der SS-Männer: ‚Du jüdi-
sche Hündin, wenn du nicht aufhörst 
zu schreien, werfen wir dich mit in den 
Wagen’.“ 

Ein letztes Lebenszeichen kurz vor den 
Massenexekutionen auf dem Gelände 
des SS-Gutes Trostenez bei Minsk am 
28./29.07.1942 von Senta Löwenstein 
übermittelte Martin Spanier. Von 
Lagerinsassen habe er „verlässlich 
Kenntnis erhalten“ vom Abtransport 
von 50 Frauen: „Diese Frauen gehörten 
zu dem Arbeitskommando Staatsoper. 
Anlass des Abtransports soll gewesen 
sein, dass bei dem Arbeitskommando 

15 „SS-Hauptscharführer Adolf Rübe war von Frühjahr 
1943 an Kommandant des Ghettos. Er war wegen 
seiner Grausamkeit im Ghetto gefürchtet.“ (Origi-
nalfußnotentext) Er wurde in zwei Verfahren (1949 
und 1951) zu einer lebenslangen Zuchthausstrafe  
verurteilt. In zwei psychologischen Gutachten 
wurde er als „schizoide“ und „sexual-pathologische, 
sadistische“ Persönlichkeit charakterisiert. 1971  
wurde er vorzeitig aus der Haft entlassen. Er starb 
1974.

Große Straße mit Textilge-
schäft Löwenstein zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts
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etwas vorgefallen war, was ich nicht 
weiß. Zu den Abtransportierten gehörte 
auch eine mir bekannte Frau Löwen-
stein aus Verden.“ Dieses Arbeitskom-
mando hatte den Auftrag, in der Mins-
ker Staatsoper, die als Lagerhalle diente, 
das Raubgut aus  konfiszierten Koffern, 
Rucksäcken und Taschen zu sortieren.  
Die Zwangsarbeiterinnen mussten wohl 
gewusst haben, dass es sich bei die-
sen Koffern um das Gepäck derjenigen 
13500 bis 15000 Deportierten handelte, 
die nach Wiederaufnahme der Depor-
tationen nach Minsk im Frühjahr 1942 
direkt zum Exekutionsgelände bei dem 
Gut Trostinez transportiert und dort 
erschossen oder vergast worden waren.

Es gibt kein Grab, das die den Mördern 
entkommenen und mit Verden weiter-
hin verbundenen Angehörigen hätten 
aufsuchen können. Laut Beschluss des 
Amtsgerichts Verden (AZ. -6 II 30, 31, 32, 
33/64-) wurde die Familie Löwenstein 
ab dem 04.06.1964 für  tot erklärt.

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff 

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H I 5,1

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Standesamt Verden: Heiratsregister Nr. 
61/1939, Geburtsregister Nr.13/1902

• Archiv des Domgymnasiums Verden: 
Schriftverkehr Kriegswirtschaftsamt - 
Domgymnasium (ohne Sign.)

• Historisches Museum Domherrenhaus Ver-
den: Fotoarchiv Nr. 3736 

• Stadtarchiv Paderborn: Einwohnermelde-
karte Katz Jacob gt. Julius

• Standesamt Paderborn: Geburtsregister 
Nr. 455/1910

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Verden 
Nr. 17 (Gefangenenbuch des Landgerichts-
gefängnisses Verden)

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 171 a Verden 
Nr. 591 (Synagogenbrandprozessakten)

• Staatsarchiv Bremen (Hg.) „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Justiz im Nationalsozialismus. Über Ver-
brechen im Namen des Deutschen Volkes. 
Dokumentation zur Wanderausstellung 
des Niedersächsischen Justizministeri-
ums in Zusammenarbeit mit der Nieder-
sächsischen Landeszentrale für politische 
Bildung 27.01. bis 05.04.2002 im Landge-
richt Verden

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem National-
sozialismus. Biblothec Gymnasii Verdensis 
1991 (maschinenschriftlich 1965)

• Siemers, Jürgen: Die jüdische Gemeinde in 
Verden, in: Heimatkalender für den Land-
kreis Verden 1985, Verden 1984

• Vogel, Rolf: Ein Stempel hat gefehlt. Doku-
mente zur Emigration deutscher Juden. 
München/Zürich 1977

• Voigt, Otto: Die Neubürger der Stadt Ver-
den (Aller) von 1914 bis 1919. Geschichte 
der Stadt Verden in Einzeldarstellungen, 
Bd. 16. Verden 1987

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 ››Kristallnacht‹‹  in Verden. Verden 
o.J. (1988)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 (J. 
Weidemann: Vor 50 Jahren: Juden ins 
Ghetto Minsk deportiert)

• Verdener Nachrichten vom 13.04.1993 
(Carsten Rohde: „ ... weil er nicht arischer 
Abstammung ist“)

• Verdener Nachrichten vom 18.01.1999 
(Hans Löwenstein verstorben)

• Verdener Nachrichten vom 15.08.2000 (Es 
war die letzte jüdische Hochzeit in Verden)  
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Berthold Magnus
Rassisch Verfolgter

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 118 

Berthold Mag-
nus wurde am 
03.10.1898 als 
Bernhard Mag-
nus in Bücken 
bei Hoya geboren, 
belegbar durch die 
Geburtsurkunde 
des Standesamtes 
Bücken vom 08.10.1898 und durch eine 
Postkarte vom 09.12.1938 von Berthold 
Magnus an das Standesamt Bücken, in 
der er  die Annahme  des Zwangsvorna-
mens „Israel“ mitteilte. 

Unterschrieben ist diese von seiner 
Schwester Erna1  formulierte Mitteilung 
mit „Bernhard Magnus“. Ein Vergleich 
der Unterschriften von „Berthold Mag-
nus“ in Verden und „Bernhard Magnus“, 
dem   ehemaligen Bückener, ergibt zwei-
felsfrei, dass es sich hierbei um ein und 
dieselbe Person handelt.  Über „Bern-
hard, der in Verden lebte“, hatte der  
Bückener Pastor Studer 1989 in Zeitzeu-
gengesprächen in Erfahrung gebracht, 
dass „er keinen guten Leumund“ gehabt 
habe. Warum? Eine Antwort darauf 
kann es aufgrund der Aktenlage  nicht 
geben. Aktenkundig ist nur, dass Bert-
hold Magnus, bevor er sich am 15.02.1930 
endgültig in Verden niederließ, mehr-
mals den Wohnort wechselte und sogar 
vom 12.12.1927 bis zum 29.06.1928 „auf 
See“ war. Leider gibt es über seinen 
Wehrdienst keinerlei Unterlagen. Auch 
bei einem Vergleich der Einwohnermel-
dekarten Verdens und Braunschweigs 
ergibt sich zumindest eine größere bio-
grafische Lücke, genau zwischen dem 
21.12.1921 (aus Braunschweig „unbe-
kannt verzogen“) und seiner erneuten 
Anmeldung in Verden am 14.1.1925 
(zugezogen von Braunschweig).   

1 Sie war vermutlich für die Büroarbeiten im Famili-
enbetrieb zuständig, von Beruf nach eigenen Anga-
ben „Buchhalterin und Hausmädchen“, laut  Biele-
felder Meldekarte „Stenotypistin“. 

 Seine Eltern waren  Clara Magnus, geb. 
Strauß (verstorben am 17.11.1939), und 
der „Bürger und Viehhändler“   Adolf 
Magnus, wie es in einer Urkunde des 
Standesamtes Bücken heißt. 1902 wurde 
Adolf Magnus2 darin noch ausdrücklich 
als „Bürger“ bezeichnet. 33 Jahre spä-
ter wurden  die jüdischen Deutschen 
durch das  „Reichsbürgergesetz“ vom 
15.09.1935 aus dem Reichsbürgerver-
band ausgeschlossen. Jüdische Mitbür-
gerinnen und Mitbürger waren fortan 
Bürger 2. Klasse: „Staatsangehöriger 
ist, wer dem Schutzverband des Deut-
schen Reiches angehört.“ Staatsangehö-
rige – nicht Reichsbürger – konnten also 
auch Nichtarier sein. Berthold Magnus 
war ledig und übte wie sein Vater den 
Beruf des Viehhändlers aus. Seit dem 
11.07.1933 wohnte die Familie Magnus 
in der Großen Straße 118 (s. Leopold 
Rothschild).

Laut einer „Liste der jüdischen 
Geschäfte in Verden“ vom 06.11.1936 
(s.  Clara Baumgarten) gehörte der 
Viehhandelsbetrieb seinem Vater Adolf 
Magnus.  Im „Verzeichnis der jüdischen 
Gewerbebetriebe in Verden (Aller)“ vom 
15.08.1938  jedoch wurde nur noch ein 
einziger3 von   fünf Viehhandelsbetrieben 
im Jahre 1936 aufgeführt. Listen, immer 
wieder Listen waren die bürokratische 

2 Die Geburtsurkunde von Bernhard/Berthold ist mit 
„Abraham Magnus“, die von Clara Magnus mit „Adolf 
Magnus“ unterschrieben. 

3 Der des niederländischen Staatsangehörigen Leo 
Braaf Einsatz als Kohlenarbeiter
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Grundlage des industrialisierten Mas-
senmords an den europäischen Juden. 
Bezeichnend dafür ist ein Schreiben der 
Landeskriminalpolizeistelle Hamburg-
Wilhelmsburg vom 01.10.1935, in dem die 
Gemeinden  aufgefordert wurden, „ein 
Verzeichnis in dreifacher  Ausfertigung“ 
zu erstellen und einzusenden: „Frist: 
15.10.1935.“ Die in Verden am 16.10.1935 
erstellte Liste war jedoch unvollständig. 
Der Name Berthold Magnus z.B. fehlte.  
Es wurde eine neue Liste angefordert, 
die dann erst ca. acht Wochen später fein 
säuberlich mit der Hand geschrieben 
vorlag und abgeschickt werden konnte. 
Die systematische Erfassung der jüdi-
schen Bevölkerung war wenige Monate 
vor dem Beginn der Olympischen Spiele 
in Garmisch-Partenkirchen und in Ber-
lin 1936 als sog. legale und der Öffent-
lichkeit verborgene Erfassungsmethode  
eingeführt worden. „Wilde Einzelaktio-
nen gegen Juden“  und v.a. ausländische 
Proteste  hätten die Durchführung der 
Spiele gefährden können.      

Das heißt aber nicht, dass die Schika-
nen gänzlich eingestellt worden wären. 
Beim Viehhandel ging es manchmal 
ziemlich derb zu.  Man war aufeinander 
angewiesen. Die jüdischen Viehhänd-
ler organisierten den Zwischenhandel, 
auch von Bauer zu Bauer. Man duzte 
sich. Bürgerliche Etikette spielte eine  
untergeordnete Rolle. Jüdischen Vieh-

händlern, „die einen deutschen Bauern 
oder deren erwachsene Kinder mit ‚Du’ 
anreden“, wurde angedroht, „sie wegen 
groben Unfugs in Strafe“ zu nehmen. 
Ein beredtes Zeugnis der konsequent 
verfolgten Ausgrenzungspolitik und der 
Degradierung des jüdischen Menschen! 

Die NS-Propaganda hatte es besonders 
auf die jüdischen Viehhändler abgese-
hen. Bauern wurden als „Judenknechte“ 
denunziert. Dennoch hielten  viele Bau-
ern an ihren traditionellen Kontakten so 
lange fest, bis es wegen des Berufsver-
bots nicht mehr ging. Vorbereitet wurde 
es am 25.01.1937 auf dem Verordnungs-
wege. Laut „VO über den Handel mit Vieh“ 
vom 25.01.1937 war die Zulassung zum 
Viehhandel von „sachlichen Vorausset-
zungen und persönlicher Zuverlässigkeit 
abhängig.“ Aufgrund dieser Verordnung 
widerrief der Viehwirtschaftsverband 
Hannover am 13.12.1937 Berthold Mag-
nus’ „Zulassung zum Handel mit Vieh“ 
(s. Harry Herzberg). Einsprüche wur-
den zwar vom „Schiedsgericht für die 
landwirtschaftliche Marktregelung“ in 
Hannover und auch von der Berufungs-
instanz, dem Oberschiedsgericht in Ber-
lin, bearbeitet, blieben aber letztendlich 
erfolglos. Die Legitimationskarten wur-
den Ende Juli 1938 eingezogen (s. Adolf 
Rosenbach). 

Herschel Grünspans Verzweifelungstat 
fiel laut  israelischem Historiker Gideon 
Greif4 dann „den Nazis wie eine reife 
Frucht in den Schoß, da die antijüdi-
schen Maßnahmen zu diesem Zeitpunkt 
einen toten Punkt erreicht hatten.“ Das 
Attentat am 07.11.1938 in Paris auf den 
Legationssekretär Ernst vom Rath sei 
für die braunen Machthaber endlich das 
langersehnte Signal gewesen, den  Aus-
wanderungsdruck nochmals  zu verstär-
ken. „Ab 1938 war die jüdische Bevölke-
rung endgültig vogelfrei.“ In der Pogrom-
nacht vom 9. auf den 10.11.1938 wurden 
die männlichen Mitglieder der Verdener 
Synagogengemeinde auf der Grundlage 
von Erlassen vom 12. und 26.04.1934 
verhaftet, darunter auch Berthold Mag-
nus. Für die „Inschutzhaftnahmen“ am 

4 Pädagogischer Leiter der Holocaust-Gedenkstätte 
Yad Vashem in Jerusalem

Berthold Magnus

Große Straße 118
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frühen Morgen des 10.11.1938 war die 
Gestapo zuständig. Ein Haftgrund ließ 
sich aufgrund des propagandistisch 
geschürten „Volkszorns“  leicht finden, 
nämlich „a) zum eigenen Schutz des 
Häftlings“5. Berthold Magnus wurde 
erst am 28.11.1938 entlassen. 

Am 03.12.1938 wurde die „Entziehung 
der Führerscheine und Zulassungspa-
piere der Juden“ angeordnet. Unter den 
fünf Verdenern, die am 18.03.1939 im 
Rathaus ihren Führerschein abgaben, 
war auch Berthold Magnus (s. Arnold 
Baumgarten). Ohne reguläre Verdienst-
möglichkeiten vor Ort verzogen sein 
Vater am 14.03.1939 nach Hamburg und 
seine Schwester Erna am 25.03.1939 
nach Bielefeld.6

Berthold Magnus  blieb als einziger 
Familienangehöriger in Verden zurück, 
ausgeschlossen vom normalen Alltag 
und vollends eingeschränkt in seiner 
Mobilität durch die „Sicherstellung“ sei-
nes Fahrrades am 28.03.1941 (s. Martin 
Spanier). Praktisch mittellos wurde 
Berthold Magnus am 06.03.1940 in 
das „Judenhaus“ Holzmarkt 5 (s. Luise 
Baumgarten) eingewiesen. „Jude wurde 
zu Jude gesteckt.“ Aber er war ja arbeits-
fähig! Da der Staat kein Interesse daran 
habe, so der Präsident der Reichsanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-

5 Zulässiger Haftgrund war auch: „b) wenn der Häft-
ling durch sein Verhalten, durch staatsfeindliche 
Betätigung die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
unmittelbar gefährdet.“

6 Berthold Magnus’ Vater wurde am 15.07.1942 nach 
Theresienstadt deportiert, wo er am 13.09.1942 
starb. Auch seine Schwestern Johanna (*20.10.1897 
in Bücken) und Erna (*16.02.1902 in Bücken, aus 
Verden abgemeldet am 25.03.1939 nach Biele-
feld, dort abgemeldet am 02.03.1943: „Osteinsatz, 
Abzugsort unbekannt“) haben den Holocaust nicht 
überlebt. In einer im Internet zugänglichen „Liste 
der aus Lingen stammenden bzw. aus dem dortigen 
Judenhaus deportierten und ermordeten Juden“ 
werden sowohl eine Johanne Magnus (*20.10.1897, 
hier allerdings als „geb. Hanauer“, deportiert 
nach Theresienstadt, ermordet in Auschwitz am 
09.10.1944) als auch Erna Magnus (*16.02.1902 in 
Bücken, ermordet 02.03.1943, Auschwitz) aufge-
führt. Auch im Gedenkbuch des Bundesarchivs 
Koblenz wird Erna Magnus erwähnt, hier aller-
dings als Erna Magnus, geb. Hertz (* 16.02.1902 in 
Bücken, deportiert aus Bielefeld am 02.03.1942). 
Der Anteil der Viehhändler und ihrer Familienan-
gehöriger unter den Holocaust-Opfern war über-
durchschnittlich. Wie die Familie Magnus konnten 
viele die Zwangskosten für eine lebensrettende 
Auswanderung nicht aufbringen.

Berthold Magnus

Berthold alias  
Bernhard Magnus

senversicherung, „die Arbeitskraft von 
Juden ungenutzt zu lassen und diese u.U. 
aus öffentlichen Mitteln ohne Gegenleis-
tung zu unterstützen“, wurde schon am 
jeweiligen Wohnort mit der Ausbeutung 
der menschlichen Arbeitskraft zu einem 
Hungerlohn  begonnen: „Es ist anzustre-
ben, alle arbeitslosen und einsatzfähi-
gen Juden beschleunigt zu beschäftigen 
und damit die Freistellung deutscher 
Arbeitskräfte für vordringliche staatspo-
litisch wichtige Vorhaben zu verbinden.“ 
Am 26.09.1941 teilte das Arbeitsamt auf 
Anfrage dem Bürgermeister Verdens als 
Ortspolizeibehörde mit, dass der „Jude 
Berthold Magnus (...) als Kohlenarbeiter 
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bei der Firma Dietrich Oelfken, Verden“ 
eingesetzt worden sei.  

Berthold Magnus wurde zusammen mit 
20 Verdenerinnen und Verdenern  am 
17.11.1941 nach Bremen und von dort 
aus am folgenden Tage nach Minsk 
deportiert, wo er ermordet wurde, spä-
testens während der Massenexekutio-
nen in den Kiesgruben bei Minsk am 
28. und 29.07.1942. „Die Aktion begann 
am Morgen des 28. Juli 1942,“ heißt es 
im Urteil des Landgerichts Koblenz 
gegen mehrere NS-Verbrecher aus dem 
Ghetto Minsk, „als die zahlreichen 
Arbeitskommandos  bereits ausgerückt 
waren (s. Martin Spanier). „Die Todge-
weihten konnten in der Regel schon auf 
größere Entfernung die Schüsse hören 
und hieran erkennen, dass eine Massen-
exekution im Gang war, als deren Opfer 
sie auch vorgesehen waren. Spätestens 
beim Anblick der Grube und der darin 
liegenden Leichen wurde ihnen (...) klar, 
was auch ihnen bevorstand. Manche 
fluchten, schrien und weinten, andere 
flehten um ihr Leben; die meisten erga-
ben sich jedoch gefasst und ohne Weh-
klagen in ihr Schicksal.“  

Berthold Magnus

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr.14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1922, 1927, Einwohnerbuch 
1934

• Kreisarchiv Verden: 5 – 27 d und 5 – 27e

• Stadtarchiv Hoya: Geburtsregister Hoya Nr. 
53/1898

• Stadtarchiv Bielefeld: 104,3/Einwohner-
meldeamt Nr.21 

• Bundesarchiv Koblenz (Hg.): Gedenkbuch 
– Opfer der Verfolgung der Juden unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
in Deutschland, 4 Bde, 2. wesentlich erwei-
terte Auflage, Koblenz 2006 

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen ...“ »Judendeportationen« von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• van Dick, Lutz: Der Attentäter. Herschel 
Grynszpan und die Vorgänge um die ‹‹Kris-
tallnacht››, Reinbek 1995

• Mallus-Huth, Heike/Huth, Hans: Wann 
wird man je versteh’n – Der Weg der Hoyaer 
Juden bis 1942, Jüdische Bibliothek, Band 
4, Mannheim 1992

• Obenaus, Herbert u.a. (Hg):Historisches 
Handbuch der jüdischen Gemeinden in 
Niedersachsen und Bremen, 2 Bde, Göttin-
gen 2005

• Walk, Joseph (Hg): Das Sonderrecht für die 
Juden im NS-Staat, Heidelberg  2(1996)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 ‹‹Kristallnacht›› in Verden, Verden 
o.J. (1988)  

• Verdener Nachrichten vom 13.11.1997 
(Gedenkveranstaltung im Bremer Rathaus 
mit Gideon Greif)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 (J. 
Weidemann: Vor 50 Jahren: Juden ins 
Getto Minsk deportiert)
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Johanna Pichet
Rassisch Verfolgte

Johanna Pichet, geb. Cohen,  wurde  am 
08.03.1872 in Neustadtgödens (heute 
Gemeinde Sande, Krs. Friesland) gebo-
ren. Ihre Eltern waren Victor Feibel 
Cohen (1825 – 1901) und die aus Gronin-
gen (Niederlande) stammende Mietje 
Cohen, geb. Breslauer (1844 – 1913). In 
diesem  kleinen ostfriesischen Markt-
flecken gab es im 19. Jahrhundert eine 
relativ große jüdische Gemeinde mit 
niederländischen Wurzeln und einer 
kompletten religiösen Infrastruktur: 
Synagoge1, Religionsschule, rituelles 
Bad und Friedhof.  

Johanna Pichet wuchs in einer kinder-
reichen Familie auf. Sie hatte vier ältere 
und sechs jüngere Geschwister, von 
denen sechs den Holocaust nicht über-
lebten. Ob allerdings Johanna Pichet 
vor ihrer Deportation nach Theresien-
stadt noch intensive Kontakte zu Ihrer 
Verwandtschaft hatte,  ist nicht mehr 
zu ermitteln, kann aber zumindest auf-
grund einer Anhörung im Verdener Rat-
haus am 26.04.1941 infrage gestellt wer-
den, da sie seit 1897 „persönlich mit der 
jüdischen Religionsgemeinschaft nichts 
mehr zu tun gehabt“ habe. 

Johanna Pichet war verheiratet mit dem 
am 07.01.1940 in Verden verstorbenen  
Feldwebelleutnant und späteren  „ver-
dienstvollen“  Strafanstaltshauptwacht-
meister Stanislaus Pichet. Sie wurden 
laut beglaubigter Erklärung katholisch 
getraut und die vier Kinder „im katholi-
schen Glauben erzogen“. Johanna Pichet 
wurde  namentlich jedenfalls nicht in 
der 65 Namen umfassenden städtischen 
Liste der jüdischen Einwohner von 1935  
erwähnt. Auch die Synagogengemeinde 
zählte sie nicht zu ihren Mitgliedern. Sie 
sei  der Meinung gewesen, dass für sie 

„die Verordnung über die Änderung von 
Familiennamen und Vornamen vom 17. 
August 1938 nicht in Frage kommt.“ Ihre 

1 Die Synagoge wurde am 27.06.1938 an einen Privat-
mann verkauft, überstand daher die Pogromnacht 
unbeschädigt, ist inzwischen restauriert.

Rechtfertigung wurde nicht akzeptiert. 
Sie musste mit „Johanna Sara Pichet“ 
unterschreiben.

Vermutlich verzog die Familie Pichet 
nach dem Ersten Weltkrieg nach Ver-
den. Am 20.10.1921 jedenfalls war sie 
laut Einwohnermeldekarte in Verden 
gemeldet und wohnte zunächst in einer 
Dienstwohnung in der Stifthofstraße 5. 
Am 03.04.1934 bezog sie ihr Eigenheim 
Neumühlener Weg 5 (1950 umbenannt 
in: Am Bürgerpark 5).  Die Familie 
hatte es offensichtlich zu einem beschei-
denen Wohlstand gebracht und führte 
am Rande der Stadt Verden ein eher 
unauffälliges Leben. Warum der Partei 
oder den Behörden die Beamtenwitwe, 
die  1921 laut Einwohnermeldekarte 
als Konfession „katholisch“ angegeben 
hatte, erst über ein Jahr nach dem Tode 
ihres Ehemannes  auffiel, lässt sich 
nicht mehr ermitteln.  

Aus ihren bereits erwachsenen Kindern 
wurden von einem Tag zum anderen in 
der Nazi-Terminologie „Halbjuden“ oder 

„Mischlinge ersten Grades“.  Die beiden 
Söhne Alfons  und Felix  wurden aus der 
Wehrmacht entlassen und überlebten 
nicht. Alfons Pichet kam höchstwahr-
scheinlich während einer Überführung 
in das Zuchthaus Straubing bei  einem 
Bombenangriff auf den Bahnhof Halle 
am 01.04.1945 ums Leben. Felix Pichet 
war in Gehrden bei Hannover zwangs-
verpflichtet. Er wurde laut einer Aus-
sage des Polizeimeisters Remmers  nach 
einer Denunziation auf Veranlassung 
des dortigen Ortsgruppenleiters der 
NSDAP am 08.04.1945 misshandelt und 
hinterrücks erschossen. Einen Tag spä-
ter rückten die Amerikaner in Gehrden 
ein. Felix Pichet hatte sich bereits eine 
weiße Fahne besorgt.

Die beiden Töchter überlebten: die ältere 
Irma Harting (*26.02.1896 in Berlin) in 
Hannover und die jüngere unverheira-
tete Erika (*19.01.1908 in Hannover) in 
Verden. Deren Arbeitgeber Rechtsan-

Lage des Stolpersteins: 
Bürgerpark 5  
(früher  
Neumühlener Weg 5)
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walt und Notar Becker ließ  im Oktober 
1944 nichts unversucht, um seine bei 
ihm seit 1923 beschäftigte Angestellte 
mit einem Quasi-Familienanschluss vor 
der drohenden Zwangsverpflichtung zu 
bewahren. Er intervenierte beim Orts-
gruppenleiter der NSDAP Woltersdorf 
und bei der Gestapo in Bremen: „Wenn 
Frl. Pichet als Arbeitskraft in einem 
Rüstungs- oder sonstigem Betrieb ein-
gesetzt würde, müsste ich aus Mangel 
an einer geeigneten Arbeitskraft mei-
nen Betrieb schließen. Das liegt aber 
nicht im Interesse der Allgemeinheit, 
weil die beiden dann noch übrig blei-
benden Notare und Rechtsanwälte die 
auf sie anfallenden Arbeiten nicht ord-
nungsmäßig  erledigen könnten.“ Ein 

non-konformes  Verhalten in Zeiten der 
Diktatur!  Ob das U-K-Stellungsgesuch 
letztlich erfolgreich war, geht aus der 
Aktenlage nicht hervor. 

Wie ihre Kinder war auch Johanna Pichet 
aufgrund des sog. „Mischehenprivilegs“ 
vom Zwang befreit, den „Judenstern“ laut 
der „Polizeiverordnung  über die Kenn-
zeichnung der Juden“ vom 01.09.1941 
tragen zu müssen (s. Emma Rosenbach). 
Es sollte eine zeitlich begrenzte und 
trügerische „Privilegierung“ sein. Men-
schen wie Johanna Pichet waren stän-
diger Bespitzelung ausgesetzt. Sie konn-
ten nie wissen, was ihnen am nächsten 
Tag drohte. Anfang Juli 1942 war die 

„Abwanderung nach Theresienstadt“ 
der „jüdischen Ehegatten einer nicht 
mehr bestehenden deutsch-jüdischen 
Mischehe“ eine beschlossene Sache. Am 
22.07. 1942 wurden Johanna Pichet und 
Martha Lilienstern  zur Sammelstelle 
im Jüdischen Altersheim Bremen in der 
Gröpelinger Heerstraße 167 abkomman-
diert, um am 23.07.1942 nach eigener 
Aussage „von der Gestapo in das KZ The-
resienstadt transportiert“ zu werden, 
wo sie drei Jahre „unter den bekann-
ten KZ-Qualen gelitten und gehungert“ 
habe. „Abgemeldet nach Theresienstadt“ 
lautet der verharmlosende Meldekarten-
Eintrag. Johanna Pichets Vermögen galt 
bereits seit dem 01.03.1942 als beschlag-
nahmt. „Die Verwertung des eingezoge-
nen Judenvermögens“ sollte durch den 
Oberfinanzpräsidenten erfolgen. „Die 
Wohnungsschlüssel haben die Juden 
beim Abzug den zuständigen Ortspo-
lizeibehörden abzugeben“, heißt es in 
einem Schreiben  des Landrats an den 
Bürgermeister der Stadt Verden vom 
20.07.1942.  

Ca. zwei Drittel der Deportierten waren 
Frauen, unter diesen auch Emma Baum-
garten, Bertha Lehmann und Cissy 
Wulff. Sie sind  zunächst ins Sammel-
lager Ahlem  am westlichen Stadtrand 
Hannovers und von dort mit dem ersten 
aus Hannover abgehenden Transport mit 
der Nummer VIII/1 ins KZ Theresien-
stadt deportiert worden, das von der NS-
Propaganda besonders durch den Film 

„Der Führer schenkt den Juden eine 

Wer Jüdin ist,  
bestimmen die Nazis!
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Stadt“ von 1944 als Vorzeigelager u.a. für 
das Internationale Rote Kreuz geradezu 
zynisch in Szene gesetzt  wurde.  Vorge-
täuscht wurde eine voll funktionsfähige, 
selbstverwaltete  Stadt sogar mit einer  
Bank, nur nicht richtigem Geld, sondern 
mit speziell für Theresienstadt von der 
Prager Nationalbankdruckerei 1943 her-
gestelltem Ghettogeld, mit dem jeder 
Häftling nach Tarifen gestaffelt bis 
hinunter zum nicht arbeitenden „ältes-
ten Betreuten“ versorgt wurde2. Damit 
konnten die Häftlinge dann das zurück-
kaufen, was ihnen bei der Ankunft abge-
nommen worden war. „Ziviles Geld“ auf-
grund von Überweisungen von außen zu 
besitzen, war verboten.  Was z.B. Erika 
Pichet monatlich in Verden für ihre 
Mutter einzahlte, landete auf einem 
Sperrkonto. Die Nazis erfanden ständig 
neue Ausplünderungssysteme. Ein frei 
verfügbares Guthaben hatte Johanna 
Pichet nicht. 

Von den 779 jüdischen Gefangenen des 
ersten Deportationszuges aus Hanno-
ver kamen 704 in Theresienstadt bzw. 
den Folgelagern ums Leben. Johanna 
Pichet überlebte und kehrte nach 
Wochen ärztlicher Behandlung und 
fürsorglicher Betreuung am 03.09.1945 
nach Verden zurück. Auch ihre Nichte 
Marga Noa-Josephs aus Amsterdam, 
der sich Johanna Pichet „so rührend in 
Theresienstadt (...) angenommen“ hatte, 
überlebte. So steht es in einem Dankes-
schreiben vom 23.05.1946 an Johanna 
Pichet, und an anderer Stelle findet sich 
ein Hinweis darauf, dass auch in den 
Niederlanden die katastrophale Ernäh-
rungssituation im Nachkriegsdeutsch-
land nicht verborgen geblieben war: 

„Wenn ich Gelegenheit habe und Du es 
nötig hast, so will ich Dir gerne etwas 
schicken. (...) Wir haben genug Hunger 
in Theresienstadt gelitten, sodass ich es 
sehr schlimm finden würde, wenn Du 
weiter hungern müsstest.“ 

In dieser Zeit begann Johanna Pichets 

2 Mit Ausnahme der „Prominenten“ mussten alle 
Häftlinge arbeiten, also auch die über 70-jährige 
Johanna Pichet. Nicht mehr arbeitsfähigen Häftlin-
gen drohte die „Sonderbehandlung“  (NS-Euphemis-
mus der übelsten Art) in den Vernichtungslagern (s. 
Emma Baumgarten).  

Kampf mit den Behörden um eine Ent-
schädigung und eine Geschädigtenrente. 
Zur „Nichtwiedererstattung von Vermö-
gen“ nahm sie am 02.02.1946 anhand 
eines Fragebogens der Bezirksregierung 
in Stade wie folgt Stellung: „Ich bin noch 
nicht wieder im Besitz meines früheren 
Vermögens, d.h. meines Hausgrund-
stücks in Verden (...) und meines Spar-
guthabens bei der Sparkasse der Stadt 
Verden, welches seinerzeit vom Nazi-
Staat eingezogen wurde. Bei meinem 
Abtransport nach Theresienstadt wurde 
mir mein gesamtes Gepäck im Gewicht 
von ca. 100 Pfund, welches vorher von 
der Gestapo erlaubt wurde mitzuneh-
men, in Theresienstadt nicht ausgehän-
digt, sondern von der Gestapo beschlag-
nahmt.“ Haus und Grundstück wurden 
ihr wieder übereignet. Auch erhielt sie 

KZ-Sparkarte
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als anerkannte „rassisch Verfolgte“ eine 
vergleichsweise geringe Haftentschädi-
gung sowie eine Geschädigtenrente auf-
grund einer Erwerbsminderung von nur 
30%. Johanna Pichet verstarb 82-jährig 
am 10.11.1954 in Verden. Erst ihre Töch-
ter, insbesondere Erika Pichet, konnten 
1957 den Anspruch auf Entschädigung 
für rückständige Versorgungsbezüge 
Ihrer Mutter als Beamtenwitwe und 
eine Kapitalentschädigung  durchset-
zen. In der Bundesrepublik der 50er 
Jahre hatte man längst Frieden  mit den 
Tätern gemacht.      

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1922, 1927, Einwohnerbuch 
1934 

• Kreisarchiv Verden: Nutzungsblatt Sign. 
19/2

• Kreisarchiv Verden: Abt.18 (Lastenaus-
gleichsamt) vorläufige Signatur 55.50 
(Wiedergutmachung, Rückerstattung) 

• Staatsarchiv Aurich: Rep. 248 d/973 (Jüdi-
sches Personenstandsregister Matrikel 
Neustadt-Goedens)

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen ...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Ludmilla Chladkova: Ghetto Theresien-
stadt, Dokumente Gedenkstätte Terezin 
Band 234, Prag 1991

• Familienstammtafel „Cohen“ zusammen-
gestellt von Gert Friedt: „Wir sind schon 
lange da“, München (Manuskript) o.J. (zur 
Verfügung gestellt von  Michael Clemens, 
Neustadtgödens)

• Michael Clemens: Die Juden von Neustadt-
gödens, in: Friesische Heimat, 382. Beilage, 
Jeversches Wochenblatt 07.11.2008  

Bürgerpark 5
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Ella Rosenbach 
Moses ‚Adolf‘ Rosenbach

Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine: 
Lindhooper Straße 10

Ella Rosenbach, geb. Silberberg, wurde 
am 18.12.1884 in Bassum geboren. Sie 
war verheiratet mit dem Viehhändler, 
Schlachter und nach eigener Angabe 
auch Landwirt1 Moses (genannt: 
Adolf) Rosenbach, der am 10.04.1877 
in Langwedel geboren wurde. Das Ehe-
paar zog am 26.11.1903 von Langwedel 
nach Verden und wohnte nach mehre-
ren Wohnungswechseln innerhalb der 
Stadt in der Lindhooper Straße 8a (= 
Nr. 10, 1926). Das Ehepaar hatte drei 
Kinder, eine Tochter und zwei Söhne. 
Die Aufnahme von 1914/15 zeigt Adolf 
Rosenbach in der Uniform eines Welt-
kriegssoldaten im Kreise seiner Fami-
lie. Vier oder fünf Jahre später wurde 
Adolf Rosenbach zusammen mit ande-
ren jüdischen (u.a. auch Berthold Mag-
nus) und nichtjüdischen Viehhändlern 
per Zeitungsanzeige „aufgegeben, (...) 
Vieh, welches nach dem Friedensver-
trag an den Feindbund abzugeben ist, 
aufzubringen.“ 

Käthe Rosenbach wurde am 20.11.1906 
in Verden geboren. Sie heiratete am 
05.11.1926 den in Blumenthal (seit 1939 
bremisch) wohnenden Kaufmann Bern-
hard Franck. Die Zwillinge Heinz und 
Fredi wurden am 19.12.1911 ebenfalls 
in Verden geboren. Anfang der 30er 
Jahre spielten sie in der 2. Mannschaft  
des FC Verdenia Verden Fußball2. 
Heinz Rosenbach hatte den Beruf des 
Schlachters und sein Bruder Fredi den 
des Kaufmanns erlernt. Eine klare Auf-
gabenverteilung im Familienbetrieb 
Rosenbach zeichnete sich ab. Das Ver-

1 In ländlichen Regionen gehörten Produktenhandel 
und Viehhandel zu den zugelassenen Berufsfeldern 
der sog. „Schutzjuden“ bis ins 19. Jhdt. hinein. Des 
koscheren Schlachtens wegen war der Beruf des 
Viehhändlers eng verbunden mit dem des Schlach-
ters. Auch nach der Judenemanzipation (im Kgr. 
Hannover mit dem „Gesetz über die Rechtsverhält-
nisse der Juden“ von 1842 beginnend bis zur verfas-
sungsrechtlichen Gleichstellung nach der Annexion 
Hannovers durch Preußen 1866) sind diese traditi-
onellen Gewerbe stark in der ländlichen Berufssta-
tistik vertreten.

2 Nach mündlicher Auskunft des Zeitzeugen Ernst-
Otto Krüger (Verden) am 13.03.09

bot des Schlach-
tens nach jüdi-
schem Ritus durch 
das „Gesetz über 
das Schlachten 
von Tieren“ vom 
21.04.1933 war 
bereits der Anfang 
vom Ende des Familienbetriebs Rosen-
bach.   

Während ihren Kindern die Auswande-
rung gelang, war dieser lebensrettende 
Weg für die Eltern zu ihren Söhnen 

„nach Südamerika“ (laut Antrag bereits 
vom 30.08.1938) versperrt, obwohl 
die zuständige Gestapo-Dienststelle 
Wesermünde=Bremerhaven „staatspoli-
zeilicherseits keine Bedenken“ gegen die 
Ausstellung eines Reisepasses erhoben 
hatte. Laut Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung des Finanzamtes Verden, hatte 
Adolf Rosenbach bereits die außerordent-
liche Auswandererabgabe in Höhe von 80 
RM bezahlt (entsprach 1% seines bereits 
am 27.04.1938 angegebenen Vermögens). 
Am 05.08.1939 wurden die Pässe (Gül-
tigkeitsdauer: 31.12.1939) ausgehändigt. 
Knapp vier Wochen später begann mit 
dem Überfall der deutschen Wehrmacht 
auf Polen der Zweite Weltkrieg. 

Um überhaupt überleben zu können, 
hatte Adolf Rosenbach laut notarieller 

Familienfoto 1914/15
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Mitteilung an den Bürgermeister der 
Stadt Verden vom 13.08.1938 noch vor 
Beginn der sog. „Arisierung“  Haus und 
Grundstück an der Lindhooper Straße 
verkauft, was eigentlich dafür spricht, 
dass er die Sturmzeichen der Zeit richtig 
erkannt hatte.3 Schon in den Monaten 
vor der Pogromnacht wurden Berufsver-
bote für die jüdischen Viehhändler Ver-

3 Laut Auskunft seines Schwiegersohns Ernst Reh-
bock, Langwedel (tel. Interview vom 04.08.09)

dens verhängt (s. Harry Herzberg). Die 
„Ausschaltung des jüdischen Viehhan-
dels“ aus dem Verdener Wirtschaftsle-
ben war beschlossene Sache. Der seiner-
zeitige Kreisleiter der NSDAP Heinrich 
Peper jun. hatte schon am 09.05.1936 in 
einem Schreiben an den Landrat gefor-
dert, den „Kampf gegen das auf diesem 
Gebiet führende jüdische Händlertum“ 
zu forcieren. Am 17.12.1937 wurde auch 
Adolf Rosenbachs „Zulassung zum Han-
del mit Vieh“ widerrufen (s. Harry Herz-
berg). Unwiderruflich entzogen wurde 
die Viehhandelserlaubnis durch Einzug 
der Legitimationskarten Ende Juli 1938. 
Der endgültige wirtschaftliche Ruin 
folgte unmittelbar nach der Pogrom-
nacht vom 9. auf den 10.11.19384  durch 
zahlreiche, sukzessive restriktivere 

„Verordnungen“ zur Ausplünderung der 
jüdischen Minderheit. Viele sog. „Volks-
genossen“ profitierten davon, nicht nur 
Parteigenossen. Mit dem Berufsverbot 
eines jüdischen Viehhändlers wurde 
der Konkurrenzdruck für die „arischen 
Viehverteiler“5  geringer. Immobilien 
konnten zu zwar behördlich  kontrollier-
ten Preisen, aber doch vergleichsweise 
günstig angesichts des großen Angebots 
erworben werden. Begehrlichkeiten 
wurden geweckt. Diese jedoch August 
Rehbock zu unterstellen, wäre sogar 
rufschädigend.

Dem Schulfreund aus Langwedel und 
Mühlenbesitzer August Rehbock in  
Langwedel6 nämlich hatte Adolf Rosen-
bach das 1913 gebaute Haus und das 
Grundstück  Lindhooper Straße 10 zum 

4 Der 61-jährige Adolf Rosenbach gehörte vermutlich 
zu den Verhafteten, nicht aber zu den ins Gerichts-
gefängnis eingewiesenen „Schutzhäftlingen“ (s. 
Leopold Rothschild). 

5 Da den Nazis die Berufsbezeichnung „Viehhändler“ 
für „zu jüdisch“ hielten, propagierten sie schon 
1933 den Beruf des „arischen Viehverteilers“. Diese 
Berufsbezeichnung setzte sich aber nicht durch. 

6 Laut telefonischer Auskunft seines Schwiegersohns 
Ernst Rehbock (s.o.) ist er mehrfach in Langwedel 
durch allzu offene Worte („Beschimpfungen“) mit 
den örtlichen NS-Organen in Konflikt geraten, 
musste mehrmals Geldstrafen bezahlen, habe 
sogar einen „Flaggenstreit“ riskiert. Die gegenüber 
seiner Mühle gehisste Hakenkreuzfahne habe er 
wiederholt durch die Niedersachsenfahne ersetzt. 
Dass sein Schwiegervater nicht in ein KZ einge-
wiesen wurde, führt Ernst Rehbock darauf zurück, 
dass er den Langwedeler Ortsgruppenleiter der 
NSDAP „gut kannte“. 

Ella & Moses ,Adolf‘ Rosenbach

Bekanntmachung des Kreis-
kommunalverbandes Verden
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Kauf angeboten. Ende Oktober 1941 
erhielt August Rehbock ein Schreiben 
der Stadt Verden mit der Aufforderung, 
aufgrund des Gesetzes über die Miet-
verhältnisse mit Juden“ vom 30.04.1939 
wegen „der ungeheuren Wohnungsnot 
in der Stadt Verden/Aller“ dem Ehepaar 

„Sara“ Ella Rosenbach und „Israel“ Moses 
gen. Adolf Rosenbach „ohne Beachtung 
des Mieterschutzes“ zu kündigen. Doch 
August Rehbock weigerte sich. Er lehnte 
den ihm zugewiesenen Mieter ab und 
wies darauf hin, dass er seinerzeit beim 
Kauf des Hauses auf die Bedingung ein-
gegangen sei, Adolf Rosenbach bis zur 
Auswanderung im Hause wohnen zu las-
sen. „Der Auswanderung stand nichts 
mehr im Wege, nur die Verhältnisse des 
Krieges ließen diese nicht durchführen. 
Ich fühle mich deshalb an diese Verein-
barung gebunden. Dieses Wohnungs-
recht hat auch beim Ankauf des Hauses 
eine gewisse Rolle gespielt.“ Aufgrund 
der Zivilcourage eines Einzelnen blieben 
Ella und Adolf Rosenbach vom  Umzug 
in ein „Judenhaus“ verschont. 

Danach kam es zu einem vergleichs-
weise umfangreichen Schriftverkehr 
wegen zu befürchtender Frostschäden 
und möglicher „Feuergefahr durch 
Brandbomben“ in der am 17.11.1941 
polizeilich versiegelten Wohnung.  Die 

„Dienststelle für die Einziehung von Ver-
mögenswerten“ aber gab den Schlüssel 
nicht frei. August Rehbock nahm kein 
Blatt vor den Mund: „Am 17.11.1941, also 
vor 14 Tagen, sind die Juden Adolf Israel 
und Ella Sara Rosenbach, die noch im 

Dachgeschoss in  meinem Hause in Ver-
den (...) wohnten, ausgewiesen worden.“  
Er vermied die verharmlosende NS-
Sprachtäuschung „evakuiert worden“7.

Ein letztes Lebenszeichen von Adolf 
Rosenbach überlieferte Martin Spanier: 

„Mit tschechischen Personenwaggons, 
begleitet von der Bremer Schutzpolizei, 
die sich sehr human verhielt, trans-
portierte man uns nach Minsk, das wir 
nach ungefähr fünf Tagen erreichten.“ 
Bei einem Halt in der Nähe von Bialys-

7 „Evakuieren“ laut Fremdwörterduden: a) Bewoh-
ner (vorübergehend) aussiedeln, b) wegen einer 
drohenden Gefahr ein Gebiet (vorübergehend)  von 
Bewohnern räumen. Leider wurde dieser Tarnbe-
griff  im bundesdeutschen Amtsdeutsch weiterhin 
verwendet, z. B. in Entschädigungsverfahren.

Zwangsvornamensannahme 
„Sara“

Einziehung der  
Viehhandelserlaubnis
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Ella & Moses ,Adolf‘ Rosenbach

tok habe ein Zug mit Wehrmachtssol-
daten auf einem Nebengleis gestanden. 
Ein offensichtlich aus Verden stammen-
der Soldat habe Adolf Rosenbach  wie-
dererkannt. Danach verlieren sich die 
Spuren von Ella und Adolf Rosenbach in 
der Anonymität des Ghettos Minsk, in 
dem „Hunger, Krankheit und Tod allge-
genwärtig“ waren. Ihren Namen hatten 
die Todgeweihten am Ghettotor abgege-
ben. Aus den nun Namenlosen  wurden 

„die Juden“, allenfalls noch differenziert 
in „russische Juden“ und „deutsche 
Juden“. Die katastrophalen Verhält-
nisse im Ghetto im Nordosten der Stadt 
waren selbst dem Stadtkommandanten 
von Minsk  Janetzke nicht verborgen 
geblieben. Unter Umgehung des Dienst-
weges wies er in einem Schreiben vom 
05.01.1942 an den zuständigen „Minis-
ter für die besetzten Ostgebiete“ Alf-
red Rosenberg  darauf hin, dass in dem 
Trümmerhaufen Minsk  immer noch 
100000 Menschen hausten. Zusätzlich 
habe man bereits 15-18000 russische 
Juden und 7000 Reichsjuden in der 
Stadt. Jeder weitere Transport würde 
eine Katastrophe auslösen. Wenige Tage 
später begann die sog. Wannseekonfe-
renz unter Leitung Heydrichs, die die 
sog. „Endlösung der Judenfrage“ und 
damit die Vernichtung der europäischen 
Juden initiierte.

Lindhooper Straße 10

Ein genaues Todesdatum für Ella und 
Adolf Rosenbach ist nicht mehr zu 
ermitteln. Als offizielles Todesdatum 
gilt der 28.07.1942, der Tag, an dem die 
Massenexekutionen  per Genickschuss 
in den Kiesgruben von Minsk begannen. 
Am 31.05.1950 wurden sie laut Beschluss 
des Amtsgerichts Verdens für tot erklärt 
(AZ. 3II10/50).
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Akten“ Nr 14 ff
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• Kreisarchiv Verden: 5 – 27d und 5 – 27e

• Standesamt Langwedel: Geburtsregister 
10/1877

• Stadtarchiv Bassum: Liste ehemaliger 
jüdischer Einwohner

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft“. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006  

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem National-
sozialismus, Bibliothec Gymnassii, Verden 
1991 (maschinenschriftlich 1965)

• Herlemann, Beatrix: 1933 – 1945: „Die 
deutschen Bauern geschlossen hinter 
dem Führer“? Materialien zum Museums-
besuch Nr. 28 (Landwirtschaftsmuseum 
Lüneburger Heide, Suderburg-Hösserin-
gen)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
‹‹Kristallnacht›› in Verden, Verden o.J. 
(1988)

• Verdener Aller-Zeitung vom 18.11.1986 
(Weidemann, J. : Die „Evakuierung“ bedeu-
tete das Todesurteil für die Juden“) 

• Verdener Anzeigenblatt vom 07.02.1920
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Emma Rosenbach
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Predigerstraße/ 
Untere Straße

(früher Predigerstraße 11;  
beim Bau der Unteren 
Straße wurde das Haus 
abgerissen)

Emma Rosenbach wurde am 20.08.1884 
in Langwedel geboren. Sie war Moses 
‚Adolf’ Rosenbachs jüngere Schwester1. 
Ihre Eltern waren der Schlachter  Fried-
rich Rosenbach und Sophia Rosenbach, 
geb. Moses. Emma Rosenbach war ledig 
und wohnte, bevor sie am 03.02.1939 nach 
Verden in die Predigerstraße 112 (s. Frieda 
Spanier) zog, in Soltau, Marktstraße 8. Das 
war die Wohn- und Geschäftsadresse des 
jüdischen Kaufmanns Sally Lennhoff. Wie 
aus einem Schreiben des Soltauer Bürger-
meisters an den Landrat des Kreises Sol-
tau vom 25.06.1938 hervorgeht, gab Sally 
Lennhoff für sich und seine Mitbewohner 
eine Vermögenserklärung aufgrund der 

„Verordnung über die Anmeldung des Ver-
mögens von Juden“ vom 26.04.1938 ab, u.a. 
auch für seine Ehefrau Henny Lennhoff, 
geb. Rosenbach, und Emma Rosenbach. 
Da diese Personen nicht im Besitze eines 
Vermögens von 5000 RM“ seien, sei ihr Ver-
mögen auch nicht anmeldepflichtig. Henny 
Lennhoff  wurde als Ida Rosenbach am 
28.03.1875  in Langwedel geboren. Sie war  
Adolf Rosenbachs ältere Schwester. Nach-
dem das Geschäft der Familie Lennhoff  

„arisiert“3 werden musste, war auch Emma 
Rosenbach gezwungen, sich eine neue 
Bleibe zu suchen. Sie entschied sich für 
Verden, den Wohnort Adolf Rosenbachs.  

Emma Rosenbach lebte offensichtlich 
sehr zurückgezogen. Am 13.09.1941 wurde 
den handschriftlich aufgelisteten jüdi-
schen Einwohnern Verdens ein Schreiben 
des Bürgermeisters mit der Aufforderung 
zugestellt, sich am „15. d. Mts. (19. Uhr) 
zur Bekanntgabe einer Polizeiverordnung 

1 Unter minimalem Vorbehalt, da es weder im Lang-
wedeler Standesamt eine Geburtsurkunde, noch im 
Soltauer Stadtarchiv eine Meldekarte von Emma 
Rosenbach gibt (lt. Auskünften von Hans-Jürgen 
Zerwowski bzw. Peter Duden).

2 Zu diesem Zeitpunkt hatte ihr Bruder sein Haus in 
der Lindhooper Straße schon verkauft.

3 Das Geschäft wurde am 10.11.1938 demoliert, Sally 
Lennhoff in „Schutzhaft“ genommen (vier Wochen 
in Sachsenhausen).  Sally (Simon) und Henny (Ida) 
Lennhoff verzogen 1939 nach Bremen. Sie wurden 
am 23./24.07.1942 nach Theresienstadt deportiert. 
Sally Lennhoff  ist dort im November 1943 umge-
kommen, seine Ehefrau überlebte.

(...) auf dem Rathaushof (Eingang Ritter-
straße) einzufinden“. Dort mussten sie in 
aller Öffentlichkeit  die Kenntnisnahme 
der „Polizeiverordnung über die Kenn-
zeichnung der Juden“ durch Unterschrift 
bestätigen. Gelähmt und demoralisiert 
fühlten sich nach Aussagen Überleben-
der die so Stigmatisierten. Stellvertre-
tend für alle Verstummten soll hier Victor 
Klemperer4 zu Wort kommen: „Ich frage 
mich heute wieder (...): welches war der 
schwerste Tag der Juden in den zwölf 
Höllenjahren? Nie habe ich von mir, nie 
von anderen eine andere Antwort erhal-
ten als diese: der 19. September 1941. Von 
da an war der Judenstern zu tragen, der 
sechszackige Davidstern, der Lappen in 
der gelben Farbe, die heute noch Pest 
und Quarantäne bedeutet und die im 
Mittelalter die Kennfarbe der Juden war, 
die Farbe des Neides und der ins Blut 
getretenen Galle, die Farbe des zu mei-
denden Bösen; der gelbe Lappen mit dem 
schwarzen Aufdruck ››Jude‹‹, das Wort 
umrahmt von Linien der ineinanderge-
schobenen beiden Dreiecke, das Wort aus 
dicken Blockbuchstaben gebildet, die in 
ihrer Isoliertheit und in der breiten Über-
betontheit ihrer Horizontalen hebräische 
Schriftzeichen vortäuschen.“

„Die Verteilung der Kennzeichen an die 
Juden erfolgte über die Zentralstellen 
für jüdische Auswanderung (...) unter 
Einschaltung der Reichsvereinigung 
der Juden“, heißt es in der „Verordnung 
über das Tragen des Judensterns in 
der Öffentlichkeit“ vom 01.09.1941. Die 

„Judensterne“ wurden angeliefert auf 
bettlakengroßen Stoffbahnen und kos-
teten 20 Rpf das Stück. Beim Empfang 
musste folgende Erklärung unterschrie-
ben werden: „Ich verpflichte mich das 
Kennzeichen sorgfältig und pfleglich 
zu behandeln und bei seinem Aufnähen 

4 Viktor Klemperer (1881-1960): Literaturwissen-
schaftler und Schriftsteller, hinterließ mit seinen 
Tagebüchern „ein einmaliges Zeugnis über den All-
tag der Judenverfolgung“ (Gedenktafel an seinem 
Wohnhaus in Dresden). 
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auf das Kleidungsstück den über das 
Kennzeichen hinausragenden Stoffrand 
umzuschlagen.“ Bei Zuwiderhandlun-
gen drohten Geld- und sogar Haftstrafen. 
Wenn sich bei Kontrollen herausstellte, 
dass sich zwischen „Stern“ und Jacken- 
bzw. Mantelstoff ein Bleistift schieben 
ließ, dann war dieser zu locker ange-
näht.

Der „Judenstern-Erlass“ und die damit 
verbundene Stigmatisierung setzte prak-
tisch den Schlusspunkt unter einen  nur 
acht Jahre währenden Entsolidarisie-
rungs- und Ausgrenzungsprozess. Die 
fast ausnahmslose Akzeptanz der Mehr-
heitsgesellschaft war gesichert für die 
komplette und reibungslose Deportation 
jüdischer Menschen in die Ghettos, Kon-
zentrations- und Vernichtungslager vor-
wiegend im Osten. Anfang September 1941 
hatte Hitler die Deportationen genehmigt. 
Sie begannen im Oktober 1941. Das Mas-
senmordprogramm stand bereits fest, ehe 
die Wannsee-Konferenz am 20.01.1942 die 
sog. „Endlösung“ beschloss.

Wie 20 andere jüdische Verdenerinnen 
und Verdener  erhielt Emma Rosenbach  
den Deportationsbefehl  für den 17.11. 
ab Verden und 18.11.1941 ab Bremen 
zum „geschlossenen Arbeitseinsatz“ in 
Minsk. Wohl keine, keiner von ihnen 
konnte zu diesem Zeitpunkt die wirkli-
che Absicht der führenden Nazisclique  
durchschauen. Wie in der Einsatzgruppe 
A die Arbeitsfähigkeit der Verschlepp-
ten beurteilt wurde, geht aus einem 
undatierten Bericht (vermutlich  Ende 
1941 geschrieben) hervor: „Von denen 
aus dem Reich ist nur ein geringer Teil 
arbeitsfähig. Etwa 70-80% sind Frauen 
und Kinder sowie alte, arbeitsunfähige 
Personen.“ Sie wurden spätestens am 
28. und 29.07.1942  „in Minsk-Stadt liqui-
diert“. Der „Judenschlächter von Minsk“ 
Wilhelm Kube5 rühmte sich gar am 
31.07.1942, „in den letzten zehn Wochen 
55000 Juden liquidiert“ zu haben. 

5 Dass er gegen die Ermordung „von Menschen, die 
aus unserem Kulturkreis kommen“, Bedenken 
gegenüber seinen Vorgesetzten äußerte, relativiert 
die Aussage dieser Schlagzeile in keiner Weise. Er 
fiel am 22.09.1943 einem Attentat seines russischen 
Dienstmädchens zum Opfer.  

Emma Rosenbach

Bekanntgabe der  
„Judenstern-Verordnung“
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Leopold Rothschild
Rassisch Verfolgter

Lage des Stolpersteins:  
Große Straße 118 

Der Kaufmann Leopold Rothschild 
wurde am 17.09.1888 in Alten-Buseck bei 
Gießen geboren. Er war verheiratet seit 
dem 10.08.1912 mit der am 01.04.1887 
in Lampertshofen (Oberpfalz) gebo-
renen Johanna Rothschild, geb. Seitz. 
Sie waren aus Stendal zugezogen, wo 
Leopold Rothschild als Geschäftsfüh-
rer tätig war. Das Ehepaar hatte zwei 
Kinder: eine Tochter (*1913) und einen 
Sohn  (*1914). Ilse Rothschild besuchte 
von 1921 bis 1930 das  Lyzeum (heute 
Gymnasium am Wall).  Kurt Rothschild 
besuchte von Ostern 1923 bis zu seinem 
Todestag am 18.07.1923 das Domgym-
nasium. Er wurde auf  dem Jüdischen 
Friedhof am Ahornweg bestattet. Seit 
dem 01.04.1914 war die Familie Roth-
schild in Verden gemeldet, nach einigen 
Wohnungswechseln seit dem 10.12.1931 
in der Großen Straße 118. Trotz der 
Weltwirtschaftskrise machte sich Leo-
pold Rothschild Anfang der dreißiger 
Jahre selbständig. Er war es bis zur 
Zwangsschließung seines Schuhwaren-
geschäfts am 10.11.1938.

Das Geschäft in der Großen Straße 78 
gehörte zu den beliebtesten und umsatz-
stärksten  in Verden, sodass die damals 
74-jährige Ilse Levy, geb. Rothschild, 
anlässlich eines Zeitzeugeninterviews 
1987 nicht ohne Stolz ihre Eltern „zu 
den angesehenen und wohlhabenden 
Bürgern der Stadt“ zählte. „Als die Nazis 
kamen, war alles vorbei. Die Juden wur-
den zuerst diffamiert, dann drangsa-
liert, dann ermordet.“ Ihr jedoch war 
es kurz nach ihrer Heirat und noch vor 
dem Auswanderungsstopp im Herbst 
1941 gelungen, mit einem der letzten 
Auswandererschiffe 1941 legal in die 
USA zu emigrieren. Nach der Kriegs-
erklärung des nationalsozialistischen 
Deutschlands an die USA am 11.12.1941 
war auch dieser Weg  versperrt.

In den ersten Wochen nach der sog. 
Machtergreifung am 30.01.1933 hatten 
sich  antisemitische Hetze und antijüdi-

sche Aktionen in Grenzen gehalten. Das 
änderte sich im März 19331.  Reichsweit 
häuften sich  gewalttätige Übergriffe 
angeblich „übereifriger Parteigenossen“ 
auf  jüdische  Geschäftsinhaber. Als kri-
tische Berichte darüber in der Auslands-
presse erschienen, distanzierte sich 
die Partei formell von „unautorisierten 
Judenmaßnahmen“. Die Nazis machten 
aus den ausländischen Presseberichten 
in ihrer verbal aggressiven Propaganda 
eine vom „Weltjudentum“  gesteuerte 

„infame Gräuelhetze“, die eine entspre-
chende Antwort verlange. Diese Ant-
wort war der auch in der hiesigen Presse 
angekündigte „Aufruf zum planmäßi-
gen Boykott jüdischer Waren, jüdischer 
Ärzte und jüdischer Rechtsanwälte“. 
Parallel dazu wurden Anzeigen geschal-
tet: „Gegen den jüdischen Boykott, für 
den deutschen Arbeiter! Kauft nicht in 
jüdischen Geschäften!“ Der Boykott ver-
pflichtete die Parteimitglieder und war 
für den 01.04.1933 angesetzt worden. 
Darüber konnten die Verdener in ihrer 
Zeitung Folgendes lesen: „In Durchfüh-

1 Grundrechtseinschränkungen durch die sog 
„Reichstagsbrandverordnung“ am 28.02.1933, daher 
nicht mehr freie Reichstagswahlen am 05.03.1933 
(NSDAP mit knapp 44% der Stimmen Wahlge-
winner), Ernennung  von Goebbels zum „Reichs-
minister für Volksaufklärung und Propaganda“ 
am 13.03.1933, „Tag von Potsdam“ am 21.03.1933,  

„Ermächtigungsgesetz“ am 24.03.1933 Unter ständiger Überwachung
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rung der Abwehrreaktion wurden auch 
hier alle Geschäfte jüdischer Inhaber 
geschlossen und SA-Leute davor pos-
tiert. Zu irgendwelchen Zwischenfällen 
ist es nicht gekommen. In letzter Nacht 
wurden die Schaufenster der betreffen-
den Geschäfte mit Warnungsinschriften 
bemalt.“ Der Boykott wurde eingestellt, 
die Posten blieben.  

Eine irgendwie geartete Reaktion Leo-
pold Rothschilds auf dieses erste Signal, 
dass die Nazis sich nicht auf   antisemiti-
schen Hasstiraden beschränken würden, 
ist nicht überliefert. Es gab zwar offizi-
elle Proteste jüdischer Organisationen in 
Deutschland, eigentlich eher beschwich-
tigende Plädoyers für die Wahrung von 
Vernunft und Anstand2. Angesichts der 

2 Zu den weniger zaghaften Reaktionen ist noch die 
des „Reichsbundes jüdischer Frontsoldaten“ der 
Ortsgruppe Hannover zu zählen. Man könne nicht 
zusehen, „wie gegen die jüdische Gemeinschaft 
ohne Unterschied ihrer Einstellung und Vergangen-

geringen Akzeptanz in der Bevölkerung, 
auch der Verdens, wurde dieser als „Pro-
belauf“  inszenierte Boykott von den 
Nazis nicht weiter betrieben.

Leopold Rothschild genoss auch inner-
halb der jüdischen Gemeinde Verdens 
ein großes Vertrauen. Seit 1934 gehörte 
er zum Vorstand der Synagogenge-
meinde. Zusammen mit Arnold Baum-
garten und Max Löwenstein bildete er 
1938 den letzten gewählten Vorstand. 
Alle drei gehörten zu den nach der Pog-
romnacht vom 9.11./10.11.1938 Verhafte-
ten. Am 15.04.1947 gab er als Zeuge noch 
vor Beginn des  Synagogenbrandprozes-
ses folgende schriftliche Erklärung ab: 

„Am Tage des Brandes (...) wurde ich von 
4 Angehörigen des SA-Reitersturms aus 
meiner Wohnung geholt. Als die Ange-
hörigen der SA erschienen, lag ich noch 
im Bett und hatte von dem Brand der  
Synagoge keine Ahnung. Als erstes 
erfolgte meine Einlieferung. Später wur-
den noch 13 Rassegenossen eingeliefert.“ 
Bestätigt wird diese Zeugenaussage 
durch die Anklageschrift gegen den sei-
nerzeitigen Verdener Oberbrandmeister 
Johann Hagedorn3 vom 29.07.1947. Dem-
nach wurden  d i e  männlichen Juden 
von SA-Angehörigen festgenommen und 

„einen Tag der Freiheit beraubt“4. Da 
Leopold Rothschild bereits gemäß NS-
Verordnung „über die Anmeldung des 
Vermögens von Juden“ vom 26.04.1938 
ein Vermögen von über 5000,-- RM hatte 
registrieren lassen und außerdem 
zum Vorstand der Synagogengemeinde 
gehörte, wurde er bis zum 27.11.1939 

„seiner Freiheit beraubt“.  

heit Vorwürfe gerichtet werden, die nicht nur ihre 
materielle Existenz vernichten, sondern, was noch 
schlimmer ist, ihre Ehre in den Staub ziehen.“

3 Johann Hagedorn wurde auch letztinstanzlich 
vom Vorwurf der Beihilfe zur Brandstiftung und 
vom Vorwurf eines Verbrechens gegen die Mensch-
lichkeit durch das Oberste Gericht der Britischen 
Besatzungszone freigesprochen.

4 Hier ergibt sich eine Diskrepanz zwischen der von 
Leopold Rothschild genannten Zahl und den zehn 
namentlich im Gefangenenbuch aufgelisteten 
Gemeindemitgliedern, zu denen auch der in Ned-
denaverbergen wohnende und 1942 in Minsk ermor-
dete Adolf Mautner und der 1939 nach Shanghai 
ausgewanderte Ernst Katzenberg gehörten.  Laut 
Himmler-Weisung vom 10.11.1938 sollten nur so 
viele insbesondere „wohlhabende Juden“ festge-
nommen werden, wie in den vorhandenen Zellen 
untergebracht werden konnten.

Mitglieder der Synagogen- 
gemeinde Verden am 15.10.1935

mit Leopold Rothschilds  
Unterschrift
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Unter  Druck  erklärte sich der Vorstand 
bereit, das 907 qm große Synagogen-
grundstück am Johanniswall zu verkau-
fen. Dabei wurden sie zu Statisten degra-
diert: „Die Grundstücksverhandlungen 
zu einem angemessenen Preis“ von 6,-- 
RM/qm sollten erfolgen, „sobald die Vor-
standsmitglieder aus der Schutzhaft ent-
lassen sind.“ Bereits am 12.11.1938 hatten 
die Vorstandsmitglieder dem Verkauf des 
Synagogengrundstückes zugestimmt. 
Es wurde am 01.12.1938 zu einem Preis 
von 6349,-- RM an Frau Hilde Grantz ver-
kauft. Die Kosten für den „Abbruch der 
Brandruine“ (800,-- RM), für eigentlich 
nicht geleistete Löscharbeiten der Feu-
erwehr (140,-- RM), für Gerichtskosten 
für die Eintragung der Sicherungshypo-
thek (12,08 RM) und angefallene Zinsen 
(70,88 RM) mussten die Opfer tragen. 
Insgesamt 1022,96 RM mussten dem 
in Vorlage getretenen Rechtsanwalt Dr. 
Grantz erstattet werden.  

Wegen der „feindlichen Haltung des 
Judentums gegenüber dem deutschen 
Volk und Reich“ hatte der „Beauftragte 
für den Vierjahresplan“ Göring eine 

„Sühneleistung der Juden“ in Höhe von 
1 Mrd. RM  willkürlich angeordnet, an 
deren Aufbringung sich jeder vermö-
gende jüdische Deutsche in Form einer 
Abgabe von 20% (später 25%) seines Ver-
mögens beteiligen musste.  

Leopold Rothschild wurde erst am 
27.11.1938 aus dem Verdener Gerichts-

gefängnis entlassen. Sein Schuhge-
schäft war geschlossen, die Schaufens-
ter waren demoliert und notdürftig 
verbrettert,   neue Scheiben auf seine 
Kosten in Auftrag gegeben. Leopold 
Rothschild erhielt eine Rechnung für 
drei Scheiben über 478,24 RM (s. Hen-
riette Goldschmidt).  Zu Plünderungen 
wie in vielen anderen Städten Deutsch-
lands war es in Verden nicht gekommen. 
Die vorhandenen Lagerbestände wur-
den verramscht, das Geschäft in der 
Großen Straße 78 „arisiert“ und das 
Ehepaar Rothschild zum Auszug aus 
der Wohnung in der Großen Straße 118 
gezwungen. Grundstücks- und Hausei-
gentümerin  war  die  Verbraucherge-
nossenschaft Bremen, der gegenüber 
sich ein städtischer Angestellter am 
08.07.1939 brüstete: „Ich habe den 
Juden Rothschild nun endlich aus Ihrem 
Hause (...) in Verden entfernen können 
und werde weiter bemüht sein, gele-
gentlich auch der Judenfamilie Magnus 
eine andere Unterkunft zuzuweisen.“ 
Einer „Übernahme des Schuhwarenge-
schäftes Rothschild durch Frau Stubbe 
aus Weissenfels“ wurde zugestimmt. 
Dem Ehepaar Rothschild  und Bert-
hold Magnus wurde eine Unterkunft im 
sog. „Judenhaus“ Holzmarkt 5 (s. Luise 
Baumgarten) zugewiesen. Nach dessen 
Räumung am 04.11.1941 mussten Ilse 
Levys Eltern „in einem Hinterhof an 
der Stifthofstraße hausen“. 

Vor dem „Ariernachweis“: 
Kennkarte für Johanna  
Rothschild
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Leopold Rothschild musste  als Zwangs-
arbeiter bei dem Mühlenbetriebsinhaber 
Höing mit dem, was er dort verdiente, 
den kargen Lebensunterhalt für sich 
und seine Ehefrau sichern.   Als einzige 
jüdische Familie Verdens konnten die 
Rothschilds zwar nicht der Verfolgung, 
aber doch letztlich der Vernichtung  
entgehen. Ilse Levy nannte dafür zwei 
Gründe: die Freundschaft zu „vielen ein-
flussreichen Bürgern der Stadt“ und die 

„Mischehe“5  ihrer Eltern. So musste Leo-
pold Rotschild zwar seit dem 15.09.1941 
den „Judenstern“ tragen, nicht aber 
seine Ehefrau.

Johanna Rothschild war katholisch. 
Laut Ilse Levy lebte die Familie  streng 
nach den moralischen Grundsätzen der 
jüdischen Religion, aber ihre Mutter 
habe es  „schlichtweg“ vergessen, aus 
der katholischen Kirche auszutreten. 
Am 11.02.1939 wurde für sie  eine mit 
dem Stigmatisierungszeichen „J“ und 
sogar mit Fingerabdrücken versehene 
Kennkarte ausgestellt, die sie als Jüdin  

„Sara“ Johanna Rothschild auswies. 

5 Nach einer Göring-Weisung vom 28.12.1938 wurden 
die bestehenden sog. „Mischehen“ in zwei Katego-
rien unterteilt: in „privilegierte“ und „nicht privile-
gierte Mischehen“. Entscheidend für die Einstufung 
war der Religionsstatus des Kindes bzw. der Kinder. 
Wurden die Kinder im jüdischen Glauben erzogen, 
was auf die Familie Rothschild zutraf, galten sie 
als „nicht privilegiert“. „Privilegierte Mischehen“ 
(s. Martha Lilienstern und Johanna Pichet) waren 
z.B. von einer Einweisung in sog. „Judenhäuser“ 
und der Kennzeichnungspflicht ihrer Wohnungen 
befreit. 

Kurz vor ihrem erneuten Zwangsum-
zug  gab sie, die sich sicherlich in einer 
psychischen Grenzsituation befand, 
aus nicht überlieferten Beweggründen 
am 27.10.1941 die Erklärung ab, sich 
von Ihrem Ehemann trennen zu wol-
len.  Die unterschiedliche Behandlung 
der „Mischehen“ beruhte auf der perfi-
den Intention, dass sich in einer „nicht 
privilegierten Mischehe“ die nichtjü-
dische Ehefrau von ihrem jüdischen 
Ehemann trennen würde, um bei einer 
Einweisung in ein sog. „Judenhaus“ den 
äußerst beengten Wohnbedingungen zu 
entgehen und somit „in den deutschen 
Blutsverband zurückzutreten.“ Das 
hätte in diesem Fall fast funktioniert. 
In einem Schreiben vom 30.10.41 an die 

„Reichsstelle für Sippenforschung“ in 
Berlin und die Kreispolizeibehörde in 
Neumarkt (Oberpfalz) teilte die Stadt 
Verden Folgendes mit: „Die Rothschild 
ist mit einem Juden verheiratet, von 
dem sie sich  jetzt trennen will. Sie 
wurde für eine Jüdin gehalten, hat aber 
jetzt durch Vorlage von Urkunden ihren 
arischen Nachweis bis zu beiderseitigen 
Großeltern erbracht. Sie ist somit keine 
Jüdin, sondern arischer Abstammung. 
Ich bitte daher, die z.Zt. übersandte 
Kennkarte A. 00032  nach hier zurückzu-
leiten und dort löschen zu wollen.“  Nur 
einen Tag später am 31.10.1941 widerrief 
Johanna Rothschild aus ebenfalls nicht 
überlieferten, aber gewiss ehrenwerten 
Beweggründen ihre Trennungsabsicht: 

„Damit kein Zweifel entsteht, möchte ich 
hiermit nochmals erklären, dass meine 
am 27. Oktober abgegebene Erklärung 
vollkommen von mir zurückgezogen und 
somit nichtig wird.“

Leopold Rothschild war nach der Depor-
tation von Martha Lilienstern  am 
23.07.1942 das letzte in Verden lebende 
Mitglied der einstigen Synagogenge-
meinde, aber nicht der einzige Mensch 
jüdischen Glaubens. Inkognito lebte von 
1942 bis 1945 in Verden  auch die Jüdin 
Pola Fogel (1942: 15 Jahre alt) die als 
polnische Zwangsarbeiterin unter dem 
Namen Lucyna Gorgas in einer Dru-
ckerei arbeitete.  In ihrem 1990 veröf-
fentlichten Zeitzeugenbericht heißt es: 

Kennzeichnung der Wohnung
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„Während meiner Gänge durch die Stadt 
kam ich des Öfteren an dem Hause 
Große Straße 118 vorbei, auf der Tür 
war ein Davidstern und das Wort Jude 
gemalt6. Wie gerne wäre ich dort einge-
treten, um den Juden, der dort wohnte, 
kennen zu lernen. Aber ich bezähmte 
meinen Wunsch, wieder aus Angst, mich 
als Jüdin zu verraten und um den Ein-
wohnern des Hauses nicht zu schaden“7. 

Die Ehe hielt den enormen Belastungen 
unter den Bedingungen der staatlich 
verordneten Verelendung stand. Ver-
lässliche Überlebensstrategien gab es 
nicht in einem Land, in dessen Städten 
Schilder aufgestellt wurden mit der Auf-
schrift „Juden nicht erwünscht“, so auch 
in Verden schon 1935, das „Großdeut-
sche Reich“ im Mai 1943 für „judenrein“ 
erklärt wurde und Tag und Nacht  Depor-
tationszüge nach Eichmanns Plänen gen 
Osten rollten. Einmal habe ihr Vater, so 
Ilse Levy, sogar einen Reichsbahnwag-
gon mit Lebensmitteln für einen Depor-
tationszug beladen müssen. Dieser Wag-
gon habe sein Ziel nie erreicht, weil er in 
Verden abgekoppelt worden sei. Leopold 
Rothschild wurde  dreimal verhaftet, 
erstmalig am 20.07.1944, dem Tag des 
gescheiterten Attentats auf Hitler in der 

„Wolfsschanze“. Die sog. „Schutzhaft“ 
dauerte nur einen Tag. Die nächste 
Inhaftierung erfolgte am 18.09.19448. 
Beide Male soll sein Arbeitgeber Anton 
Höing erfolgreich interveniert haben. Er 
brauchte zur Aufrechterhaltung seines 
Betriebes jede v.a. männliche Arbeits-
kraft. 

Die „Mischehen“ blieben aus der Sicht 
der Nazis ein großes Problem. Göring, 
Goebbels und das Reichssicherheits-
hauptamt unter Himmler und Heydrich 
trugen Hitler unterschiedliche Pläne  vor, 

6 Evtl. ein Irrtum: Das Ehepaar Rothschild wohnte 
inzwischen in der Stifthofsraße 13 (sog. „Juden-
haus“). Laut Erlass des Reichssicherheitshauptam-
tes vom 13.03.1942 wurden „zur Verhinderung von 
Tarnungen“ Juden angewiesen, ihre Wohnungen 
mit einem Judenstern an der Eingangstür zu kenn-
zeichnen.

7 Sie lernte Leopold Rothschild erst nach dem Kriege 
kennen. Er war inzwischen bei der Stadt Verden 
angestellt und wollte ihr zu echten Papieren verhel-
fen. 1946 wanderte sie nach Israel aus und verstarb 
dort 1988.

8 Entlassungsdatum fehlt im Gefangenenbuch.

wie diese in die sog. „Endlösung“ einzu-
beziehen seien. Hitler schob wie häufig 
bei Kompetenzstreitigkeiten unter sei-
nen Paladinen eine Entscheidung auf. 
Im Frühjahr 1945 jedoch war für Leo-
pold Rothschild, wie es seine Tochter 
formulierte, die „Gnadenfrist der Misch-
ehe“ abgelaufen. Aufgrund eines Erlas-
ses des Reichssicherheitshauptamtes 
vom 13.01.1945 sollten „alle in Mischehe 
lebenden arbeitsfähigen (...) Juden zum 
geschlossenen Arbeitseinsatz nach The-
resienstadt“ deportiert werden. Leopold 
Rothschild wurde am 26.02.1945 erneut  
in das Verdener Gefängnis eingewie-
sen. Laut Gefangenenbuch wurde er am 
01.03.1945 nach Theresienstadt „über-
führt“. Der Zug kam jedoch nur bis Han-
nover. Zerbombte Eisenbahnschienen, 
so Ilse Levy, hätten eine Weiterfahrt 
unmöglich gemacht. Ihr Vater sei zurück 
nach Verden gebracht und von Freun-
den im Rathauskeller versteckt worden.  
Da Leopold Rothschild vom 07.03.1945 
bis zum 14.03.1945 wieder im Verdener 
Gefängnis inhaftiert war und „nach Ver-
den entlassen“ worden war, versteckte 
er sich höchstwahrscheinlich erst nach 
seiner Entlassung im Rathauskeller9, 
als sich die kommunalen Nazistruktu-
ren vor der Übernahme der Stadt durch 
britische Truppen offiziell am 18.04.1945 
auflösten. Schon am 20.04.1945 bekamen 
Johanna und Leopold Rothschild eine 
neue Wohnung in der Stifthofstraße 18. 
Am 01.05.1946 konnten sie wieder in ihre 
ehemalige Wohnung in der Große Straße 
118 einziehen. 1947 dann meldete sich 
das Ehepaar (Leopold Rothschild am 
11.11.1947) aus Verden ab, um zu ihrer 
Tochter nach New York zu ziehen. Es 
fiel ihnen offenbar schwer, dort dauer-
haft Fuß zu fassen. 1949 kehrten beide 
nach Verden zurück. Leopold Rothschild 
erhielt als Holocaust-Überlebender eine 

9 Ob Oberstaatsanwalt Gustav Foerster als selbst 
ernannter Organisator einer „sog. Untergrundbewe-
gung“ in Verden an seiner Rettungsaktion dadurch 
beteiligt war, dass er Leopold Rothschild zu dessen 
Sicherheit nochmals in Schutzhaft nehmen ließ, 
kann aufgrund diesbezüglicher Angaben Leopold 
Rothschilds weder bestätigt noch dementiert wer-
den. Er notierte auf einem Fragebogen für die briti-
sche Militärverwaltung am 03.02.1946: „44/45 3mal 
Gefängnis“.

Große Straße 118
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geringe Wohlfahrtsunterstützung.  Nun 
begannen für das Ehepaar Rothschild 
die durch zahlreiche Schriftstücke 
belegbaren Auseinandersetzungen mit 
den Behörden. Der inzwischen 61-jäh-
rige Leopold Rothschild stellte einen 
Hauptantrag auf „Gewährung von 
Soforthilfe“ und einen Ergänzungsan-
trag auf „Geschädigten-Rente als ras-
sisch Verfolgter“, da er durch „schwerste 
Zwangsarbeit und Entziehung von 
Lebensmitteln“ gesundheitlich „sehr 
stark geschädigt“ worden sei. Im ableh-
nenden Bescheid wurde lediglich eine 
Erwerbsminderung von  „nicht über 
50%“ anerkannt. Leopold Rothschild 
sei „in der Lage, durch Arbeit die Hälfte 
dessen zu erwerben, was körperlich und 
geistig gesunde Personen derselben Art 
mit ähnlicher Ausbildung in derselben 
Gegend zu verdienen pflegen.“ Das Ehe-
paar Rothschild musste erfahren, wie 
bürokratisch, ungerecht und erniedri-
gend Entschädigungsverfahren für die 
NS-Verfolgten in der noch jungen Bun-
desrepublik abgewickelt wurden.

Leopold Rothschild verstarb am 
28.04.1956, seine Ehefrau Johanna am 
02.11.1969.10 Ihre letzte Ruhestätte fan-
den beide auf dem Jüdischen Friedhof 
am Ahornweg.

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H I 5,1 
und 5,2

• Stadtarchiv Verden: Rep. II Schule H II 1,3

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1922, 1927, Einwohnerbuch 
1934 

10 Es war die letzte Beerdigung auf dem Jüdischen 
Friedhof Verdens. 

• Kreisarchiv Verden: Nutzungsblatt Sign. 
18/150

• Kreisarchiv Verden:  Abt. 18 (Lastenaus-
gleichsamt) vorläufige Signatur 55.50 
(Wiedergutmachung, Rückerstattung)

• Schularchiv des Gymnasiums am Wall, Ver-
den: Klassenbuch Klasse 1 1929/30

• Stadtarchiv Stendal: Adressbuch 1912, 
Geburten- und Heiratsbuch 1912

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 86 Verden 
Nr. 17 (Gefangenenbuch des Landgerichts-
gefängnisses Verden)

• Nds. Staatsarchiv Stade: Rep. 171 a Verden  
Nr. 591 (Synagogenbrandprozessakten)

• Benz, Wolfgang: Die deutschen Juden und 
der Nationalsozialismus 1933 – 1939, in: 
Aus Politik und Zeitgeschehen,  B 43/88

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Ver-
densis, Verden 1991 (maschinenschriftlich 
1965)

• Hilberg, Raul: Die Vernichtung der europä-
ischen Juden, 3 Bde, Frankfurt 1991 

• Nerger, Karl: So endete der Zweite Welt-
krieg in Verden, in: Heimatkalender für 
den Landkreis Verden 1984, Verden 1983

• Reitlinger, Gerald: Die Endlösung, Berlin 
1979

• Siemers, Jürgen: Die jüdische Gemeinde in 
Verden, in: Heimatkalender für den Land-
kreis Verden 1985, Verden 1984

• Stoltzfus, Nathan: Widerstand des Herzens. 
Der Aufstand der Berliner Frauen in der 
Rosenstraße – 1943, München/Wien 1996

• Walk, Joseph(Hg.): Das Sonderrecht für die 
Juden im NS-Staat, Heidelberg 2(1996)

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938  ‹‹Kristallnacht ›› in Verden, Verden 
o.J. (1988)

• Weidemann, Jürgen: Die Angst, die ich 
hatte, ist nicht zu beschreiben. Eine pol-
nische Jüdin in Verden (1942-1945), in: 
Heimatkalender für den Landkreis Verden 
1990, Verden 1989

• Woock, Joachim: Die „sog. Untergrundbe-
wegung“ in Verden (1944/45), in: Heimat-
kalender für den Landkreis Verden 2005, 
Verden 2004

• Verdener Neueste Nachrichten vom 
10.11.1938 („Die Trauerkunde löste Empö-
rung aus“)

• Verdener Nachrichten vom 23.07.1987 („Für 
Ilse Levy Tage voller Erinnerungen“)



91

Frieda Spanier
Rassisch Verfolgte

Lage des Stolpersteins: 
Predigerstraße/ 
Untere Straße

(früher Predigerstraße 
11; beim Bau der Unteren 
Straße wurde das Haus 
abgerissen)

Frieda Spanier, geb. Löbenstein, 
wurde am 18.10.1873 in Wanfried (Krs. 
Eschwege) geboren. Sie war verheira-
tet mit dem am 22.08.1861 in Verden 
geborenen Max Spanier, der den Beruf 
des Schlachtermeisters ausübte. Dieser 
hatte 1908 in Verden das Bürgerrecht 
erworben, indem er „im Stadtgebiet ein 
Wohnhaus ohne Unterschied der Qua-
dratmeter“ erworben hatte. 1910 war 
er laut Verdener Adressbuch mit der 
Adresse „Schanze 34“ (nach Umbenen-
nung 1926: Predigerstraße 11) gemeldet. 
Er starb am 13.01.1936. Sein Grab befin-
det sich auf dem Jüdischen Friedhof 
am Ahornweg. Das Ehepaar hatte zwei 
Söhne: Martin Spanier (*20.09.1899) 
und Hans Spanier (* 29.08.1901). Nach 
Aussage des älteren Sohnes sei der Vater 

„einfach damit nicht fertig“ geworden, 
„dass man ihm das Schlachtermesser 
wegnahm.“1

Bis zur Deportation am 17.11.1941 
bewohnten die Spaniers das aus unbe-
kannten Gründen noch nicht „arisierte“ 
und damit eigene Wohnhaus in der Pre-
digerstraße. Es war das letzte Verdener 
Wohnhaus2 in jüdischem Besitz und 
kam daher aufgrund des „Gesetzes über 
die Mietverhältnisse mit Juden“ vom 
30.04.1939 vorrangig als sog. „Judenhaus“ 
infrage. Mit diesem „Gesetz“ hatten sich 
die NS-Behörden ohne Beachtung der 
freien Verfügbarkeit über das Eigentum, 
der freien Wohnungswahl und des Mie-
terschutzes die Möglichkeit geschaffen, 
durch die sog. „Arisierung“ besitz- und 
wohnungslos gewordene jüdische Men-
schen in  bestimmte Häuser einzuwei-
sen. Ziel dieses rigiden Eingriffs in  die 
Privatsphäre war es, verstärkten Aus-
wanderungsdruck auf die Betroffenen 
auszuüben, sie zur im Sinne der Macht-
haber effektiveren Überwachung zu kon-

1 Martin Spanier nahm Bezug auf  das „Gesetz über 
das Schlachten von Tieren“ vom 21.04.1933, das das 
Schlachten nach jüdischen Ritus verbot.

2 Sonderfall: Einfamilienhaus Neumühlener Weg 5 (s. 
Johanna Pichet)

zentrieren und Wohnraum für „Deutsch-
blütige“ freizumachen. Laut einem „Ver-
zeichnis der Juden in der Stadt Verden 
(Aller)“ vom 29.08.1941 wohnten in der 
Predigerstraße 11 acht Personen: außer 
den Spaniers noch das Ehepaar Minna 
und Harry Herzberg sowie Emma Rosen-
bach3. 

Die sog. „Judenhäuser“ fielen admi-
nistrativ in den Zuständigkeitsbereich 
des Verdener Stadtinspektors Heinrich 
Viebrock. Als Ruheständler gab er am 
03.06.1949 eine Darstellung der Ereig-
nisse des 17.11.1941 im emotionslosen 
Amtsdeutsch ab: „Die von der Evakuie-
rung erfassten Juden waren vorher von 
der Staatspolizeistelle Bremen durch 
Evakuierungsbefehl aufgefordert, sich 
am 17.11.1941 bei den in Bremen ein-
gerichteten Sammelstellen zu melden.“ 
Aufgrund ihrer integrativen Funktion 
waren die Kommunen also massiv in 
die NS-Verfolgungs- und Vernichtungs-
politik involviert. Es gab keinen nen-
nenswerten Gegensatz zwischen den 
vollstreckenden kommunalen Behörden 
und den vermeintlich radikaleren ört-
lichen Parteistellen. Zweifel am „nutz-
bringenden Arbeitseinsatz“  der 68-jäh-
rigen Frieda Spanier in Minsk wurden 
nicht geäußert. 

Während der stundenlangen demüti-
genden Abfertigungsprozedur mit Kon-
trollen, Listenabgleichen und Konfiszie-
rungen von Lebensmittelkarten, Brief-
taschen und Geld in Bremen musste 
Frieda Spanier wie auch die anderen  
Deportierten  folgende Erklärung unter-
schreiben: „Ich, der unterzeichnende 
Jude, bestätige hiermit, ein Feind der 
deutschen Regierung zu sein und als 
solcher kein Anrecht auf das von mir 

3 Bis zu Ihrem Tod am 15.04.1939 auch die Schwäge-
rin Bertha Spanier, vom 12.12.1939 bis 03.01.1940 
auch Rosalie und Sally Hirschberg, die Schwiegerel-
tern ihres Sohnes Hans Spanier, und vom 25.11.1940 
bis zum 08.01.1941 auch Laura Löbenstein (*1872 
in Wanfried) aus Wuppertal-Elberfeld. Dort hatte 
Frieda Spanier einen Zweitwohnsitz angemeldet.
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zurückgelassene Eigentum, auf Möbel, 
Wertgegenstände, Konten und Bargeld 
zu haben. Meine deutsche Staatsange-
hörigkeit ist hiermit aufgehoben und ich 
bin vom 17. November 1941 an staaten-
los.“  

Laut einer von der Gestapo aufgestellten 
Altersgruppenstatistik für den gesam-
ten Deportationszug gehörte Frieda 
Spanier zur Gruppe der 85 über 60-jäh-
rigen. Die Ältesten waren 73 Jahre alt. 
Eigentlich waren die über 65-jährigen 
von der Deportation  ausdrücklich aus-
genommen worden. Vermutlich aber 
wollte sie bei ihrer Familie bleiben. Sie 
hatte inzwischen ja auch ein Enkelkind.  
Darüber, was gerade die alten Menschen 
schon bei der Ankunft in Minsk am 
23.11.1941 erwartete, liegt ein Augenzeu-
genbericht des Holocaust-Überlebenden 
Karl Löwenstein aus dem Jahre 1956 vor: 

„Der Bahnhof von Minsk lag am anderen 
Ende der Stadt, so dass uns der Weg ins 
Lager endlos erschien. Da wir sehr viele 
alte Menschen bei uns hatten, zog sich 
der Zug, den wir bilden mussten, bei 
dem Marsch weit auseinander, obwohl 
wir uns sehr langsam vorwärtsbewegten. 
Aber auch diese langsame Vorwärtsbe-
wegung war den Alten noch zu schnell; 
sie wurden so ein willkommenes Opfer 
der Letten4, die die Armen unter lautem 
Schreien mit Kolbenstößen bedrängten. 
[...] Am Abend unserer Ankunft eröff-

4  Lettische Hilfsmannschaften im Dienst der SS

nete uns der SS-Führer: ‚ich habe für 
Euch Platz gemacht, indem ich 35.000 
Russen umgelegt habe.’ Dann las er uns 
vor, dass in Minsk Kriegsrecht bestünde, 
was alles verboten sei und dass jedes 
Übertreten eines Verbotes mit Erschie-
ßen bestraft werden würde. So hieß es 
erstens, zweitens, drittens usw. ...’wird 
erschossen, ...wird erschossen, ... wird 
erschossen’ [...].“ Erschossen wurde 
auch, wer sich bei der Beschaffung 
von Heizmaterial erwischen ließ. „Das 
hinderte aber niemanden, weiter Holz 
zu holen – denn hungern und frieren? 
Dann schon lieber einen schnellen Tod.“ 
Eine extremere existenzielle Entschei-
dung ist wohl kaum vorstellbar!

Ob Frieda Spanier überhaupt die ersten 
Wochen nach der Ankunft im wahrsten 
Sinne des Wortes bei Wasser und Brot 
überlebte, ist nicht bekannt. Die tägliche 
Wassersuppenration pro Person bestand 
aus 300 Gramm Wasser und 5 Gramm 
Buchweizen. Dazu kamen täglich eigent-
lich 150 Gramm Buchweizenbrot, das 
aber häufig von den SS-Wachen unter-
schlagen und v.a. den Schwachen gestoh-
len wurde. „Kein Wunder“, schrieb Karl 
Löwenstein, „dass in wenigen Wochen 
700 Menschen an Entkräftung und der 
Lagerkrankheit – so nannten wir den 
Durchfall – starben. Der ungeheure 
Wärmeverlust durch den Mangel an Fett 
und die strenge Kälte des Winters tru-
gen dazu bei, die Menschen ihrer Wider-

Frieda Spanier –  
eine geborene Löbenstein
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standskraft zu berauben. Hinzu kamen 
die seelischen Leiden.“ Kein Grabstein 
erinnert an Frieda Spanier. Als offizi-
elles Todesdatum gilt der 28.07.1942. 
An diesem und am folgenden Tage sind 

„in Minsk-Stadt (...) rund 10.000 Juden 
liquidiert worden, davon 6.500 russische 
Juden – überwiegend Alte, Frauen und 
Kinder – der Rest bestand aus nicht-
einsatzfähigen Juden, die überwiegend 
aus Wien, Brünn, Bremen und Berlin 
im November des v.J. nach Minsk auf 
Befehl des Führers geschickt worden 
sind“, heißt es in einem Schreiben des 
für Weißrussland zuständigen Gene-
ralkommissars Kube an seinen Vorge-
setzten Reichskommissar Lohse vom 
31.07.1942. Laut Beschluss des Amtsge-
richts Verden (AZ: 3 II 18,19 u. 20/49) 
ist Frieda Spanier „ab 08.06.1949 für tot 
erklärt“ worden. 

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff 

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen ...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, 
Bremen 2006 (Augenzeugenbericht Karl 
Löwenstein: S. 316ff)

• Fleiter, Rüdiger: Kommunen und NS-Ver-
folgungspolitik, in: Aus Politik und Zeitge-
schehen 14-15/2007

• Christian Haag: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Ver-
densis, Verden 1991 (maschinenschriftlich 
1965)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1986 
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Hertha Spanier        Hans Spanier 
Selma Johanna Spanier

Rassisch Verfolgte  

Lage der Stolpersteine: 
Predigerstraße/ 
Untere Straße

(früher Predigerstraße 
11; beim Bau der  
Unteren Straße wurde 
das Haus abgerissen)

 Der Familienname Spanier (Spanjer) ist 
in Verden seit dem Beginn des 19. Jahr-
hunderts  nachweisbar. Hans Spanier 
wurde am 29.08.1901 als zweiter Sohn 
des Schlachtermeisters Max  und seiner 
Ehefrau  Frieda Spanier in Verden gebo-
ren. Weder er noch sein älterer Bruder  
Martin Spanier übernahmen das seit 
Generationen  bestehende väterliche 
Gewerbe.

Nach der Schulzeit1 erlernte er  den 
Beruf des Kaufmanns. Wie sein Bruder 
verließ er schon als junger Mann seine 
Geburtsstadt, wann und wohin genau, 
ist nicht bekannt. Immer auf der Suche 
nach Arbeit musste er häufig den Wohn-
ort wechseln. Die Spurensuche ist nicht 
sehr ergiebig gewesen, aber sie hat 
zumindest ergeben, dass Hans Spanier 
seit dem 01.06.1937 in Herford lebte und 
ab 09.04. bzw. 22.04.19382 in Hannover, 
wo er mehrfach die Wohnung wechselte. 
Aber weder der häufige Wohnungswech-
sel noch sein in Herford dokumentierter 
Austritt aus der jüdischen Glaubensge-
meinschaft am 24.12.1931 konnten ihn 
vor dem späteren Zugriff der Nazis ret-
ten. Auch als ein aus dem Judentum Aus-
getretener galt er „mit vier volljüdischen 
Großeltern“ nach  den „Nürnberger 
Gesetzen“ vom 15.09.1935 als „Volljude“. 
Für den zuständigen Sachbearbeiter 
im Herforder Einwohnermeldeamt war 
Hans Spanier ein  „Jude“.  

In Hannover lernte er dann auch seine 
spätere in Barsinghausen am 31.07.1908 
geborene Ehefrau Hertha Löwenstein, 
geb. Hirschberg, kennen. Sie war die 
Tochter des selbständigen Kaufmanns 
Sally Hirschberg und seiner Ehefrau 
Rosalie, geb. Trautmann. Wohnung und 
Geschäft befanden sich in Barsinghau-
sen in der Marktstraße 6. Dort verleb-
ten Hertha und ihre zwei Jahre jün-

1 Vermutlich auch wie sein Bruder an einer Oberreal-
schule in Hannover

2 Unterschiedliche Angaben in den Meldekarteien 
der jeweiligen Wohnorte sind nicht ungewöhnlich. 

gere Schwester Marga3 eine glückliche 
Kindheit. Ihre Eltern, so steht es ihrer 
Eidesstattlichen Erklärung von 1956, 

„beschäftigten in ihrem Haushalt stän-
dig eine Hausangestellte. Mein Vater 
konnte  meiner Schwester und mir auf-
grund seiner wirtschaftlichen Situation 
eine gute Erziehung zuteil werden las-
sen. Wir haben beide die höhere Schule 
und Pensionate besucht, außerdem an 
der Handelsschule studiert. Alljährlich 
unternahmen wir während der Ferien 
Reisen.“ Von 1926 bis 1928 absolvierte 
Hertha Hirschberg eine kaufmännische 
Lehre in Hannover, kehrte als Verkäufe-
rin nach Barsinghausen zurück, meldete 
sich ab, zog z.B. zweimal nach Witzen-
hausen um, kehrte aber immer wieder 
zurück nach Barsinghausen, wo sie am 
22.11.1935 ihren ersten Ehemann Sieg-
fried Erwin Löwenstein heiratete. Die 
Ehe hielt nur bis zum 09.12.1938. 

Während der Pogromnacht am 
9./10.11.1938 wurde das Geschäft ihrer 
Eltern völlig demoliert, es wurde „ari-
siert“, noch vorhandene Warenbestände 
nichtjüdischen Geschäftsleuten über-
lassen, der Haushalt aufgelöst.  Der 
Entschluss, über Holland4 nach Uruguay 
bzw. in die USA auszuwandern, war 
gefallen, das Umzugsgut nach Bremen 
und zwei Koffer mit Kleidungsstücken 
schon  nach Rotterdam befördert. In 
Südamerika, so erinnerte sich Martin 
Spanier später, wollten sich Bruder und 
Schwägerin selbständig machen, ent-
weder ein Reformhaus oder ein Reform-
speisenrestaurant gründen, lernten aber 
privat englisch. Das würde die beiden 
unterschiedlichen Auswanderungsan-
träge von 1938 und 1939 erklären. Der 
damit verbundene bürokratische Auf-
wand vom „Antrag auf Ausstellung eines 
Reisepasses“ bis zur Klärung der Vermö-
gensfragen (Devisenbeschaffung, Sperr-

3 Marga Pauson emigrierte mit ihrem Sohn noch 1941 
in die USA. 

4 Dort lebten Verwandte.
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kontenfreigabe) erforderte die ständige 
Anwesenheit Hertha Spaniers, seit dem 
16.05.1939 verheiratet mit Hans Spanier, 
in Hannover bzw. Barsinghausen.

Hans Spanier war schon am 13.04.1939 
nach Verden in sein Elternhaus Prediger-
straße 11 verzogen. Seine Ehefrau folgte 
erst am 28.08.1939. Es war ein unstetes, 
fast schon gehetztes Leben, das sie mehr 
getrennt voneinander als gemeinsam 
führen mussten: Verden, Barsinghausen, 
München, Wuppertal-Elberfeld, wenige 
Monate, wenige Wochen, wenige Tage. 
Hofften sie so den Fängen von Himm-
lers Schergen zu entgehen, vergessen 
zu werden? Oder war es vielmehr die 
Sorge einer verantwortungsbewussten 
Tochter um ihre Eltern5, die Hertha Spa-
nier immer wieder nach Barsinghausen 
führte, zumal die  äußerst beengten 
Wohnverhältnisse in dem „schlecht 
ausgebauten“ und zum „Judenhaus“ 
deklarierten Gebäude psychisch sehr 
belastend waren? Erst vier Wochen vor 
der Geburt ihrer Tochter kehrte Hertha 
Spanier nach Verden zurück.6 Die  Aus-
wanderung  verzögerte sich so lange, 
bis sie nach dem ohne Kriegserklärung 
erfolgten Überfall der Wehrmacht auf 
die Niederlande am 10.05.1940 und der 
verheerenden Bombardierung Rotter-
dams7 praktisch nicht mehr realisierbar 
war. Auch für die kleine Tochter muss-
ten Reisepapiere beantragt werden.

Selma Johanna Spanier wurde am 
04.05.1940 in Verden geboren. Sie war 
das letzte in Verden geborene Kind einer 
jüdischer Mutter8. Ihre Geburt wurde am 
21.05.1940 der Außenstelle der Gestapo 

5 Auch Rosalie und Sally Hirschberg wohnten kurz-
fristig vom 21.12.1939 bis 03.01.1940 in der Prediger-
str. 11.  

6 Letztmalig nach Barsinghausen (zu ihren Eltern) 
abgemeldet vom 11.07.1941 bis zum 15.08.1941. 
Danach gab es kein Wiedersehen mehr. Durch die 

„Polizeiverordnung über die Kennzeichnung der 
Juden“ vom 01.09.1941 war es „Juden verboten“, 
ihren Wohnort, „ohne eine schriftliche Erlaubnis 
der Ortspolizeibehörde“ zu verlassen. Rosalie und 
Sally Hirschberg wurden am 01.04.1942 ins War-
schauer Ghetto deportiert. Sie sind dort ermordet 
worden.

7 Dabei wurden auch die Koffer der Familie Spanier 
zerstört.

8 Der wichtigste „Beruf“  im Judentum ist der der 
Mutter. Nur sie vererbt das Judentum auf ihre Kin-
der.

in Verden mitgeteilt. Sie erblickte nicht 
das Licht der Welt, nur dessen dun-
kelsten Schatten. Die Nazis machten 
in ihrer Vernichtungspolitik auch vor 
Säuglingen und Kleinkindern nicht Halt. 
Dass ganze Familien vom Säugling bis 
zur Greisin  in die nach dem Überfall 
auf die Sowjetunion am 21.06.1941 stän-
dig nach Osten rollenden Deportations-
züge verladen und zum „geschlossenen 
Arbeitseinsatz“ abkommandiert wurden, 
um entweder „durch Arbeit vernichtet“ 
oder in den Ghettos und Konzentrations-
lagern ermordet zu werden, ist exempla-
risch an der Großfamilie Spanier nach-
weisbar. Selma Johanna Spanier war 
mit 1 ½ Jahren die Jüngste unter den 
21 „Reichsfeinden“, die am 17.11.1941 
zunächst nach Bremen „evakuiert“ wur-
den. Das Vermögen der Familie Spanier 
wurde beschlagnahmt, das noch immer 
in Bremen lagernde Umzugsgut zur Ver-
steigerung freigegeben.        

Die Nacht zum 18.11.1941 verbrachte die 
Verdener Gruppe  in einer extra einge-
richteten Sammelstelle in Bremen in der Deportationsliste
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damaligen Carl-Peters-Schule9 in Bahn-
hofsnähe.  Der damals 12-jährige Rein-
hard Groscurth erinnert sich: „Dann 
kam der November 1941. Mein Schulweg 
zum Alten Gymnasium in der Innenstadt 
führte an der Carl-Peters-Schule vorbei. 
(...) Wir kannten dieses Gebäude auch 
von innen, weil unsere Schule wegen 
Bombenschäden für kurze Zeit geschlos-
sen war und wir hier eine Notunterkunft 
gefunden hatten. Mitte November gab 
es eine bemerkenswerte Veränderung: 
Entlang dem Bürgersteig der Straße Am 
Barkhof wurde ein Stacheldrahtzaun 
gezogen, der bis zur Einfahrt in den 
Schulhof reichte. Eingezäunt wurde ein 
Streifen von etwa 6 Metern Breite. Und 
dann sah ich viele Uniformierte, die 
in einigen im Erdgeschoss gelegenen 
Klassenräumen mehrstöckige Betten 
aufbauten. Ich habe keine Erinnerung 
mehr, ob das SA-, SS-Leute oder ‚nor-
male’ Polizisten waren, die dann auch 
die Wache an der Einfahrt in den Schul-
hof übernahmen. Irgendwann kamen 
Lastwagen mit Menschen auf der Lade-
fläche, und dann füllten sich die Räume 
mit Personen, von denen ich vor allem 
an den drei Fenstern unter dem Giebel 
einige sehen konnte. Ich bin mir nicht 
im Klaren darüber, ob sie den sechs-
eckigen Judenstern trugen, zu dem alle 
Juden vom 01. September 1941 an ver-
pflichtet waren – vermutlich hätte ich 
das auch nicht sehen können. Es gab 
allerdings aus mir nicht mehr erinnerli-
chen Gründen überhaupt keinen Zweifel 
daran, dass es sich um Juden handelte, 
nicht etwa um Bombengeschädigte, die 
wohl auch kurzfristig in Schulräumen 
untergebracht wurden.“ Am Morgen des 
18.11.1941 wurden sie in kleinen Grup-
pen zum Lloydtbahnhof geführt und in 
den aus Hamburg kommenden Deporta-
tionszug nach Minsk gepfercht.

Über den weiteren Leidensweg der jun-
gen Familie Spanier in dem „Lager des 
unerhörten Grauens“, in dem schon das 
Nichttragen des Judenstern, das uner-

9 Gebaut ab 1903 als „Neues Gymnasium“, nach dem 
Zweiten Weltkrieg „Oberschule am Barkhof“ und 
jetzt „Zentrum für Sozialpolitik“. Eine Gedenktafel 
neben dem Haupteingang  erinnert an die Deporta-
tion am 18.11.1941.

Geburt Selma Johanna Spaniers: Die Gestapo wird informiert

Einwohnermeldekarte Hertha Spanier
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laubte Schreiben eines Briefes den Tod 
bedeutete und Gaswagen zum Einsatz 
kamen, ist nichts bekannt. Es ist aber 
mit großer Sicherheit davon auszuge-
hen, dass die kleine Tochter den harten 
Winter 1941/42, in dem sogar die Depor-
tationen nach Minsk eingestellt wurden, 
nicht überlebte, wenn sie denn über-
haupt jemals in Minsk ankam. Selbst 
der überlebende Onkel konnte keine 
konkreten Angaben machen. Seiner 
Erinnerung nach sei seine Schwägerin 
in Minsk und sein Bruder im KZ Groß 
Rosen (Schlesien) umgekommen. Das 
Bundesarchiv in Koblenz hat als Todes-
ort die Angabe Martin Spaniers über-
nommen. Laut der „Central Database 
of Shoah Victims’ Names“ in Yad Vas-
hem gilt Hans Spanier als „verschollen“. 
Hertha und Hans Spanier wurden laut 
Beschluss des Amtsgerichts Verden vom 
09.08.1949 (Akz. -3 II 18/19 u. 20/49-) 
rechtskräftig für tot erklärt. Als offiziel-
les Todesdatum gilt der 08.05.1945. Ihre 
Tochter wurde erst später auf Antrag 
ihrer Tante Marga Pauson (New York) 
am 29.02.1960 (Amtsgericht Verden Az.: 

-6 II 52/59-/-2 T 51/60) ebenfalls zum 
08.05.1945 für tot erklärt. 

Zentrum für Sozialpädagogik 
(ehemalige Carl-Peters-Schule 
Bremen)
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Rassisch Verfolgter

Lage des Stolpersteins: 
Predigerstraße/ 
Untere Straße

(früher Predigerstraße 11; 
beim Bau der  
Unteren Straße wurde  
das Haus abgerissen)

Martin Spanier1 wurde am 20.09.1899 
in Verden als ältester Sohn des Schlach-
termeisters Max Spanier und seiner 
Ehefrau Frieda Spanier geboren. Nach 
dem  Besuch der jüdischen Elemen-
tarschule in Verden bei dem 1918 ver-
storbenen und auf dem Friedhof am 
Ahornweg bestatteten Lehrer Mathias 
Braunsberg, der diese Schule von 1894 
bis 1916 führte, wechselte er auf eine 
Oberrealschule in Hannover, die er 1914 
mit dem sog. „Einjährigen“2 abschloss, 
um anschließend eine   kaufmännische 
Lehre in Salomon Joseph Heidemanns 
Textilgeschäft in Osterholz-Scharmbeck 
(s. Betty Heidemann) anzutreten und 
auch erfolgreich, kriegsbedingt vorzei-
tig, abzuschließen. Die nächste Station 
in seinem Berufsleben war  Eisenach 
(Thüringen), wo er als Lagerist bei 
einem befreundeten Kaufmann eine 
Anstellung fand.

Als noch 17-jähriger wurde er im Mai 
1917 eingezogen. Er meldete sich nach 
fünfmonatiger Grundausbildung frei-
willig zum Fronteinsatz im Westen, wo 
er  am 19.08.1918 eine schwere Gra-
natsplitterverletzung erlitt, die dann 
im Verdener Lazarett kuriert wurde, 
ihm aber nach eigener Aussage noch 
Jahrzehnte danach schwer zu schaffen 
machte. Zu einem weiteren Frontein-
satz kam es  nicht mehr, weil sein Vater 
erfolgreich intervenierte. Er kehrte 
nach der Entlassung aus dem Lazarett 
zu seinem alten Regiment zurück, bei 
dem er auch über das Kriegsende  hin-
aus bis 1920 blieb, und wurde zunächst 
in der Schreibstube und nach Ausbruch 
der Novemberrevolution 1918  auch bei 
der Niederschlagung der Rätebewegung 
im ehemaligen Land Braunschweig ein-
gesetzt.

1 Das Foto zeigt Martin Spanier und Irene Goldmann, 
geb. Löwenstein, anlässlich einer Ausstellungser-
öffnung 1987 in Verden.

2 Veraltete Bezeichnung für „mittlere Reife“ bzw. 
Realschulabschluss oder Abschluss der gymnasia-
len Mittelstufe

Die friedensvertraglich festgelegte 
Reduzierung einer deutschen Reichs-
wehr auf ein 100.000-Mann-Heer hatte 
auch die Entlassung Martin Spaniers 
zur Folge. Nach dreijährigem Militär-
dienst, zuletzt im Range eines Unteroffi-
ziers, versuchte er nun wieder in seinem  
Beruf als kaufmännischer Angestellter 
Fuß zu fassen, was sich aber in den 
wirtschaftlich krisenhaften Zeiten der 
Weimarer Republik als schwierig erwies, 
eine große Flexibilität und Mobilität 
erforderte und mit einem mehrmaligen 
Wohnortwechsel und Zeiten der Arbeits-
losigkeit verbunden war. Seine längste 
Anstellung erhielt er in Hildesheim von 
1929 bis 1935. Dort war er als Filiallei-
ter eines Zeitschriftengroßhandels tätig. 
Ein NS-Boykott seiner Filiale führte 
trotz Intervention seines Arbeitgebers 
mit dem  Hinweis auf seine militäri-
schen Auszeichnungen  schließlich zur 
Entlassung und damit zum Ende der 
wirtschaftlichen Existenzsicherung 
Martin Spaniers. Mit Gelegenheitsar-
beiten, z.B. als Hausdiener in jüdischen 
Haushalten u.a. in Hannover, wo er vom 
03.06.1936 bis zum 15.08.1937 („unbe-
kannt abgemeldet“) wohnte, musste er 
fortan mehr schlecht als recht seinen 
Lebensunterhalt verdienen. 
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Ein Theater- und Kinobesuch in weib-
licher Begleitung führte 1937 „wegen 
eines angeblichen Verstoßes gegen das 
Rassengesetz von 1935“ sogar zu einer 
Verhaftung aufgrund einer Denunzi-
ation. Er wurde in einem Prozess, bei 

„dem nicht viel gefragt wurde“,  zu zwei 
Jahren und acht Monaten Zuchthaus 
verurteilt.  Die Strafe verbüßte Martin 
Spanier in den Zuchthäusern Hameln 
und Celle. Nach seiner Entlassung 1940 
in Hannover kehrte er nach Verden 
zurück, wo er sich in der Gestapodienst-
stelle Herrlichkeit 4, damals laut Martin 
Spanier im Volksmund „Knüppelschule“ 
genannt, zu melden hatte. Als Zwangs-
verpflichteter musste er  „mit Hacke 
und Schippe“ für 63 Reichspfennige die 
Stunde“3 in einer Zementfabrik in der 
Nassen Straße bis zum 12.11.1941 arbei-
ten. Seine Name stand sowohl ganz oben 
auf der Liste der sichergestellten Fahr-
räder 1941 als auch auf der „Liste der 
evakuierten Personen“, ergänzt durch 
den handschriftlichen Zusatz: „(Juden) 
die am 17.11.41 die Stadt Verden ver-
lassen haben“ (s. Hertha Spanier). Am 
folgenden Tag begann  von Bremen aus 
die Deportation ins Ghetto  Minsk. In 
diesem „Lager des Grauens“ trafen die 
Deportierten laut Martin Spanier nach 
vier- bis fünftägiger Eisenbahnfahrt 
ein. Die Verdener Gruppe wurde in einer 
Baracke des „Bremer Lagers“ unterge-
bracht.

Als Zeuge im Gerichtsverfahren 1949 
gegen den „Henker von Minsk“4 Adolf 
Rübe  und in Gesprächen mit Christian 
Haag (1965) und Jürgen Weidemann 
(1986) berichtete er über das, was in 
Worten kaum fassbar ist, was Menschen, 
oft in vorausseilendem Gehorsam, Men-
schen antun können: „Man hatte kleine 
Kinder genommen und mit dem Kopf 
gegen eine Wand geschlagen.“ Er erin-
nerte sich auch an die Ermordung der 
Kranken: „Ich wohnte zu diesem Zeit-
punkt im roten Haus im Ghetto, das war 
eine ehemalige Schule. Auf dem glei-

3 Entsprach in etwa dem durchschnittlichen Hilfsar-
beiterlohn in der Industrie und auch in etwa dem 
Ladenpreis für ein 2-Kg-Roggenbrot  

4 Schlagzeile der Badischen Illustrierten vom 
07.01.1950

chen Flur im 3. Stock befanden sich zwei 
Krankensäle, in denen insgesamt etwa 
60 Kranke lagen (...) Ich hörte dann 
aus dem gegenüber liegenden Saal (...) 
Schüsse fallen. Als ich später das Haus 
verließ, um mich zur Lagerleitung zu 
begeben, sah ich vor dem Haus etwa 60 – 
80 Leichen liegen. Auf der Lagerleitung 
erfuhr ich, dass auch ich die vor unse-
rem Haus liegenden Leichen beerdigen 
sollte. Ich erfuhr bei der Lagerleitung 
außerdem, dass diese Toten von Rübe 
und einigen anderen SS-Leuten (...) 
erschossen worden waren. Alle Toten 
hatten Genickschüsse.“ Noch gehfä-
hige Kranke seien mit dem Gaswagen 
abtransportiert worden.

Martin Spanier musste zunächst Arbei-
ten innerhalb des Lagers verrichten. Im 
Juni 1942 meldete sich Martin Spanier  
zu Außenarbeiten. „Dies geschah des-
halb, weil allgemein davon gesprochen 
wurde, dass ein neuer Lagerkomman-
dant kommen würde und dass er ein Fragebogenbericht 1946
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ganz Gefährlicher sei.“ Martin Spanier 
wurde der „Organisation Todt“5 zugeteilt 
und zunächst zu Straßenbauarbeiten 
außerhalb von Minsk abkommandiert, 
so auch während der Massenexekutio-
nen Ende Juli 1942. Bis zum September 
1943 wurde er noch beim Bunkerbau 
eingesetzt, ehe er als Arbeitssklave über 
mehrere Lager in Polen 1943/44 (Bud-
zyn, Rzeszow, Wieliczka bei Krakau) 
schließlich ins jüdische Arbeitslager 
nach  Krakau-Plaszow deportiert wurde.  

„Hier mussten wir Leichen ausgraben, 
die etwa 1941 eingekuhlt worden waren. 
Tag und Nacht arbeiteten wir 7 Wochen 

5 Diese nach ihrem Gründer NS-Reichsminister Fritz 
Todt benannte (Nachfolger wurde nach dessen 
Unfalltod 1942 Albert Speer) und mit „O.T“ abge-
kürzte Bauorganisation war seit 1938 zuständig für 
den Bau der Autobahnen und militärischer Anlagen 
und  war während des 2. Weltkrieges in den besetz-
ten Gebieten zuständig für „kriegswichtige“ Bau-
vorhaben, z.B. für die Umstellung der sowjetischen 
Eisenbahnspurweite auf die deutsche. 

lang, ohne Schutzvorrichtung. Es wurde 
nach Goldzähnen gesucht. Die Leichen 
warf man dann auf kleine Panjewagen, 
die auf eine Freilichtbühne gezogen wur-
den. Dort wurden die Leichen verbrannt. 
Es war ein fürchterlicher Gestank. Man 
machte das wohl alles, damit die näher-
rückenden Russen keine Beweise vorfin-
den konnten.“ Das war aber noch nicht 
das Ende des Martyriums. 

„Wir wurden einige Tage später in Güter-
waggons gezwängt, fast 100 Personen 
waren in einem dieser Wagen. Wir muss-
ten die ganze Zeit dichtgedrängt neben-
einander stehen. Es war fürchterlich.“ 
Die nächste Station war nach zwei- bis 
dreitägiger Fahrt ohne Nahrung Dres-
den-Zaschwitz, wo er als Zwangsarbeiter 
in einer Fabrik eingesetzt war, die Mühl-
steine herstellte. Martin Spanier sah 
auch, wie nach dem Bombenangriff der 
Alliierten am 13.02.1945 „ganz Dresden 
brannte“.  Die Front rückte näher und 
es ging weiter nach Leitmeritz im dama-
ligen 1938 annektierten Sudetenland 
(tschechisch: Litomerice), „von wo wir 
völlig entkräftet“ ins ca. 5 km entfernte 
und südlich der Elbe gelegene  „There-
sienstadt laufen mussten.“ Dort erlebte 
Martin Spanier, nachdem die SS-Wach-
mannschaft das Lager am 05.05.1945 
verlassen hatte, am 08.05.1945, also am 
Tage der bedingungslosen Kapitulation 
der deutschen Wehrmacht,  die Befrei-
ung durch die Rote Armee, die er wie 
folgt schilderte: „Auf einmal kam eine 
mit MP und Handgranaten kriegsmäßig 
ausgerüstete sowjetische Patrouille (...) 
um die Ecke. Der Feldwebel sprach mich 
auf russisch an. Ich sagte auf deutsch: 
‚Ich bin ein deutscher Jude, ich kann Sie 
nicht verstehen!’ Da sprach mich der Sol-
dat auf jiddisch an, es war ein jüdischer 
Russe. Sie hoben mich hoch und brach-
ten mich zur jüdischen Lagerleitung. 
Dort saßen auch schon andere Juden, 
wir sahen wie die Wilden aus. Seuchen 
brachen aus, und viele von uns starben 
in den folgenden Wochen. Auch ich 
wurde krank und litt an blutiger Ruhr. 
Außerdem schmerzte ein Leistenbruch, 
den ich mir schon in Minsk zugezogen 
hatte.“ Die Repatriierungen der ehema-

Konfiszierte Fahrräder
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Martin Spanier

ligen Häftlinge begannen nach Aufhe-
bung der Quarantäne am 28.05.1945.    

Martin Spanier traf am 04.08.1945 nach 
über sechs Jahren als Arbeitssklave in 
Zuchthäusern, Ghettos, Arbeits- und 
Konzentrationslagern schwer traumati-
siert wieder in seiner Heimatstadt Ver-
den ein. Er war der einzige Verdener, der 
die „Hölle von Minsk“ und sogar Gift-
spritzen überlebt hatte. Es fiel ihm wie 
den allermeisten Holocaust-Überleben-
den schwer, über seine Leidenszeit zu 
berichten. Dennoch: Vergeben konnte 
er, aber nicht vergessen. Ca. eineinhalb 
Jahre war er noch krank und wohnte 
zunächst in der Brückstraße 1. Er lebte 
in dieser Zeit von einer Unterstützung 
von 75 bis 80 faktisch wertlosen RM. 
1947 erhielt er eine Anstellung bei der 
Stadtverwaltung Verden, bei der er bis 
zu seinem Eintritt in den Ruhestand 
1965 beschäftigt war. Dann verkaufte 
er das ihm zurückgegebene Elternhaus 
Predigerstraße 11 und verzog, inzwi-
schen verheiratet,  nach Bremen. 1998 
verstarb Martin Spanier im hohen Alter 
von 98 Jahren. Keine andere jüdische 
Familie war so eng mit der Geschichte 
Verdens im 19. und 20. Jh. verbunden 
wie die  Familie Spanier.

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III,  „Pascheberg-
Akten“ Nr.14 ff

• Kreisarchiv Verden: Abt. 18 (Lastenaus-
gleichsamt) vorläufige Signatur 55,50 
(Wiedergutmachung, Rückerstattung)

• Stadtarchiv Hannover: Einwohnermelde-
kartei (E-Mail von Dr. Peter Schulze vom 
19.01.2009)  

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, Heft 36, Bremen 2006

• Christian Haag: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus, Bibliothec Gymnasii Ver-
densis, Verden 1991 (maschinenschriftlich 
1965)

• Statistisches Reichsamt (Hg.): Statisti-
sches Jahrbuch für das Deutsche Reich 
1939/40, 58. Jg., Berlin 1940

• Verdener  Aller-Zeitung vom 18.11.1986 (J. 
Weidemann: Die Evakuierung bedeutete 
das Todesurteil für die Juden)

• Verdener Nachrichten vom 18.02.1987 
(„Fragen an die Vergangenheit“)

• Verdener Nachrichten vom 25.09.1998 
(„Martin Spanier im hohen Alter gestor-
ben“)

Deportationsanweisungen 
(ein sprachlicher Vergleich 
lohnt sich, s. Dokument Frieda 
Spanier) 
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Rosa Stern        Max Stern 
Ilse-Lotte Stern

Rassisch Verfolgte

Lage der Stolpersteine:  
Stifthofstraße 1  
(früher Nr. 25)

Rosa Stern, geb. Tannenbaum, wurde 
am 12.04.1880  als Tochter des Produk-
tenhändlers  Salomon Tannenbaum und 
seiner Ehefrau Frieda, geb. Frank, in 
Verden geboren. Aus dem Produktwa-
renhandel mit Häuten und Fellen (1904) 
bzw. mit Rohprodukten (1910) wurde 
später das „Schuh- und Stiefelgeschäft S. 
Tannenbaum“ in der Großen Straße 63.  
Sie heiratete in Verden am 25.06.1905 
den in Halle/Westf. am 25.11.1876 gebo-
renen Kaufmann Max Stern. Dieser 
hatte bereits am 07.06.1905   ein Manu-
faktur- und Möbelwarengeschäft eröff-
net. Auf dem um 1910 aufgenommenen 
Foto ist Max Stern vor seinem Geschäft 
stehend zu sehen. Das Geschäft befand 
sich ebenfalls in der Großen Straße 63 
(1926 nach Neunummerierung: Große 
Straße 541) In diesem Haus wohnten 
Rosa und Max Stern mit ihren beiden 
Kindern Rudolf (*17.08.1906) und Ilse-
Lotte (*19.07.1910) bis zum 15.05.1934. 

Rudolf Stern gab  den Beruf seines 
Vaters mit „Möbelfabrikant“ an. Max 
Stern warb 1922 im Verdener Adress-
buch sogar mit „eigener Anfertigung“ 
und „Lieferung kompletter Einrich-

1 Demnach müssten sich zeitweise zwei Geschäfte in 
diesem Hause befunden haben.

tungen“. In der „Entschädigungssache 
Rudolf Stern“ wurde diesem allerdings 
am 29.03.1961 von der Stadt Verden mit-
geteilt: „Eine Möbelfabrikation ist auf 
keinen Fall betrieben worden, da in dem 
Hause Große Straße 54 hierfür nicht die 
geeigneten Räume vorhanden waren.“ 
Das ca. 10 Jahre später aufgenommene 
Foto beweist zwar nicht das Gegenteil, 
aber die Werbebeschriftung auf der Gie-
belfront „Möbel – eigene Anfertigung“ 
ist durchaus erkennbar. Das Geschäft 
musste wegen boykottbedingter starker 
Umsatzrückgänge schon 1934 aufgege-
ben werden. Die Familie zog zunächst 
am 15.05.1934 in die Stifthofstraße 25 
und am 24.09.1935 nach Bremen.  

Rudolf Stern gelang im Gegensatz zu 
seinen Eltern und seiner Schwester die 
Auswanderung 1939 in die USA. In Bre-
men hatte er den Beruf des Export- und 
Importkaufmannes erlernt, ehe er ins 
väterliche Geschäft einstieg. Mit Sitz im 
elterlichen Wohnhaus Stifthofstraße 25 
meldete er 1935 ein Gewerbe als „Han-
delsagent (Verteilung und Aufsuchung 
von Bestellungen für die Firma Deut-
sche Henerolgesellschaft – techn. Öle 
und Fette)“ an, offensichtlich ein letzter 
vergeblicher Versuch einer minimalen 
wirtschaftlichen Existenzsicherung für 

Große Straße mit Rathaus  
und Geschäft Stern (um 1910)
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Rosa, Max & Ilse-Lotte Stern

die gesamte Familie in einem von den 
Nazis langfristig angelegten Prozess 
der sukzessiven Verdrängung jüdischer 
Menschen aus Beruf und Gewerbe. Ilse-
Lotte Stern war laut Bremer Einwoh-
nermeldekarte Verkäuferin. Es ist zu 
vermuten, dass sie vor dem Umzug im 
Geschäft ihres Vaters   als mithelfende 
Familienangehörige beschäftigt war. 

In Bremen wurde Max Stern  als „Kfm. 
Reisender“ geführt. Als solcher benö-
tigte er einen Wandergewerbeschein. 
Vermutlich beziehen sich die zusätzli-
chen handschriftlichen Vermerke auf 
der Meldekarte auf seinen „Hausier- und 
Straßenhandel“,  sowohl das durchge-
strichene „Warenvertretungen“ als auch 

„angem. 24.9.36 II“ und „abgem.2 1.6.38“. 
Fortan war er „Arbeiter“. 

Ob und inwieweit Max Stern und seine 
Familie auch  Opfer der gewalttätigen 
Ausschreitungen nach der Pogromnacht 
am 09./10.11.1938 in Bremen3 wurden, ist 

2 Abkürzungen stehen für „angemeldet“ und „abge-
meldet.

3 Die Synagogen in der Gartenstraße und in Aumund 
sowie die Friedhofskapelle in Hastedt wurden nie-
dergebrannt. 162 jüdische Männer wurden verhaf-
tet, darunter auch der in Verden am 07.07.1871 gebo-
rene Walther Steinberg, die jüdischen Geschäfte 

nicht bekannt. Ausreiseanträge jeden-
falls sind von Rosa, Max und Ilse-Lotte 
Stern nicht bzw. nicht mehr vorhanden. 
Ilse-Lotte Stern wohnte ungewöhnli-
cherweise bis zur Deportation bei ihren 
Eltern, zunächst in der Busestraße 10, 
ein knappes Jahr später im  Philoso-
phenweg 5, ehe die Familie schließlich 
noch am 01.11.1941 in das sog. „Juden-
haus“ Elsasser Straße 114 eingewiesen 
wurde. Unter dem Datum des 17.11.1941 
findet sich der handschriftliche Zusatz 
(im Original abgekürzt): „Aufgabe 
der jüdischen Wohnung“. Das „Juden-
haus“ wurde offensichtlich aufgelöst. 14 

demoliert und fünf jüdische Männer  und Frauen 
erschossen.

Anzeige im Verdener  
Adressbuch von 1922

Große Straße mit Rathaus und 
Geschäft Stern (um 1920)
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Rosa, Max & Ilse-Lotte Stern

Bewohner wurden am 18.11.1941 nach 
Minsk deportiert. 

Über das, was sie in Minsk erwartete, 
berichtete der Holocaust-Überlebende 
Richard Frank aus Bremen: „Einige 
Tage vorher bekamen wir von der 
damaligen Gestapo den Bescheid, dass 
wir uns mit Gepäck in einer Schule in 
Bremen zum Abtransport einzustel-
len haben. Wohin, war uns unbekannt. 
Wir mussten von der Schule dann in 
geschlossener Formation mit Gepäck 
zum Bahnhof marschieren und wur-
den dort in einen bereitstehenden Zug 
verladen. Die Fahrt dauerte 4 – 5 Tage 
und endete in Minsk (Weißruthenien). 
Dort sorgte lettische SS für unseren 
entsprechenden Empfang, der aus Kol-
benhieben und Schimpfworten bestand. 
Wir mussten uns wieder aufstellen und 
marschierten zum Ghetto. Dort muss-
ten wir bei strenger Kälte 1 Tag und 1 
Nacht frei verbringen. Da in dem Ghetto 
vorher eine Vernichtungsaktion stattge-
funden hatte, mussten diese Räume erst 
gesäubert werden und hierfür wurden 
aus unseren Reihen Männer und Frauen 
ausgesucht. Nachdem dieses stattgefun-
den hatte, konnten wir unser Quartier 
beziehen. Großzügigerweise wurde jede 
Person mit 1 ½  qm bedacht. Die Ver-
pflegung bekamen wir aus der Gemein-

schaftsküche. Selbige war schlecht und 
bei weitem nicht ausreichend. Dann 
wurden wir zu Arbeitskolonnen einge-
teilt. Die Arbeit war sehr schwer und es 
wurde viel von uns verlangt. Auch bei 
den Frauen nahm man bei der Arbeit 
keine Rücksicht.“ Eine Gruppe von ca. 
60 Bremerinnen  soll sogar die Mas-
senexekutionen am 28./29.07.1942, nicht 
aber die endgültige Auflösung des Ghet-
tos im Oktober 1943 überlebt haben. Der 
aus Bremen stammende Kurierfahrer 
G. Eggers  entdeckte sie bei der Aus-
führung eines Auftrags im Keller eines 
Gebäudes der Besatzer. Sie sortierten 
Kartoffeln. Für die ihm heimlich zuge-
steckten Lebenszeichen gab es in Bre-
men keine Adressaten mehr.   

Wer dem Hunger- oder Kältetod und 
der „Vernichtung durch Arbeit“ entging, 
wurde erschlagen, vergast, erschossen. 
Die Mordgier der SS- und SD-Schergen 
kannte keine Hemmschwellen, wie der 
Prozess gegen den „Henker“ und „Schie-
ßer“ von Minsk Adolf Rübe ergab, der als 
SS-Hauptscharführer dem Ghetto-Kom-
mandanten SS-Hauptsturmführer Otto 
Müller direkt unterstellt war, als Auf-
sichtsleiter des Ghettos seit 1942 für den 
Arbeitseinsatz, seit 1943 auch für die 
Bewachung zuständig war und zuletzt 
dem sog. „Enterdungskommando“ 1944 

Bremer Einwohnermeldekarte
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Rosa, Max & Ilse-Lotte Stern

angehörte. Dieses sollte vor der anrü-
ckenden Roten Armee die Spuren der 
Massenmorde beseitigen.  Wann, wie 
und wo konkret, ob gemeinsam oder 
getrennt Rosa, Max und Ilse-Lotte Stern 
starben, kann  nicht  festgestellt werden.  
Deshalb muss das, was im Bremer Erin-
nerungsbuch stichwortartig vermerkt 
ist, letztlich so stehen bleiben: „gest. 
28.07.42 – Minsk – ermordet“.

Stifthofstraße 1

Quellen: 

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“ Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927, Ein-
wohnerbuch 1934

• Staatsarchiv Bremen: 4,82/1 Einwohner-
meldekartei  1. Schicht   

• Staatsarchiv Bremen: 4,54 – E 10900 und E 
10901 (Entschädigungsakten)

• Historisches Museum Domherrenhaus, 
Verden: Fotoarchiv Nr. 1077 u. 3734

• Staatsarchiv Bremen (Hg.) „... sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 36, Bremen 2006

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungs-
buch für die als Juden verfolgten Einwoh-
ner Bremens, die während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
wegen ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen 
Glaubensgemeinschaft oder nach den 
Kriterien der nationalsozialistischen Ras-
segesetzgebung als Juden verfolgt wurden. 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, H. 37, Bremen 2006

• Weidemann, Jürgen: Novemberpogrom 
1938 - ››Kristallnacht‹‹ in Verden, Verden 
o.J. (1988)

• Bremer Nachrichten vom 11.11.1988 
(„Schweigen und vielleicht Scham“) 
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Cissy Wulff
Rassisch Verfolgte

Cissy Wulff, geb. Wertheim, wurde am 
20.02.1867 in Wolfhagen bei Kassel 
geboren. Sie war verheiratet mit dem 

„ungefähr 1900 in Geestemünde“1 ver-
storbenen Kaufmann Nathan Wulff. Das 
Ehepaar hatte einen Sohn.  Erich Wulff 
(* 1889) besuchte von 1900 bis 1902 das 
Domgymnasium. Am 20.10.1921, dem 
Tag der Einführung der Einwohnermel-
dekartei, war Cissy Wulff in der Gro-
ßen Straße 43 (s. Senta  Löwenstein) 
gemeldet und vom 20.06.1939 bis zum 
18.12.1941 bei ihrer älteren Schwester 
Bertha Lehmann in der Großen Straße 
76. 1922 wurde sie im Verdener Adress-
buch bereits als „Rentiere“ geführt.2 Von 
der Deportation am 17./18.11.1941 sind 
die Schwestern als bereits über 70-jäh-

1 Laut Aussage des in den USA lebenden Enkels Klaus 
N. Wulff aus dem Jahre 1960

2 Laut Haag (s. Quellenverzeichnis) betrieb sie – evtl. 
vorher –  ein Geschäft für „Agentur und Kommissi-
onen“. 

Große Straße 76

rige noch verschont geblieben, sicher-
lich aus psychologischen Gründen, um 
die nach Minsk „zum Arbeitseinsatz 
Evakuierten“ in ihrer Ahnungslosigkeit 
zu bestärken. 

Sie  fühlten sich in Verden isoliert, einge-
schüchtert und verängstigt, waren aber 
trotz willkürlich erhobener Zwangsabga-
ben (z.B. „Sühneleistung“ aufgrund der 
berüchtigten „Verordnung über eine Süh-
neleistung der Juden“ vom 12.11.1938) in 
ihrer materiellen Existenz noch nicht 
unmittelbar bedroht. Sie führten einen 
gemeinsamen Haushalt und hatten auch 
bis zu deren Deportation am 17.11.1941 
eine  „Haushilfe“ (s. Betty Heidemann). 
Noch 1939 schloss Cissy Wulff einen 
Rentenversicherungsvertrag mit dem 
Gerling-Konzern ab, um ihre noch ver-
bliebenen Ersparnisse mittels einer ein-
maligen Prämie vor dem unmittelbaren 
Zugriff der NS-Behörden und sich selbst 
monatlich eine bescheidene Rente  zu 
sichern.3 

Die Schwestern meldeten  sich ange-
sichts einer drohenden Einweisung in ein 

„Judenhaus“ am  18.12.1941 in Verden ab, 
um ins Jüdische Altersheim nach Bre-
men, Gröpelinger Heerstraße 167, zu zie-
hen. Dieses musste nicht erst zu einem  

„Judenhaus“ deklariert werden4. Dort 
wurden überwiegend die über 70-jäh-
rigen noch in Bremen und Umgebung 
lebenden jüdischen Einwohner  konzen-
triert. Behördlicherseits gab es bereits 
Pläne für eine zukünftige Nutzung nach 
einer Räumung. „Nach der erfolgreichen 
Evakuierung der dort untergebrachten 
Juden“ sollte das Altersheim „mit Wir-

3 Für diese Rentenauskunft stellte der Gerling-
Konzern dem Landesamt für Wiedergutmachung in 
Bremen eine Rechnung über zu ersetzende Kosten 
in Höhe von 6,24 DM aus.

4 Laut „Verordnung über die öffentliche Fürsorge“ 
vom 19.11.1938 waren „Juden (...) im Falle der Hilfs-
bedürftigkeit auf die Hilfe der jüdischen freien 
Wohlfahrtspflege“ zu verweisen. Einrichtungen 
der selbstverwalteten jüdischen Fürsorge wurden 
zunächst noch von einer Zwangsauflösung ausge-
nommen. 

Lage des Stolpersteins: 
Große Straße 76
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kung vom 23.07.1942 als Behördenun-
terkunft sichergestellt“ werden. Daher 
waren „die z.Zt. in jüdischen Altershei-
men untergebrachten Juden“ bei  der 

„Evakuierung“ am 23.07.1942  „an erster 
Stelle“ zu erfassen.

Für die Durchführung der „Evakuie-
rung“ ab Hannover am 24.07.1942  von 
insgesamt 779 Deportierten, darunter 
173 aus dem Bereich der „Staatspolizei-
stelle Bremen“, war die „Staatspolizei-
stelle Hannover“ verantwortlich. Mit der 
Zusammenstellung der Deportations-
liste in Bremen wurde die Reichsvereini-
gung der Juden,  Bezirksstelle Nordwest-
deutschland (Büro Bremen)  beauftragt. 
Von dieser wurden die Betroffenen ca. 
zwei Wochen vor dem bereits feststehen-
den Termin darüber informiert, „dass 
in Kürze der Abtransport sämtlicher 
in Bremen, Wesermünde und im Reg. 
Bez. Stade lebenden Juden – außer den 
noch bestehenden Mischehen – nach 
Theresienstadt vor sich geht.“ Rückwir-
kend zum 01.03.1942 wurde „sämtliches 
bewegliches und unbewegliches Vermö-
gen“ beschlagnahmt. „Jeder abzuschie-
bende Jude hat sein Bargeld, seine Wert-
papiere, Sparkassenbücher, sonstigen 
Wertgegenstände – wie Schmucksachen, 
Ringe, Halsketten, Armbänder usw. – 
bei seiner Festnahme bei sich zu führen. 
Alle diese Gegenstände werden ihm bei 
der Durchsuchung der Koffer und der 
Leibesvisitation im Sammellager Ahlem 
abgenommen. Keinesfalls dürfen Juden 
Bargeld oder Wertgegenstände auf dem 
Transport mitnehmen. Nur Eheringe 
dürfen den Juden belassen werden“, 
heißt es entlarvend in dem Anschreiben 
der „Staatspolizeidienststelle Hannover“ 
vom 10.07.1942. Darüber hinaus verlor 
Cissy Wulff auch ihre Rentenansprü-
che. Die Rentenzahlungen wurden am 
31.08.1942 eingestellt.

„Wir bitten Sie, mit größter Ruhe Ihre 
Vorbereitungen zu treffen und über die 
Abwanderungen nicht mit der deutsch-
blütigen Bevölkerung zu sprechen, vor 
allem ist es untersagt, bei außenstehen-
den Kreisen irgendein Mitleid zu erre-
gen“, musste Cissy Wulff in der persön-
lichen Benachrichtigung am 10.07.1942 

über die bevorstehende „Abwanderung 
nach Theresienstadt“ lesen. Aufsehen 
sollte vermieden werden. Den Betroffe-
nen war gestattet, bis zu 50 kg Gepäck, 
vollständige Bekleidung, Bettzeug, Ver-
pflegung und Essgeschirr mitzunehmen. 
Sie wurden am 23.07.1942 in Gruppen 
von 10 bis 15 Personen zum  Bahnhof 
geführt. „Im Morgengrauen und bei strö-
mendem Regen mussten die Leute unter 
freiem Himmel stehen, bis sie endlich 
in Eisenbahnwagen verladen wurden“, 
erinnerte sich der Zeitzeuge Bruno 
Nette 1948.

Über das, was  sich bei der Ankunft des 
Deportationszuges am 24.07.1942 in 
Bauschowitz ereignete, liegt ein Zeit-
zeugenbericht von Miroslav Karny vor: 

„Kaum vorstellbare Szenen spielten sich 
ab, wenn die völlig desorientierten (...) 

Cissy Wulff

Todesfallanzeige  
vom 19.01.1943



108

Juden mit ihrem 50 kg schweren Gepäck, 
in das sie oft Sachen eingepackt hatten, 
die für das Lagerleben auf geradezu 
groteske Weise unbrauchbar waren, auf 
dem Bahnhof von Bauschowitz ausstie-
gen und die zweieinhalb Kilometer nach 
Theresienstadt zu Fuß zurücklegen 
mussten.“ 

Nach der Ankunft in Theresienstadt 
mussten die Deportierten zunächst 
die  „Schleuse“ passieren und sich 
einer erneuten Kontrolle unterziehen. 
Dann wurden ihnen die Unterkünfte 

„in Kasematten oder auf Dachböden“ 
zugewiesen. „Zum Essen bekamen sie 
etwas Kaffee-Ersatz und eine Scheibe 
Brot.“ Angesichts der katastrophalen 
hygienischen  Bedingungen in den total 
überfüllten Räumen dürfte es für die 
Schwestern tröstlich gewesen sein, dass 
sie nicht getrennt wurden. Sie wohn-
ten im Gebäude L 120, Zimmer-Nr.115. 
Ein „Vorzeige- und Altersghetto“ war 
Theresienstadt allenfalls partiell dann, 
wenn ausländische Rot-Kreuz-Delegati-
onen die „vom Führer geschenkte Stadt“  
besuchten. 

Cissy Wulff war nun schon 75 Jahre alt. 
„Bei dem Alter der Frau Wulff und den 
bekannten gesundheitsgefährdenden 
Zuständen in derartigen Ghettos musste 
auch mit dem baldigen Tod einer Einge-
lieferten gerechnet werden“, heißt es 
fern jeglicher Empathie in der Urteilsbe-
gründung    „der Entschädigungssache“  
ihres erbberechtigten Enkels  Klaus N. 
Wulff gegen die Freie Hansestadt Bre-
men 1961. Cissy Wulff starb  laut „Todes-
fallanzeige“  des Ältestenrates des Ghet-
tos Theresienstadt am 19.01.1943. Als 
Krankheit und Todesursache wurde von 
der behandelnden Ärztin „Erysipel = 
Rotlauf“ eingetragen.5 

Die Gültigkeit des Todesdatums wurde 
per Gerichtsbeschluss bestätigt, die 
Klage abgewiesen.

5 Eine bakteriell verursachte leuchtend rote und 
juckende Hautinfektion, wird normalerweise mit 
Antibiotika therapiert. 

Quellen:

• Stadtarchiv Verden: Rep. III, „Pascheberg-
Akten“, Nr. 14 ff

• Stadtarchiv Verden: Alte Meldekartei, 
Adressbücher 1904, 1910, 1922, 1927

• Institut Theresienstädter Initiative 
(E-Mail vom 26.03.09)

• Staatsarchiv Bremen: 4,54 – E 11183 (Ent-
schädigungsakten)

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): „...sind Sie für 
den geschlossenen Arbeitseinsatz vorgese-
hen...“ ››Judendeportationen‹‹ von Breme-
rinnen und Bremern während der Zeit der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft, 
Kleine Schriften des Staatsarchivs Bre-
men, Heft 36, Bremen 2006

• Staatsarchiv Bremen (Hg.): Erinnerungs-
buch für die als Juden verfolgten Einwoh-
ner Bremens, die während der national-
sozialistischen Gewaltherrschaft wegen 
ihrer Zugehörigkeit zur jüdischen Glau-
bensgemeinschaft oder nach den Kriterien 
der nationalsozialistischen Rassegesetz-
gebung als Juden verfolgt wurden. Kleine 
Schriften des Staatsarchivs Bremen, Heft 
37, Bremen 2006

• Bruss, Regina: Die Bremer Juden unter 
dem Nationalsozialismus, Veröffentlichun-
gen aus dem Staatsarchiv der Freien Han-
sestadt Bremen, Bd. 49, Bremen 1983

• Chladkova, Ludmilla: Ghetto Theresien-
stadt, Dokumente Gedenkstätte Terezin, 
Band 234, Prag1995

• Giordano, Ralph: ››Ich bin angenagelt an 
dieses Land‹‹ Reden und Aufsätze über die 
deutsche Vergangenheit und Gegenwart, 
Hamburg 1992

• Haag, Christian: Das Schicksal der jüdi-
schen Bürger Verdens unter dem Natio-
nalsozialismus. Bibliothec Gymnasii 1991 
(maschinenschriftlich 1965)

• Verdener Nachrichten vom 18.11.1991 (J. 
Weidemann: Vor 50 Jahren: Juden ins 
Ghetto Minsk deportiert)

• w w w.holocaust .cz /cz2 /v ictims /docu -
ment/14397

Cissy Wulff
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Die Verfolgung der Sinti und Roma

Sinti ist die Selbstbezeichnung der 
deutschen „Zigeuner“. Diese Bezeich-
nung leitet sich möglicherweise von 
der Herkunft ihrer Vorfahren aus der 
nordwestindischen Region Sindh ab. 
Die weibliche Angehörige der Sinti wird 
als Sintezza, der männliche Angehörige 
als Sinto bezeichnet. Viele der heutigen 
Sinti-Familien leben seit Jahrhunderten 
in Deutschland. Die meisten deutschen 
Sinti sind sesshaft geworden und haben 
sich auch kulturell stark angepasst. 

„Zigeuner“ wurden nicht erst in der NS-
Diktatur bekämpft. Die im Kreisarchiv 
Verden vorhandene Akte „Zigeuner“ hat 
eine Laufzeit von 1870 bis 1942. Aber 
bereits 1497 verdächtigte man sie, Spi-
one der Türken zu sein, der Feinde des 
Christentums.

Bereits in den ersten Jahren der NS-
Herrschaft wurden zahlreiche Gesetze 
und Verordnungen gegen Sinti und 
Roma verschärft. Seit 1936 war ihnen 
auf der Basis des „Blutschutz- und Ehe-
gesundheitsgesetzes“ entweder als „Art-
fremden“ oder als „Gemeinschaftsfrem-
den“ eine Eheschließung mit „Deutsch-
blütigen“ verboten. Im Gefolge einer 

„vorbeugenden Verbrechensbekämpfung“ 
wurden 1938 zahlreiche Sinti, die nicht 
dem NS-Verständnis entsprechend einer 

„geregelter Arbeit“ nachgingen, in den 
Konzentrationslagern Buchenwald, 
Sachsenhausen oder Dachau inhaftiert. 

Mit Kriegsausbruch wurden Sinti und 
Roma durch Himmlers „Festschreibungs-
erlass“ zwangsweise sesshaft gemacht 
und registriert. Die organisierte Depor-
tation aus dem Gebiet des Deutschen 
Reiches über Sammellager nach Polen 
begann im Mai 1940 als „Modellver-
such“. Unter erbärmlichen Bedingungen 
wurden Sinti und Roma in Ghettos und 
Konzentrationslagern zur Zwangsarbeit 
eingesetzt. Im Sommer 1941 ermordeten 
die im Rücken der Wehrmacht operieren-
den Einsatzgruppen im Osten Zehntau-
sende Roma. Im Dezember 1941 wurden 

5.000 Sinti und Roma aus Deutschland, 
Rumänien und Ungarn in das „Zigeuner-
lager“ im Ghetto Łódź (Litzmannstadt) 
deportiert. Die Überlebenden der katas-
trophalen Zustände wurden in Chełmno 
(Kulmhof) mit Gaswagen ermordet. Auf 
Grund von Himmlers „Auschwitz-Erlass“ 
vom 16.12.1942 und der im Januar 1943 
veröffentlichten Ausführungsbestim-
mungen erfolgte ab März 1943 die 
Deportation von ca. 23.000 Sinti und 
Roma aus elf Ländern Europas nach 
Auschwitz-Birkenau, wo ein „Familien-
lager für Zigeuner“ zuvor eingerichtet 
worden war. Für „Zigeunermischlinge“, 
die nicht deportiert wurden, war die 
Zwangssterilisation vorgesehen. Von 
den in Auschwitz zusammengepferchten 
Sinti und Roma fanden über 21.000 den 
Tod. Die Gesamtzahl der Opfer des Völ-
kermords an den Sinti und Roma beläuft 
sich auf ungefähr 500.000 Menschen. 
Die Entschädigungsfrage für die Über-
lebenden war bis in die 70er Jahre ein 
Skandal, da die Behörden im Einklang 
mit Politikern und Medien auf der Linie 
traditioneller Diskriminierungen argu-
mentierten: „Zigeuner“ seien als Kri-
minelle und Asoziale inhaftiert worden 
und nicht Opfer rassischer Verfolgung 
gewesen. Von einer Entschädigungsre-
gelung, die den noch lebenden Opfern 
der NS-Verfolgung einen Lebensabend 
ohne materielle Not ermöglichen würde, 
kann in der Bundesrepublik keine Rede 
sein. Auch die Historiker haben sich erst 
sehr spät der Erforschung der Verfol-
gung von Sinti und Roma angenommen. 

Quelle:

• Woock, Joachim: „daß diese braunen Puß-
tasöhne…“. Die Verfolgung der Sinti und 
Roma im Landkreis Verden in der NS-Zeit, 
in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatka-
lender für den Landkreis Verden 2007, Ver-
den 2006, S. 229-245
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Anna und Wilhelm (Willy) Horneffer
Sintezza und Sinto 

Lage der zwei Stolper-
steine: Artilleriestraße, 
auf der Einfahrt zum 
Stichweg (früher Artil-
leriestr. 66a, auch Brun-
nenweg 66)

Beide waren deutsche Sinti und verhei-
ratet. Der Mädchenname (Tewies) von 
Anna war zur Zeit der Verlegung des 
Stolpersteins noch nicht bekannt. Hin-
ter der Adresse Artilleriestraße 66a 
verbarg sich eine Wohnbaracke, die 
von der Stadt Verden für sozial schwa-
che Familien bereit gestellt wurde. In 
einer zweiten, kleineren Baracke waren 
Sanitäreinrichtungen untergebracht. 
Außerdem konnten Sinti, die noch mit 
dem Wohnwagen über Land fuhren, das 
Gelände als Stellplatz nutzen. 

Wilhelm Horneffer (*30.01.1911 in Mari-
ensee/Neustadt) kam 1921 nach Verden 
und wohnte in der Stienchenstraße. Vier 
Jahre lang besuchte er eine katholische 
Volksschule und zwei Jahre eine Hilfs-
schule. Sein rechter Unterarm musste 
nach einem Unfall (Starkstromleitung) 
amputiert werden. Ab 1933 wohnte er 
in der Großen Fischerstraße bei einem 
Verwandten, Karl Horneffer, war dann 
als Händler aber immer auf Reisen. Am 
4. August 1938 kam er „von Wander-
schaft“ wieder nach Verden, wohnte 
in der Artilleriestr. 66a und übernahm 
Botengänge bei der im Bau befindlichen 
Schießpulverfabrik Eibia GmbH für che-
mische Produkte in Dörverden-Barme. 

Anna Tewies (*14.08.1915 in Neuruppin) 
kam im Oktober 1938 nach Verden. Anna 
und Wilhelm hatten bereits zwei unehe-
liche Kinder und wollten heiraten. Das 

„Gesetz zum Schutz der Erbgesundheit 
des deutschen Volkes“ (Blutschutzge-
setz) vom 18.10.1935 hatte Bedingungen 
für die Eheschließung festgelegt: „§ 2 
Vor der Eheschließung haben die Ver-
lobten durch ein Zeugnis des Gesund-
heitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) 
nachzuweisen, daß ein Ehehindernis 
nach § 1 nicht vorliegt.“ Beim Gesund-
heitsamt in Verden wurden sie im März 
1939 von Medizinalrat Dr. Zimmermann 
begutachtet: „Anna Tewies, Arbeiterin, 
ist Analphabet, keine Schule besucht, 
kann ihren Namen nicht schreiben. 

Fragen zum Intelligenzprüfungsbogen 
kann sie kaum beantworten. Sie gibt an: 

´Ich wohne erst ein halbes Jahr hier, ich 
war immer auf Reisen, da wird man so 
etwas nicht gewahr.́  Wohnen im Wohn-
wagen in der Artilleriestraße, ziehen 
aber nicht umher. Da beide Brautleute 
Zigeuner ihrer Abstammung nach sind, 
kommt § 1 des Blutschutzgesetzes nicht 
in Frage. Mit Rücksicht auf 2 bereits vor-
handene Kinder wird auch von der Ehe 
nicht abgeraten.“ Anna meldete sich 
dann am 27.05.1939 unter ihrem Ehena-
men in Verden an.

Ab dem 13. Mai 1940 wurden dann in 
Norddeutschland 910 Sinti und Roma von 
der Kripo verhaftet und über Hamburg 
in das Lager Belzec im besetzten Polen 
deportiert. Unter den Verschleppten 
waren mindestens 160 Sinti und Roma 
aus Niedersachsen – darunter auch 
Anna und Wilhelm Horneffer mit ihren 
beiden Kindern Erna (sechs Jahre) und 
Anna (acht Jahre). Auf den Meldekar-
ten des Ehepaares war handschriftlich 
vermerkt worden: „Nach Mitteilung 
der Kripo (Engelken) vom 16.05.1940 
abtransportiert zum umsiedeln“. Ende 
Juli 1940 wurden die arbeitsfähigen 
norddeutschen Sinti und Roma von 
Belzec aus in das Lager Krychow trans-
portiert. Dort wurden sie zu Moor- und 
Kanalisierungsarbeiten gezwungen. 
Manche konnten fliehen oder sich in 
Polen verstecken. Das gelang auch der 
vierköpfigen Familie Horneffer, Einzel-
heiten sind aber nicht bekannt. Belegt 

Wilhelm und Anna Horneffer im Jahre 1939

Quelle: Niedersächsisches Landesarchiv, 
Staatsarchiv Stade, Rep. 138 Verden Nr. 52
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Anna & Wilhelm Horneffer

ist, dass Anna am 11.07.1944 in Zechen-
dorf von Johann entbunden wurde. Erst 
am 29. November 1945 kam die Fami-
lie von „Kr. Dtsch.-Krone, Zechendorf“ 
(heute Wałcz, ca. 100 km südlich von 
Köslin/Koszalin) nach Verden zurück. 
Sie wohnten zunächst in der Brück-
straße, ab Januar 1946 dann wieder in 
der Artilleriestr. 66a.

Im September 1950 ließen sich Anna 
und Wilhelm Horneffer in Verden schei-
den. Anna heiratete 1952 Artur Bert-
ram in Celle, ließ sich aber nach 20 
Jahren wieder von ihm scheiden. Sie 
wurde 73 Jahre alt und verstarb 1988 in 
Rotenburg/Wümme. Wilhelm Horneffer 
wurde mit 65 Jahren in Verden beerdigt. 
Johann Horneffer betrieb in Celle eine 
Schrotthandlung. Alle drei Kinder von 
Anna und Wilhelm sind bereits seit Jah-
ren verstorben.

Quellen:

• Woock, Joachim: „daß diese braunen Puß-
tasöhne…“ Die Verfolgung der Sinti und 
Roma im Landkreis Verden in der NS-Zeit, 
in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatka-
lender für den Landkreis Verden 2007, Ver-
den 2006, S. 229-245

• Lührte, Edmund von: Die Stadtentwick-
lung Verdens im 19. und 20. Jahrhundert, 
Verden 1985, S. 55 f.

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staats-
archiv Stade, Rep. 138 Verden (Gesund-
heitsamt Verden), Nr. 52 (Anna und Willy 
Horneffer), Nr. 173 (Hanna Horneffer)

• Interview mit Frau Gisela Steinbach, Celle 
(Ehefrau von Johann Horneffer)

Lage der Notunterkünfte für Sozialhilfeempfänger. 

Quelle: Woock, Joachim: „daß diese braunen Pußtasöhne…“ Die Verfolgung der  
Sinti und Roma im Landkreis Verden in der NS-Zeit, in: Landkreis Verden (Hrsg.):  
Heimatkalender für den Landkreis Verden 2007, Verden 2006, S. 240

Lage der beiden „Stolpersteine“ auf der Einfahrt zum Stichweg.  
Ehemalige Notunterkunft abgerissen. 
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Die politisch Verfolgten

Mitglieder der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands (SPD)

Im Jahre 1932 war die SPD die stärkste 
Partei im Deutschen Reichstag und 
konnte, trotz des nationalsozialistischen 
Terrors, noch bei den Reichstagswah-
len vom 5.03.1933 18,3% der Stimmen 
erringen. Als einzige Partei stimmte sie 
geschlossen gegen das Ermächtigungs-
gesetz, zerfiel jedoch bis zu ihrem end-
gültigen Verbot am 22.06.1933 infolge 
unterschiedlicher Konzeptionen über 
legale Weiterarbeit, offenen Widerstand 
oder Exil in verschiedene Lager. Bereits 
am 4.05.1933 hatte der neu gewählte 
Parteivorstand im Saarland eine „Aus-
landsvertretung“ eingerichtet, die Ende 
Mai ihren Sitz nach Prag verlegte und 
sich dort als Vorstand der Exil-SPD 
(„Sopade“) neu konstituierte. Von 1938-
1940 amtierte dieser in Paris, von 1940-
1945 in London.

Die nichtexilierten, in Deutschland 
verbliebenen Parteimitglieder zerfielen 
nach 1933 in drei Gruppen: Die zahlen-
mäßig stärkste Gruppe zog sich ins pri-
vate Leben zurück, eine zweite kleinere 
Gruppe  ehemaliger Funktionäre hielt 
ein lockeres überregionales illegales 
Organisationsnetz aufrecht, welches 
im Widerstand aktiviert werden konnte. 
Die dritte Gruppe, die vor allem aus dem 
sozialdemokratischen Umfeld hervorge-
gangenen Jugendorganisationen, leiste-
ten 1933/34 die eigentliche Untergrund-
arbeit, fielen jedoch bis 1937 der eng-
maschiger gewordenen Überwachung 
der Gestapo weitgehend zum Opfer. Sie 
nahm erst im 2. Weltkrieg einen neuen 
Aufschwung. Sozialdemokraten wie 
Leuschner, Maass, Reichwein, Mieren-
dorff, Haubach und Leber gehörten zum 
Widerstandskreis des Zwanzigsten Juli 
1944.

Die im Jahre 1918 gegründete KPD 
avancierte Ende 1932 zur drittstärksten 
Partei in Deutschland. Gelenkt von der 
Komintern in Moskau, richtete sich die 

KPD zwar frühzeitig auf die Illegalität 
ein. Sie sah in der „sozialfaschistischen“ 
SPD ihren Hauptgegner, während sie die 
NSDAP völlig unterschätzte und so eine 
gemeinsame Opposition der deutschen 
Arbeiterbewegung gegen den National-
sozialismus verhinderte. Andererseits 
trugen die KPD und ihr Roter Front-
kämpferbund durch Straßenkämpfe und 
Saalschlachten vor allem mit der SA 
wesentlich zur Brutalisierung der poli-
tischen Auseinandersetzungen in der 
Endphase der Weimarer Republik bei. 
Der ersten Verhaftungswelle nach dem 
Reichstagsbrand (27.02.1933) fielen 
etwa 11.000 Kommunisten zum Opfer. 
Bei den Reichstagswahlen vom 5.03.1933 
konnte die KPD zwar 12,3% der Stim-
men erreichen, ihre 81 Mandate wurden 
aber sofort kassiert; an der Sitzung des 
Reichstags am 24.03.1933, bei der das 
Ermächtigungsgesetz verabschiedet 
wurde, konnte kein Kommunist teil-
nehmen. Die Parteileitung war bereits 
am 30.01.1933 in eine Auslandsleitung 
in Paris bzw. Prag und eine illegale 
Inlandsabteilung in Berlin aufgeteilt 
worden. 

Mit Ausnahme der „Roten Kapelle“ 
waren die kleinen und zersplitter-
ten, durch massenhafte Verhaftungen 
(allein 1936/37 von ca. 20.000 Personen) 
geschwächten kommunistischen Wider-
standsgruppen weitgehend wirkungslos. 
Die KPD hatte die größte Zahl der Opfer 
im Widerstand gegen die Hitler-Diktatur 
zu beklagen.

Quelle:

• Zentner/Bedürftig: Das große Lexikon des 
Dritten Reiches, Augsburg 1993, S. 546 f; 
322 f

• Benz, Wolfgang/Graml, Hermann/Weiß, 
Hermann: Enzyklopädie des Nationalsozi-
alismus, München 19983, S. 739 f; 548 f



113

Hermann Bünger
Politisch Verfolgter (Parteimitgliedschaft unbekannt)

Lage des Stolpersteins: 
Bremer Straße 57 

(früher: Nr. 55 II;  
spätestens ab 1961  
Nr. 57)

Hermann Friedrich Bünger (*2.05.1898 
in Wuppertal-Elberfeld) war verheiratet 
und von Beruf Dreher (Schlosser). Auf 
seiner Meldekarte beim Einwohnermel-
deamt wurde vermerkt: „Gestapo melden. 
II. Wohnsitz Hannover Georgstr. 36“. 

Hermann Bünger wurde am 11.01.1929 in 
das Landgerichtsgefängnis Verden ein-
geliefert und am 15.03.1929 nach Han-
nover überführt. Über eine Straftat ist 
nichts bekannt. In das Konzentrations-
lager Sachsenhausen kam er zwischen 
dem 15. bis 29. April 1937. Das Entlas-
sungsdatum ist in den Akten nicht über-
liefert. Der Verdener Gestapobeamte 
Seling gab später bei seinem Verhör an, 
dass sich die entlassenen KZ-Häftlinge 
bei ihm melden mussten, von denen er 
erfahren hatte, dass ihnen bei ihrer 
Entlassung ein Schweigegebot auferlegt 
worden war. Bünger erwähnte in seinem 
Leumundszeugnis („Persilschein“), das 
er für Seling nach dem Krieg zu dessen 
Entlastung verfasste, dass er bis 1938 als 
politischer Häftling im KZ Sachsenhau-
sen war. Den Grund seiner Einlieferung 
gab er nicht an. „Nach meiner Entlas-
sung lernte ich bei der Gestapo-Dienst-
stelle Verden Herrn Seling kennen. Herr 
Seling war von der Haupt-Gestapostelle 
Lüneburg damit beauftragt, über mich 
die politische Aufsicht auszuüben. Ich 
habe Herrn Seling nur als korrekten und 
loyalen Beamten kennen gelernt.“

Von 1939 bis 1943 arbeitete Bünger in 
Verden bei der Firma Oscar Schmidt 
Apparatebau in der Nassen Straße als 
Dreher. Er wurde von Oscar Schmidt 
persönlich bei der Gestapo denunziert, 
weil er ausländische Zwangsarbeiter 
aufgefordert haben sollte, langsam zu 
arbeiten, damit der Krieg verloren ginge. 
In einem zweiten Fall soll er eine Dreh-
bank mutwillig zerbrochen haben. Der 
Gestapobeamte Markwort bearbeitete 
seinen Fall. Bünger:  „Er sagte einmal 
zu mir: ´Sie müssen irgend etwas Plau-
sibles angeben, damit ich die Sache 

nicht weitergeben muß. Sobald ich die 
Anzeige aus den Händen gebe, sind Sie 
verloren. Die ganze Sache ist für Sie des-
wegen so gefährlich, weil Sie schon ein-
mal als politischer Häftling im KZ-Lager 
in Sachsenhausen gewesen sind. Ich will 
niemand ins Unglück stoßen.́ “

Am 4.07.1947 wurde er wegen Diebstahls 
in das Landgerichtsgefängnis Verden 
eingeliefert und am 3.10.1947 wieder 
entlassen.

Quellen:

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staats-
archiv Stade, Rep. 86 Verden Nrn. 12, 16 
(Gefangenenbuch Landgerichtsgefängnis 
Verden)

• Brandenburgisches Landeshauptarchiv 
Potsdam, Pr. Br. Rep. 35H/32, Bl. 158-163, 
175-183; Gedenkstätte Sachsenhausen, D 
30 A/32

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Stadt Verden, Bauamt, Bauakte Bremer 
Straße 57 Bundesarchiv Koblenz, Z 42, 
II/2241 (Spruchkammerverfahren gegen 
Heinrich Seling)

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, IV/5126 
(Spruchkammerverfahren gegen Wilhelm  
Markwort)

Meldekarte.  
Bemerkungen: 
„Gestapo melden“

Bremer Straße 57
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Ernst Probst
Politisch Verfolgter (KPD)

Lage des Stolpersteins:  
Große Straße 30

Ernst Karl Probst (*24.02.1896 in Hess-
berg, Kreis Hildburghausen/Thüringen) 
war verheiratet und zunächst Arbeiter 
bei der Firma Held und Franke in Ver-
den. Danach war er bei der Baufirma 
Christian Corleis beschäftigt. Er war 
aktives Parteimitglied der KPD und 
stand unter Beobachtung der Gestapo. 
Auf seiner Meldekarte beim Einwohner-
meldeamt wurde vermerkt: „Bei Umzug 
Nachricht an Stapo“. 

Am 19. Juli 1933 wurde im „Verdener 
Anzeigenblatt“ die Verhaftung von 
Probst bekannt gemacht: „(Schutzhaft.) 
Der Einwohner Probst wurde in Schutz-
haft genommen, da er sein loses Mund-
werk nicht im Zaume hatte halten kön-
nen.“ Wie lange die Haft dauerte, konnte 
nicht ermittelt werden. Aber zusammen 
mit Adolf Wittig (s. Stolperstein) wurde 
er am 7.01.1938 von der Gestapo wieder 
festgenommen und im Landgerichts-
gefängnis inhaftiert. Die Anklage vor 
dem Hanseatischen Oberlandesgericht 
in Hamburg lautete: Vorbereitung zum 
Hochverrat. Am 12.03.38 wurden aber 
beide freigesprochen und am 28.03.38 
entlassen. Doch die Freiheit währte 
nicht lange. Vier Tage später, am 1. 
April 1938, wurden Probst und Wittig 
erneut von der Gestapo verhaftet. Der 

Schutzhaftbefehl 
war bereits am 
25.03.38 in Berlin 
vom Geheimen 
Staatspolizeiamt 
ausgestellt worden. 
Beide wurden am 
6. April 1938 in das 
Konzentrationslager Sachsenhausen 
eingeliefert, wo am 9.04.38 ihre Einlie-
ferung notiert wurde (Häftlingsnummer 
001676, Häftlingsblock 42). Nach zwei 
Jahren, am 20.04.1940, wurde Probst ent-
lassen und meldete sich zwei Tage später 
wieder in Verden an. Im September 1941 
wurde Probst wiederum auf Grund einer 
Denunziation inhaftiert und vor dem 
Hanseatischen Oberlandesgericht ein 
zweites Verfahren gegen ihn eröffnet. 
Der Rechtsanwalt Dr. Wilhelm Grantz 
aus Verden übernahm die Verteidigung. 
Nach neun Monaten Untersuchungs-
haft gelang es ihm, einen Freispruch 
zu erreichen, allerdings nur begrenzt, 
denn Probst wurde der Gestapo zur Ver-
fügung gestellt (so genannte „Rücküber-
stellung“). Es bestand daher die Gefahr, 
dass er erneut in ein KZ oder eine Straf-
kompanie überführt werden würde. Dr. 
Grantz alarmierte den Arbeitsgeber 
von Probst, Christian Corleis, und beide 
konnten sich für die vollständige Frei-
lassung von Probst einsetzen. 

Dr. Grantz wurde nach dem Krieg wegen 
seiner Parteizugehörigkeit und als Mit-
arbeiter des „Sicherheitsdienstes der SS“ 
(SD) inhaftiert und vor dem Spruchge-
richt Benefeld-Bomlitz angeklagt. Das 
Gericht fragte bei der Kreisvereinigung 
der VVN (Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes) in Verden an, ob es 
Zeugen gäbe, die den Rechtsanwalt ent-
lasten könnten. Christian Corleis gab zu 
Protokoll: „1941 habe ich durch seine 
[gemeint ist Dr. Grantz, d. V.] intensive 
Mithilfe einen Kameraden [gemeint ist 
Probst, d. V.], dessen Offizialverteidiger 
er war und den er im Termin frei, jedoch 

Große Straße 30
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Ernst Probst

zur Verfuegung der Gestapo, bekam, - 
vor dem KZ-Lager bewahren können. 
Dieser Kamerad war erst vor Monate vor-
her aus Sachsenhausen zurueckgekom-
men, ihm drohte nunmehr Strafkompa-
nie.“ Die 1. Vorsitzende der VVN-Verden, 
Berta Schäfer, teilte dem Spruchgericht 
weiterhin mit: „Es ist  nicht bekannt, 
dass G. sich an Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit beteiligt hat, der Ter-
min Probst und vieles andere bewies, 
dass er sich in seinem Rechtsempfin-
den nicht von der Gestapo beeinflussen 
liess. Nachdem G. durch das Arbeitsamt 
1943 Totalkriegsverpflichtung fuer den 
SD Bremen bekam, wurde auch sein 
Rechtsanwaltbuero fuer diesen Zweck 
beschlagnahmt. Dort fanden wöchent-
lich 1 mal Zusammenkuenfte von Han-
del und Industrie und Handwerk statt, 
um durch diese Vertreter die allgemeine 
Stimmung des Volkes kennen zu lernen. 
Es ist von diesen Herrn immer wieder 
versichert worden, dass G. niemals auf 
Namensnennung Wert legte.“ Im Schrei-
ben vom 24.03.1947 stellte Frau Schäfer 
einige Fragen an Dr. Grantz: „Was mich 
nun als KZ-Betreuerin und Vorsitzende 
der VVN des Kreises Verden interessiert, 
ist das Folgende: Den Denunzianten 
Röver entlarvten Sie als solchen bei der 
Gerichtsverhandlung, doch er streitet 
heute ab und will nur den Wachtmeister 
Binne gebeten haben, Probst zu warnen. 
Können Sie sich des Vorgangs erinnern? 
Wer machte Meldung bei der Gestapo? 
Warum erhielt der Denunziant eine 
Geldstrafe? Es geht um das Prinzip, den 
tatsächlich Schuldigen zu finden und 
Sie werden mir dabei – soweit ich Sie als 
aufrichtigen Mann kennenlernte – Ihre 
Mithilfe nicht versagen.“

Probst muss nach dem Prozess zur 
Wehrmacht eingezogen worden sein, da 
er am 11.06.1945 aus englischer Gefan-
genschaft entlassen wurde. Herr Wittig 
jun. beschreibt ihn nach 1945 so: „Er 
war ungefähr 1.60 m groß, trug immer 

´Knobelbecher´ und schwarze Joppe und 
Hose.“

Im Jahre 1958 zog Probst nach Hohena-
verbergen und verstarb mit 73 Jahren in 
Verden.

Quellen:

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Stadt Verden, Stadtarchiv, Microfilm-Nr. 54 
(Verdener Anzeigenblatt vom 19.07.1933)

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, II/2211 
(Spruchkammerverfahren gegen Dr. Wil-
helm August Grantz) 

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staats-
archiv Stade, Rep. 86 Verden Nr. 17 (Gefan-
genenbuch Landgerichtsgefängnis Ver-
den)

• Gedenkstätte Sachsenhausen, D 1 A/1021, 
Bl. 196 (Provenienz des Originals: Russi-
sches Staatliches Militärarchiv, Moskau)

• Staatsarchiv Freie und Hansestadt Ham-
burg, Hanseatisches Oberlandesgericht, 
Namenskartei, OJs 9/38, OJs 48/41

• Interview Adolf Wittig jun.

Meldekarte.  
Bemerkungen: „bei Umzug 
Anschrift an Stapo“.
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Adolf Wittig
Politisch Verfolgter (SPD)

Lage des Stolpersteins: 
Ritterstraße 6  
(Neubau Altenheim  
St. Johannis)  
früher Wohnhaus Nr. 12

Adolf Wittig (*22.08.1878 in Verden) 
arbeitete als selbstständiger Zigarren-
macher in Verden, war verheiratet und 
hatte zum Zeitpunkt seiner Verhaftung  
fünf Kinder. Er war aktives SPD-Mitglied 
und wurde 1938 vom Pferdeschlachter 
Walter denunziert. Da Wittig von 1901 
bis 1902 in St. Petersburg in der Filiale 
der Leipziger Firma „Laferm“ gearbei-
tet hatte und Russisch konnte, wurde 
er beschuldigt, heimlich den verbote-
nen sowjetischen Sender empfangen zu 
haben. Er wurde, zusammen mit Ernst 
Probst (s. Stolperstein), am 7.01.38 
durch die Gestapo festgenommen und 
im Landgerichtsgefängnis inhaftiert. 
Die Anklage erfolgte vor dem Hansea-
tischen Oberlandesgericht in Hamburg. 
Ihnen wurde die Vorbereitung zum 
Hochverrat vorgeworfen. Wittigs Radio 
wurde beschlagnahmt. Allerdings war 
es mit einem Radio vom Typ „Volks-
empfänger“ überhaupt nicht möglich, 
ausländische Sender zu empfangen. 
Das Massenprodukt war absichtlich 
technisch so konstruiert worden, dass 
nur deutsche Sender empfangen wer-
den konnten. Ein überzeugter Nazi, der 
Malermeister Röwer (Goldenes Partei-
abzeichen), sagte überdies im Prozess 
aus, dass er Wittig keine derartige Straf-

tat zutrauen würde. Am 12.03.38 wurden 
beide freigesprochen und am 28.03.38 
entlassen. Doch die Freiheit währte 
nicht lange. Vier Tage später, am 1. April 
1938, wurden Wittig und Probst erneut 
von der Gestapo verhaftet. Der Schutz-
haftbefehl war bereits am 25.03.38 in 
Berlin vom Geheimen Staatspolizeiamt 
ausgestellt worden: „Auf Grund des § 1 
der Verordnung des Reichspräsidenten 
zum Schutze von Volk und Staat vom 
28. Februar 1933 (RGBl. I S. 83) wird 
in Schutzhaft genommen Adolf Konrad 
Wilhelm Wittig… Gründe: Adolf Wittig 
ist mit Rücksicht auf sein bisheriges 
politisches Verhalten in Schutzhaft zu 
nehmen, da anzunehmen ist, dass er 
sich weiterhin staatsfeindlich betätigen 
würde. In Vertretung: gez. Dr. Best“.

Wittig und Probst wurden am 6. April 
1938 in das Konzentrationslager Sach-
senhausen überführt, wo am 09.04.38 
ihre Einlieferung notiert wurde (Häft-
lingsnummer 001674, Häftlingsblock 42). 
Nach einem Jahr, am 20.04.39, wurde 
Wittig wieder nach Verden entlassen: 

„Seine Führung war zufrieden stellend. 
Auflage: Sie haben sich bis auf Widerruf 
jeden 3. Werktag bei der Ortspolizeibe-
hörde Ihres Wohnortes zu melden.“ 

Ernst Probst konnte erst ein Jahr später 
nach Verden zurückkehren. 

Im Jahre 1943 wurde Wittig seine selbst-
ständige Tätigkeit als Zigarrenmacher 
verboten. Er fand dann eine Arbeit 
bei der Verdener Tabakfirma Dittmer 
(Kleine Waldstr.), wo er bis Kriegsende 
arbeitete. Danach machte er sich wieder 
selbstständig.

Der Verdener Gestapobeamte Seling 
gab bei seinem Verhör nach dem Krieg 
an, dass sich die ehemaligen KZ-Insas-
sen bei ihm melden mussten, von denen 
er erfahren hatte, dass ihnen bei ihrer 
Entlassung ein Schweigegebot auferlegt 
worden war. Wittig wurde in den Verde-
ner Entnazifizierungsausschuss berufen. 
Nach Aussage seines Sohnes hat er aber 

Ausweis für ehemalige  
politische Gefangene. 

(Privatarchiv Hermann Meyer)
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Adolf Wittig

niemanden wegen seiner NS-Vergangen-
heit denunziert. Zu ihm nach Hause in 
die Werkstatt kamen manchmal die ehe-
maligen „KZler“ Ernst Probst und der 

„Bibelforscher“ (Zeuge Jehovas) Fritz 
Krause aus Leipzig (der aber erst 1946 
nach Verden zuzog) und unterhielten 
sich über ihre Haftzeit in Sachsenhau-
sen. Adolf Wittig verstarb mit 75 Jahren 
bei einem Verkehrsunfall.

Quellen: 

• Privatarchiv Adolf Wittig jun.

• Geschichtswerkstatt Verden (Hrsg.), bearb. 
von Sackmann, Dirk: „Ohne Schmuh ging 
es nicht“. Zur Geschichte der Verdener 
Tabakarbeiterschaft, Verden 1991, S. 46, 
71, 91, 93

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staatsar-
chiv Stade, Rep. 86 Verden Nr. 17 (Gefange-
nenbuch Landgerichtsgefängnis Verden)

• Gedenkstätte Sachsenhausen, Sign. D 1 
A/1021, Bl. 196 (Provenienz des Originals: 
Russisches Staatliches Militärarchiv, Mos-
kau)

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, II/2241 
(Spruchkammerverfahren gegen Heinrich 
Seling)

• Staatsarchiv Freie und Hansestadt Ham-
burg, Hanseatisches Oberlandesgericht, 
Namenskartei, OJs 9/38.

Ritterstraße 6  
(Wohnhaus beim Bau des Altenheims  
St. Johannis abgerissen)
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Die Verfolgung der „Lebensunwerten“

Zu den wichtigsten NS-Gesetzen gehört 
das Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom14.07.1933. Es erlaubte 
die Sterilisation ohne Einwilligung des 
Kranken und verpflichtete zugleich den 
Hausarzt als „Hüter am Erbstrom der 
Deutschen“, Erbkrankheiten anzuzei-
gen. Der Widerstand gegen die Zwangs-
sterilisation war gering und kam fast 
nur aus katholischen Kreisen. Am 
18.10.1935 wurde ein Ehegesundheits-
gesetz erlassen. Es sprach Eheverbote 
aus, bei denen mit schädlichen Folgen 
für die Nachkommenschaft zu rechnen 
war. Es wurden im Jahr durchschnitt-
lich 50.000 bis 60.000 Zwangssterilisa-
tionen vorgenommen. Der größte Anteil 
der Sterilisationen, rund ein Viertel, 
erfolgte auf Grund von psychiatrischen 
Diagnosen, nämlich Schwachsinn und 
Schizophrenie. Hinzu kam die Sterili-
sation von Kriminellen, Prostituierten 
und „Asozialen“, da die Unfruchtbarma-
chungen gleichsam als Vorbeugung der 
Verbrechensbekämpfung dienen sollte. 

Als Euthanasie (griech. = schöner Tod) 
bezeichneten die nationalsozialisti-
schen Machthaber die in den Jahren 
1939-1945 durchgeführte Vernichtung 
so genannten „lebensunwerten Lebens“. 
Die Euthanasiemaßnahmen im „Dritten 
Reich“ waren Ausdruck der nationalso-
zialistischen Weltanschauung: „Alles 
Schwache muss ausgeschaltet werden.“ 
Mit allen Mitteln der Propaganda wurde 
dieses Gedankengut in die Öffentlich-
keit getragen. Am Anfang stand die 
Kinder-Euthanasie. Unter dem Namen 

„Reichsausschuß zur wissenschaftli-
chen Erforschung erb- und anlagebe-
dingter schwerer Leiden“ wurde eine 
Organisation geschaffen, die anfangs 
geisteskranke und missgebildete Kinder 
bis zum Alter von drei Jahren (später 
auch ältere) erfasste. Die als „lebensun-
wert“ selektierten Kinder kamen in 
so genannte „Kinderfachabteilungen“ 
besonderer Heil- und Pflegeanstalten (z. 

B. Kinderfachabteilung Lüneburg), wo 
sie getötet wurden. 

Parallel dazu lief das Euthanasie-Pro-
gramm für erwachsene Geisteskranke 
und Behinderte an. Im Oktober 1939 
unterschrieb Hitler mit Datum vom 
1.09.1939 eine diesbezügliche Tötungser-
mächtigung, mittels dieser die „Aktion 
T 4“ (Tarnbezeichnung benannt nach 
der Zentrale, die ab April 1940 in einer 
Villa in Berlin, Tiergartenstr. 4, unterge-
bracht war), das Massenmorden, durch-
geführt wurde. Man erfasste die Kran-
ken in den Anstalten durch Meldebögen 
und Ärztekommissionen. Die zur Tötung 
ausgewählten Personen wurden zur Tar-
nung in Zwischenanstalten verlegt und 
von dort in eine der sechs Tötungsanstal-
ten (Bernburg, Brandenburg, Grafeneck, 
Hadamar, Hartheim, Sonnenstein) 
gebracht, wo sie hauptsächlich durch 
Giftgas ermordet wurden. Auf Proteste 
hin, insbesondere von kirchlicher Seite, 
gab Hitler im August 1941 den Befehl, 
die Aktion einzustellen. Sie wurde aber 
ebenso wie die „Aktion 14 f 13“ (Erwei-
terung auf geisteskranke sowie arbeits-
unfähige KZ-Häftlinge) insgeheim wei-
tergeführt – und zwar nicht mehr in 
den Tötungsanstalten, sondern in den 
Heil- und Pflegeanstalten selbst durch 
Eingabe von Tabletten, Verabreichung 
von Spritzen oder Entzug der Nahrung. 
Nach den vorhandenen Unterlagen fie-
len den Euthanasie-Maßnahmen unge-
fähr 120.000 Menschen zum Opfer.

Quelle:

• Zentner/Bedürftig: Das große Lexikon des 
Dritten Reiches, Augsburg 1993, S. 165 f

• Benz, Wolfgang/Graml, Hermann/Weiß, 
Hermann: Enzyklopädie des Nationalsozi-
alismus, München 19983, S. 241-243, 355
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Heinrich Giesges
Euthanasieopfer

Lage des Stolpersteins:  
Kleine Fischerstraße 16

Heinrich Giesges (*26.10.1899 in Ver-
den) litt unter epileptischen Krämpfen. 
Er lebte im Haus seiner Eltern Christian 
und Katharina Giesges in der Kleinen 
Fischerstraße 16. 

Im März 1935 häuften sich seine Anfälle 
und er wurde in das Städtische Kran-
kenhaus eingeliefert. Die Ärzte hielten 
die Überführung in eine „Irrenanstalt“ 
für notwendig. Der Amtsarzt, Medizi-
nalrat Dr. Zimmermann, begutachtete 
den Patienten und sah keinen Grund 
zur Anstaltsüberführung. Einen Monat 
später wurde er wieder dem Kran-
kenhaus in Verden zugeführt, da er 
Zuhause einen Tobsuchtsanfall hatte. 
Daraufhin erging eine polizeiliche Ver-
fügung: „Im öffentlichen Interesse muss 
er einer geeigneten Anstalt, und zwar 
nach Ansicht der Ärzte, einer Heil- und 
Pflegeanstalt zugeführt werden, denn 
in seinem Leiden gefährdet er seine 
Mitmenschen. Die Unterbringung wird 
angeordnet.“ Am 4. Mai 1935 wurde er in 
die „Heil- und Pflegeanstalt für Epilepti-
sche, Geistesschwache und –kranke“ in 
Rotenburg eingeliefert. 

Im August 1935 wandte sich Superinten-
dent Garrelts im Namen der inzwischen 
verwitweten Mutter an die Anstalt und 

bat darum, den 
Sohn für 14 Tage zu 
beurlauben: „Frau 
Giesges wohnt in 
meinem Pfarrbe-
zirk. Ich habe den 
Eindruck einer 
durchaus recht-
schaffenden Frau. Die äußeren Bedin-
gungen in dem Hause sind auch so, dass 
der junge Giesges dort unbedenklich zu 
Besuch sein kann.“ Der Urlaubswunsch 
der Mutter wurde aber abgelehnt: „Lei-
der müssen wir Ihnen mitteilen, dass auf 
Grund des Gesetzes zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses es uns verboten 
ist, erbkranke oder erbkrankverdächtige 
Pfleglinge zu beurlauben oder zu entlas-
sen. Ihr Sohn fällt unter diese Bestim-
mungen und kann nicht eher beurlaubt 
werden, bis das Erbgesundheitsgericht 
entschieden hat, ob eine Unfruchtbar-
machung erfolgen  muss oder nicht.“ 
Bereits vier Tage später übersandte 
die Mutter der Anstalt Unterlagen (u. a. 
Militärpass), „aus denen einwandfrei 
hervorgeht, daß mein Sohn vor seiner 
Kriegsdienstzeit völlig gesund gewesen 
ist. Der Verdacht der Erbkrankheit wird 
dadurch vollkommen entkräftet. Meine 
Eltern u. Geschwister und ebenso die 
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Angehörigen meines verstorbenen Man-
nes sind alle hochbetagt und gesund. Ich 
bitte darum nochmals meinem Antrage 
auf Kurzurlaubung meines Sohnes statt-
zugeben.“ Der Antrag wurde aber wieder 
abgelehnt, da noch keine Entscheidung 
des Erbgesundheitsgerichtes vorlag. 

Am 6. Februar 1936 beschloss das Erb-
gesundheitsgericht beim Amtsgericht in 
Verden unter Mitwirkung des Amtsge-
richtsrates Dr. Görges als Vorsitzenden 
und der Ärzte Medizinalrat Dr. Menke 
in Wesermünde und Dr. Clasen in Ver-
den die Sterilisation wegen „erblicher 
Fallsucht“. Als Begründung wurde auf-
geführt: „Giesges ist als kleines Kind 
aus dem Kinderwagen gefallen und soll 
dadurch eine Klumpfußbildung rechts 
erhalten haben. Er besuchte die Schule 
in normaler Weise, und war später Gele-
genheitsarbeiter ohne Berufsausbildung. 
Seit 1918 hat er Krampfanfälle, die 
zunächst als Ohnmachten und hysteri-
sche Anfälle angesehen wurden. 1923 
war Giesges in der Bremischen Anstalt 
in Ellen, wo die Diagnose „Genuine Epi-
lepsie“ gestellt wurde. Jetzt befindet er 
sich in den Rotenburger Anstalten. Er 
hat dort monatlich 2-6 Anfälle ohne 
Aura oft mit Zungenbiss, gewöhnlich 
bei Tage, aber auch nachts mit schwe-
ren tonischen und clonischen Krämpfen, 
aber ohne Einnässen. Anschließend ist 
er manchmal verwirrt, dann müde. Die 
ärztliche Diagnose lautet: Epilepsie, auf 
heredo-degenerativer Grundlage, ohne 
nachweisbare äußere Ursachen. Nach 
dem ärztlichen Gutachten steht fest, 
dass Giesges an erblicher Fallsucht lei-
det. Da auch zu erwarten ist, dass er 
sein Leiden weiter vererben wird, war 
seine Unfruchtbarmachung geboten.“ 
Diese wurde vier Wochen später durch-
geführt. In der Anstalt wurde Heinrich 
dann für Zimmerreinigung und leichte 
Gartenarbeiten eingesetzt.

Seine Mutter stellte ab August 1936 
immer wieder Anträge, ob ihr Sohn für 
vier Wochen zu ihr kommen könne. Die 
Urlaubsgesuche wurden aber jedesmal 
abgelehnt mit der Begründung: „Es ist 
jedoch nicht angängig, dass die Kranken 
jährlich mehrfach wochenlang beurlaubt 

werden. Darunter leidet die Disziplin 
und die Ordnung der Anstalt in einem 
unerträglichen Maße.“ Im Juni 1937 
lehnte die Anstalt wieder den Antrag der 
Mutter ab, ihren Sohn versuchsweise für 
drei Monate zu entlassen: „Wir halten 
eine Anstaltsentlassung des G. bei seiner 
leichten Erregbarkeit noch für verfrüht 
und müßten jede Verantwortung für 
eine Entlassung ablehnen.“ Frau Gies-
ges insistierte weiter und erreichte auch, 
dass der Kreisausschuss des  Bezirks-
fürsorgeverbandes einen dreimonatigen 
Urlaub befürwortete. Daraufhin teilte 
die Anstalt im August mit „dass wir für 
eine Entlassung jede Verantwortung 
ablehnen, nur, wenn die Verantwortung 
uns abgenommen wird, könnten wir 
G. versuchsweise vorerst auf 3 Monate 
beurlauben.“ Am 20. Oktober 1937 war es 
dann endlich soweit, nachdem die Mutter 
schriftlich die Verantwortung für ihren 
Sohn übernommen hatte - Heinrich Gie-
sges kam für drei Monate zurück  in sein 
Elternhaus. Danach musste er aber wie-
der zurück nach Rotenburg. Auch in den 
folgenden Jahren bat die Mutter, ihren 
Sohn zu Ostern und Weihnachten in 
Verden in die Arme schließen zu dürfen. 
Es wurden aber immer nur wenige Tage 
genehmigt. Nach Aktenlage war ihr Sohn 
das letzte Mal für drei Tage im Juni 1940 
zu Besuch in Verden. 

Ein Jahr später, am 3.10.1941, wurde 
Heinrich Giesges zusammen mit 69 
männlichen Patienten (darunter auch 
Wilhelm Nullmeier, s. Stolperstein) in 
die Heil- und Pflegeanstalt nach Günz-
burg (Bayern) verlegt. Am Tag darauf 
folgen ihnen aus Rotenburg 70 Frauen. 
Der erste Bericht in der Günzburger 
Krankenakte lautet: „Mehrere Anfälle 
im Monat, dazu auch Dämmerzustände. 
Beschäftigt in der Herstellung von 
Schuhabstreifern. Äußert Wünsche, 
schreibt auch Briefe. Keine Verstim-
mung, nicht auffällig durch Reizbarkeit, 
ist zufrieden.“ Im Juli 1943 wurde er noch 
der Musterung unterzogen und für „völ-
lig untauglich“ befunden. Am 3. Novem-
ber 1943 wandte sich seine Schwester 
Mina, die in der Nähe von Straßburg im 
Elsass lebte, an die Anstalt in Günzburg 

Heinrich Giesges

Die Eltern Katharina und 
Christian Giesges (Privatbesitz 
Mariechen Giesges).
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Heinrich Giesges

und teilte mit, dass sie ihren Bruder 
besuchen möchte und bat um sofortige 
Nachricht, ob das Heim weit von der 
Bahnstation liegen würde. Der letzte 
Eintrag vom 10.11.1943 ist vielsagend: 

„Dämmerzustände und Anfälle ohne 
Veränderung. Nicht mehr beschäftigt, 
unbrauchbar. Ziemlich gleichgültig und 
wunschlos. Kann kaum Briefe lesen.“

Sechs Tage später wurde er in die Heil- 
und Pflegeanstalt Kaufbeuren, ca. 40 
km von Günzburg entfernt, verlegt. Inte-
ressant ist, dass zwischen Empfang der 
Besuchsankündigung der Schwester 
und der Verlegung nach Kaufbeuren ca. 
eine Woche verging. Den Akten ist nicht 
zu entnehmen, dass die Schwester tat-
sächlich ihren Bruder besuchen durfte.

Nach vier Wochen Aufenthalt in Kauf-
beuren wurde der erste Eintrag in der 
Krankenakte angelegt: „Hatte schon 2 
mal einen Dämmerzustand, in welchem 
er sehr erregt und gewalttätig wurde. 
Anfälle wurden nicht beobachtet. Sonst 
stumpf, liegt immer auf den Bänken 
herum, spricht nichts, zu keiner Beschäf-
tigung zu gebrauchen. Nicht unrein.“ Der 
letzte Eintrag stammt vom 3. April 1944, 
seinem Todestag: „In letzter Zeit rascher 
allgemeiner körperlicher Verfall, insbe-
sondere infolge der lang anhaltenden 
Dämmerzustände, in welchen er kaum 
Nahrung zu sich nimmt. Heute 14 Uhr 10 
Exitus letalis unter den Zeichen allgemei-
ner Herzschwäche.“ Der Leichnam wurde 
seziert und als Todesursache doppelsei-
tige Lungentuberkulose attestiert.

Man muss davon ausgehen, dass er in 
der Anstalt auf die so genannte „Hunger-
kost“ gesetzt wurde, die nachweislich in 
Kaufbeuren praktiziert wurde. Bei einer 
Größe von 163 cm wog Heinrich Giesges 
bei seiner Aufnahme in Rotenburg im 
Jahre 1935 genau 62 kg. In den Kranken-
berichten bis 1941 wurde sein Ernäh-
rungszustand immer als „gut“ bezeich-
net. Im Sektionsbericht wurde dagegen 
ein Gewicht von 37 kg angegeben!

Frau Giesges wurde noch am Todestag 
per Telegramm benachrichtigt. Drei 
Tage später schickte sie ein Telegramm 
an die Anstaltsleitung: „KOMMEN 

FREITAG MORGEN MOECHTE MEI-
NEN SOHN HEINRICH NOCH SEHEN 
= GRUSS GIESGES“. Ob sie tatsächlich 
anreisen konnte, ist nicht übermittelt. 
Die Beerdigung („Armensarg“) fand 
am 8. April 1944 um 11.30 Uhr auf dem 
anstaltseigenen Friedhof statt. 

Quellen:

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staatsar-
chiv Stade, Rep. 172 E Verden (Erbgesund-
heitsgericht Verden), Nr. 533; Rep. 138 Ver-
den (Gesundheitsamt Verden), Nr. 4 

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Archiv des Bezirkskrankenhauses Kauf-
beuren, Krankenakte H. Giesges

• Geschäftsführender Vorstand der Roten-
burger Anstalten d. I. M. (Hrsg.): Zuflucht 
unter dem Schatten deiner Flügel? Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mission 
in den Jahren 1933-1945, Rotenburg 1992

• Archiv der Rotenburger Anstalten, Verle-
gungslisten

Kleine Fischerstraße 16
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Wilhelm (Willi) Hölker
Euthanasieopfer

Lage des Stolpersteins: 
Sandberg 3

Wilhelm Hölker wurde am 16.11.1902 in 
Verden geboren. Im Jahre 1921 wohnte 
er am Sandberg 3. Auf der Meldekarte 
des Einwohnermeldeamtes wurde ver-
merkt: „Ohne Beruf (geistesschwach)“. 
1927 erfolgte die Einweisung in die 

„Heil- und Pflegeanstalt für Epilepti-
sche, Geistesschwache und –kranke“ in 
Rotenburg/Wümme und am 1.11.1934 
wurde er in der der Anstalt angeschlos-
senen Diakoniekrankenhaus sterilisiert. 
Am 30.07.1941 wurde er, zusammen mit 
69 Männern, in die Landesheilanstalt 
Weilmünster in Nordrhein-Westfalen 
verlegt. Ihnen folgten am 5.08.1941 70 
Patientinnen. Diese beiden Transporte 
waren Bestandteil der „Aktion T 4“. Es 
war geplant, die Männer und Frauen 
aus Rotenburg in der für Weilmünster 
zuständigen Vernichtungsanstalt Hada-
mar zu töten. Neun Frauen aus dem 
Rotenburger Transport wurden dort 
vergast. Wilhelm Hölker und die restli-
chen Männer und Frauen verblieben in 
Weilmünster und mussten dort unter 
erbärmlichsten Bedingen leben. Nur 

sechszehn Tage nach seiner Ankunft in 
Weilmünster verstarb Wilhelm Hölker 
unter ungeklärten Umständen.

Quellen:

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Standesamt Verden, Geburtenbuch

• Geschäftsführender Vorstand der Roten-
burger Anstalten d. I. M. (Hrsg.): Zuflucht 
unter dem Schatten deiner Flügel? Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mis-
sion in den Jahren 1933-1945, Rotenburg 
1992

• Archiv der Rotenburger Anstalten, Verle-
gungslisten

Sandberg 3
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Wilhelm (Willi) Nullmeier
Euthanasieopfer

Lage des Stolpersteins: 
Mühlenberg 14  
(ehem. Unterkunft  
abgerissen)

Wilhelm Nullmeier wurde am 24.04.1895 
in Verden geboren. In der Meldekar-
tei wurde als Familienname „Null-
meyer“ notiert mit dem Eintrag „Geistig 
beschränkt“. Die hier benutzte Schreib-
weise des Familiennamens orientiert 
sich an der Geburtsurkunde. Seine 
Eltern, der Arbeiter Hermann Nullmeier 
und seine Frau Anna, geb. Ahrens, lebten 
in ärmlichen Verhältnissen und wurden 
aus öffentlichen Mitteln unterstützt.

Wilhelm Nullmeier hatte im Frühjahr 
1939 einige epileptische Anfälle in der 
Öffentlichkeit. Daraufhin wurde am 24. 
April 1939 ein amtsärztliches Gutachten 
angeordnet: „Zur Auskunftserteilung 
war seine alte Mutter miterschienen. 
Seit seinem 5. Lebensjahre soll er an epi-
leptischen Anfällen leiden. Infolgedes-
sen habe er nie die Schule besucht, da 
ihn die Lehrer immer zurückgeschickt 
hätten. Er könne nicht lesen, nicht sch-
reiben und nicht rechnen. Einen Beruf 
hat er nicht erlernt. Er beschäftigt 
sich lediglich mit Gelegenheitsarbei-
ten, Straßenkehren, Dienste auf dem 
Wochenmarkt usw. Die Anfälle sollen 
nach Angabe der Mutter nur alle Vier-
teljahr auftreten. Dass ist aber offen-
sichtlich nicht richtig, da er nachgewie-
senermaßen am 13.4. einen schweren 
Anfall hatte und am 18. April auf dem 
Markt wiederum. Beide Anfälle waren 
so schwer, daß die Polizei einschreiten 
mußte. Der erste Anfall ereignete sich 
in Abwesenheit seiner betagten Mutter 
vor dem Wohnhause. In seinem Anfall 
wurde er naturgemäß zum Kinderspott 
und soll er nachher, als er wieder durch 
war, allerhand Drohungen ausgesto-
ßen haben, Haus anstecken u.s.w. Der 
letzte Anfall ereignete sich auf dem 
Wochenmarkt und wirken diese Anfälle 
sehr ungünstig auf das Publikum. […] 
Körperlich ist Nullmeyer ein kräftiger, 
gesunder Mann. 

Gutachterliche Äußerung. Willy Null-
meyer leidet an erblicher Fallsucht. […] 

Bei dieser Sachlage erscheint es mir 
dringend notwendig, Willy Nullmeyer in 
einer geeigneten Anstalt unterzubrin-
gen. Geeignet sind die Anstalten der 
inneren Mission in Rotenburg i. H.

gez. Dr. Zimmermann, Medizinalrat“

Gleichzeitig beantragte das Gesund-
heitsamt in Verden die Sterilisation 
von Wilhelm Nullmeier. Das Erbgesund-
heitsgericht am Amtsgericht Verden 
lehnte dies am 25.05.1939 ab mit der 
Begründung, „daß zwar erbliche Fall-
sucht und hochgradiger Schwachsinn 
vorliege, Nullmeyer aber ein vollkom-
men harmloser Mensch sei, bei dem 
keine Gefahr bestehe, daß er jemals 
geschlechtlich verkehre, oder ein Mäd-
chen sich mit ihm einlasse.“ Daraufhin 
legte das Gesundheitsamt Beschwerde 
ein. Das Erbgesundheitsobergericht in 
Celle hob das Urteil am 14. Juli 1939 auf 
und ordnete die „Unfruchtbarmachung“ 
an, Begründung: „Das Erbgesundheits-
obergericht hält nach dem Inhalt der 
Akten und der außergewöhnlich star-
ken Sippenbelastung die Feststellung, 
daß Nullmeyer an erblicher Fallsucht 
und angeborenem Schwachsinn leide, 
ohne weiteres für begründet. Es hält 
aber auch die Unfruchtbarmachung für 
geboten, denn die Möglichkeit, Nach-
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Wilhelm Nullmeier

kommenschaft zu erzeugen besteht bei 
Nullmeyer durchaus.“

Damit war sein Schicksal besiegelt: Am 
31. Juli 1939 wird er den Rotenburger 
Anstalten zugeführt und drei Monate 
später im Diakoniekrankenhaus in 
Rotenburg sterilisiert.

Im März 1940 baten die Eltern die 
Anstalt, ihren Sohn für vier Wochen zu 
beurlauben. Die Anstalt lehnte ab. Einen 
Monat später versuchten es die Eltern 
noch einmal über die Verdener Ortspo-
lizeibehörde und stellten den Antrag, 
ihren Sohn für 14 Tage nach Haus holen 
zu dürfen. Die Antwort der Anstalt fiel 
wieder negativ aus: „Willi Nullmeyer ist 
ein sehr dementer Epileptiker, der etwa 
3-6 Anfälle im Monat hat. Unter der Auf-
sicht der Anstalt fügt er sich im Ganzen 
und kann zu kleinen Arbeiten verwen-
det werden. Die 79 Jahre alte Mutter 
kann aber sicherlich nicht mehr so für 
ihn sorgen, wie es nötig ist. […] Gerade 
in der jetzigen Zeit möchte ich von einer 
Beurlaubung des W. Nullmeyer abraten. 
Der leitende Arzt.“

Am 3.10.1941 erfolgte im Rahmen der 
„Aktion Brandt“ (auch als „Wilde Eutha-
nasie“ bezeichnet) seine Verlegung in 
die Heil- und Pflegeanstalt nach Günz-
burg (Bayern). Mit ihm im Zug fuhren 
69 männliche Patienten aus Rotenburg, 
darunter auch Heinrich Giesges (s. 
Stolperstein). Wie es ihm in Günzburg 

erging, ist aus den Akten nicht ersicht-
lich. Er wurde am 22. Juli 1943 in Günz-
burg ausgemustert: „ist völlig untauglich 
zum Dienst in der Wehrmacht.“

Am 10. Januar 1944 kam er dann in die 
Heil- und Pflegeanstalt Kaufbeuren. 
Man muss davon ausgehen, dass er in 
der Anstalt auf die so genannte „Hun-
gerkost“ gesetzt wurde, die nachweislich 
in Kaufbeuren praktiziert wurde. Im 
April meldete sich seine Schwester aus 
Bremen, Johanna Bates, bei der Anstalt, 

„da wir so lange nichts mehr von ihm 
gehört haben“ und teilte mit, dass die 
Mutter verstorben sei und sie ihren Bru-
der im Sommer besuchen wollte. Dazu 
kam es aber nicht mehr. Am 20. August 
1944 starb Wilhelm Nullmeier und die 
Schwester wurde telegrafisch benach-
richtigt, dass ihr Bruder am 23.08.1944 
beerdigt würde, in einem „Armensarg“. 
Am 12.09.1944 erkundigte sich seine 
Schwester schriftlich bei der Anstalt 
nach der Todesursache ihres Bruders. 
Drei Tage später erhielt sie die Antwort: 

„Doppelseitige Lungentuberkulose“.

Quellen:

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Standesamt Verden, Geburtenbuch

• Archiv des Bezirkskrankenhauses Kauf-
beuren, Krankenakte M. Rappe

• Geschäftsführender Vorstand der 
Rotenburger Anstalten d. I. M. (Hrsg.):  
Zuflucht unter dem Schatten deiner 
Flügel? Die Rotenburger Anstalten der 
Inneren Mission in den Jahren 1933-1945, 
Rotenburg 1992

• Archiv der Rotenburger Anstalten, Verle-
gungslisten

Mühlenberg 14 (ehemalige 
Unterkunft abgerissen).
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Mathilde Rappe
Euthanasieopfer

Lage des Stolpersteins:  
Mühlentor 1

Mathilde Marie Rappe wurde am 
13.03.1907 in Verden als viertes Kind 
geboren. Der Vater, Friedrich Rappe 
war Zigarrenarbeiter, der drei Monate 
nach Mathildes Geburt auf Grund einer 
Tuberkuloseerkrankung verstarb. Ihre 
Mutter, Marie Sophie Dorothee Rappe, 
geb. Lüdemann, war von Beruf Schnei-
derin und verheiratete sich später wie-
der (Ehename Röhr). Im Jahre 1943 war 
sie dann allerdings wieder verwitwet.

Mathilde erkrankte an zerebraler 
Kinderlähmung, die in ihrem ersten 
Lebensjahr erkannt wurde, als man 
bemerkte, dass sie nicht laufen konnte. 
Arme und Beine waren gelähmt, Füße 
und Hände nur mangelhaft ausgebildet. 
Mit fünf Jahren kam sie im August 1912 
zur Pflege in das Marienheim in Bad 
Rehburg. Nach sieben Jahren, am 29. 
September 1919, wandte sich die Stadt 
Verden an den Vorstand des „Asyls zur 
Pflege Epileptischer und Idioten“ in 
Rotenburg: „Nach einer uns von Mari-
enheim zugegangenen Karte vom 25. d. 
Mts. leidet die Rappe nicht an Tuberku-
lose, sie ist nur verkrüppelt und geistig 
unnormal. Seitens der Anstalt wird 
gewünscht, sie von dort, wo nur Tuber-
kulöse aufgenommen werden und der 
Andrang so groß ist, fortzunehmen und 
einer anderen Anstalt zuzuführen denn 
Anstaltsbehandlung muß sie haben. Bei 
dortigem Vorstand fragen wir an, ob die 
Rappe im dortigen Asyl auf unsere Kos-
ten Aufnahme finden kann.“ In einem 
Fragebogen zur ärztlichen Untersu-
chung im Jahre 1919 stellte der Arzt in 
Bad Rehburg fest: „Sprache: stammelnd, 
Kenntnisse: kaum, Womit beschäftigt 
sie sich: gar nicht, Körperhaltung: liegt 
dauernd, Grad der Geistesschwäche: 
Verblödung mit Lähmung  der Extremi-
täten.“ 

Als sie nach Rotenburg kam, wurde 
als vorläufige Diagnose „Idiotie“ in das 
Krankenblatt eingetragen, später dann 
die definitive Diagnose „Totalverkrüppe-

lung, kein Schwachsinn“. Ein Jahr spä-
ter berichtete der Arzt aus Rotenburg 
über die Zwölfjährige: „… daß Mathilde 
Rappe aus Verden dauernd liegen muß, 
am Tage im Wagen, nachts im Bett auf 
dem Laib, des Durchliegens wegen. 
Beine und Arme sind in der Entwick-
lung zurückgeblieben, Hände und Füße 
sind verkrüppelt; Glieder sind gelähmt. 
Sie muß gefüttert werden. Auch geistig 
ist das Kind bildungsunfähig. Aussicht 
auf Heilung besteht nicht.“ 

In ihrer Krankenakte befinden sich wei-
tere Verlaufseintragungen (Auszüge):

28.02.1921: „Befinden wechselt, meist 
heiter und voll Interesse für die Vor-
gänge in ihrer Umgebung, zuweilen 
beeinträchtigen Schmerzen in den Knie-
gelenken die Stimmung. Vollkommen 
hilfloses Wesen, muß dauernd zu Bette 
liegen.“ 

09.04.1925 (18 Jahre): „Immer heiter 
und vergnügt, nur zeitweilig Magenbe-
schwerden mit Erbrechen, jedoch ver-
hältnismäßig selten.“ 

05.03.1928: „Freundlich und dankbar für 
jede Hilfeleistung; in der Berichtszeit im 
ganzen gutes Befinden.“ 

06.04.1931: „Körperliches Befinden leid-
lich: Ist immer ruhig und zufrieden und 
interessiert für alles was um sie hervor-
geht.“

19.03.1936: „In letzter Zeit hat sie Angst-
gefühl, zittert am ganzen Körper. Puls 
ist schnell u. kaum zu fühlen. Starkes 
Herzklopfen.“

05.03.1940: „Liegt dauernd tagsüber im 
Liegestuhl. Ist ganz unbeholfen. Psy-
chisch recht frisch u. für alles interes-
siert. Spricht nur sehr schlecht. Körper-
lich sonst o. B.“

Am 8. Oktober 1941 wurde die Vierund-
dreizigjährige, zusammen mit 22 Frauen 
und drei Männern,  im Rahmen der 

„Aktion Brandt“ (auch als „Wilde Eutha-
nasie“ bezeichnet) in die Kreis- Heil- 
und Pflegeanstalt Kaufbeuren-Irsee 
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verlegt. Ein großer Teil der nach Irsee 
verlegten Männer und Frauen erhielt 
die “E-Kost“ (Entzugskost), jeder der 

„für die Volksgemeinschaft nichts mehr 
leisten könne“, wie der Direktor auf 
einer Betriebsversammlung erläuterte. 
Es war ein weitestgehend fett- und vit-
aminfreies Essen, das zum langsamen 
Verhungern führen sollte.

Die Krankenakte wurde in Irsee fortge-
führt, es gibt aber nur drei Eintragun-
gen:

03.12.1941: „Schwerer Defekt. Dauernd 
bettlägerig, hochgradig verkrüppelt, 
hilflos, Essen muss gegeben werden. 
Pflegebedürftig, immerhin rein. Ver-
steht an sich gestellte Fragen, spricht 
mit krächzender, schwer verständlicher 
Stimme.“

25.01.1943 (36 Jahre): „Brütet gleichför-
mig im Bett dahin; muss ganz versorgt 
werden, kann infolge hochgradiger 
Verkrüppelung und Versteifung keine 
Glieder gebrauchen; zeitweise unruhig. 
Begreift die meisten Fragen, gibt kurze 
krächzende Antworten.“

03.02.1944: „Exitus. Seit 8 Tagen mit 
Grippe erkältet, der sie nun erlag. 
Todesursache: Grippe mit Beteiligung 
der Atmungsorgane (beginnende Bron-
chopneumonie).“

Quellen:

• Standesamt Verden, Geburtenbuch

• Archiv des Bezirkskrankenhauses Kauf-
beuren, Krankenakte M. Rappe

• Geschäftsführender Vorstand der Roten-
burger Anstalten d. I. M. (Hrsg.): Zuflucht 
unter dem Schatten deiner Flügel? Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mis-
sion in den Jahren 1933-1945, Rotenburg 
1992

• Archiv der Rotenburger Anstalten, Verle-
gungslisten

Mühlentor 1
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Anna Röhrs
Euthanasieopfer

Lage des Stolpersteins:  
Brunnenweg 65

Anna Elise Mathilde Röhrs wurde am 
22.11.1913 in Verden als uneheliches 
Kind von Frieda Röhrs geboren. Da ihre 
Krankenakte nicht vorliegt, ist nicht 
bekannt, wann sie in die Heil- und Pfle-
geanstalt in Rotenburg/Wümme kam. 
Sicher ist, dass sie im Diakoniekranken-
haus in Rotenburg sterilisiert wurde.

Am 5.08.1941 wurde sie im Rahmen der 
„Aktion T 4“, zusammen mit 69 Frauen 
aus der Rotenburger Anstalt, in die 
Landesheilanstalt Weilmünster verlegt. 
Weilmünster war eine der so genannten 

„Zwischenanstalten“ für die in der Nähe 
gelegene Vernichtungsanstalt Hadamar. 
Anna Röhrs wurde dort am 16.08.1944 
eingeliefert und am 16.02.1945 ermor-
det.

Die Patientin Marie Röhrs (*10.09.1894 
in Verden) wurde ebenfalls am 5.08.1941 
nach Weilmünster und dann am 
16.08.1944 nach Hadamar verlegt. Ein 
Todesdatum ist nicht überliefert. Gesi-
chert ist, dass beide Frauen nicht ver-
wandt waren.

Quellen:

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Standesamt Verden, Geburtenbuch

• Geschäftsführender Vorstand der Roten-
burger Anstalten d. I. M. (Hrsg.): Zuflucht 
unter dem Schatten deiner Flügel? Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mis-
sion in den Jahren 1933-1945, Rotenburg 
1992

• Archiv der Rotenburger Anstalten, Verle-
gungslisten Brunnenweg 65



128

Jehovas Zeugen als  
„vergessene Opfer“ des NS-Regimes

Charles T. Russel gründete 1881 in den 
USA die Watch Tower Bible and Tract 
Society (Wachtturm Bibel- und Traktat-
Gesellschaft), die ab 1897 eine Vertre-
tung in Berlin und später in Bremen 
unterhielt. Später kam die Internatio-
nale Bibelforscher-Vereinigung (IBV) 
als Körperschaft hinzu. Das publizisti-
sche Hauptorgan, der „Wachtturm“, wird 
seit 1897 in deutscher Sprache heraus-
gegeben. Schon seit dem Ersten Welt-
krieg hatten sie den Hass völkisch-anti-
semitischer Kreise auf sich gezogen, die 
die Ernsten Bibelforscher wegen deren 
Predigt vom herannahenden Weltunter-
gang, dem Bekenntnis zur Kriegsdienst-
verweigerung, der „Fremdlenkung“ aus 
den USA und deren vermeintlicher Nähe 
zum Judentum bekämpften. Die Natio-
nalsozialisten sahen in ihnen „Wegbe-
reiter des jüdischen Bolschewismus“. 
Die Betonung der jüdischen Wurzeln des 
christlichen Glaubens oder das Zitieren 
von Textpassagen aus dem Alten Testa-
ment wurden als „bewußt judenfreund-
liche Haltung“ ausgelegt. 

Die Bibelforscher wurden als erste Glau-
bensgemeinschaft bereits ab April 1933 
nach und nach in allen deutschen Län-
dern verboten. Die Gläubigen gingen in 
den Untergrund und trafen sich zu ille-
galen Bibelstunden, setzten ihre Missi-
onstätigkeiten bald wieder fort und ver-
suchten ihr Netzwerk aufrecht zu halten. 
Die Nazis reagierten mit Haussuchungen, 
Misshandlungen, Überwachungen, Ver-
haftungen, Haftstrafen und „Schutzhaft“ 
in Konzentrationslagern. Die Weigerung 
der Zeugen Jehovas, sich der deutschen 

„Volksgemeinschaft“ einzufügen, wurde 
mit Kündigungen und Rentenstreichun-
gen sowie Fällen von Sorgerechtsentzug 
bestraft.

Jehovas Zeugen ließen ab 1934 Verfol-
gungsberichte und ein Buch darüber 
drucken und protestierten öffentlich 
gegen die Verfolgung, z. B. mit Briefen 
und Flugblättern, die 1934, 1936 und 

1937 in ganz Deutschland versandt 
bzw. verteilt wurden. Ein Großteil der 
verhafteten und durch Sondergerichte 
verurteilten Bibelforscher wurde auch 
nach dem Strafvollzug nicht entlassen, 
sondern an die Gestapo „rücküberstellt“ 
und in KZs eingewiesen. Ihre Kinder 
wurden häufig in Erziehungsheimen 
oder in Familien von getreuen Natio-
nalsozialisten untergebracht. Im Krieg 
verschärften sich die Strafen und nicht 
selten wurden Todesstrafen wegen „Zer-
setzung der Wehrkraft“ und Verweige-
rung des Kriegsdienstes verhängt. Die 
radikale Haltung der Bibelforscher 
zielte aber nicht auf die Veränderung 
der politischen Ordnung, sondern es 
ging ihnen stets um die Möglichkeit der 
freien Religionsausübung. 

Jehovas Zeugen wurden Jahrzehntelang 
beim Gedenken an die Opfer des Nati-
onalsozialismus übergangen. Und das, 
obwohl aus dieser relativ kleinen Glau-
bensgemeinschaft eine beträchtliche 
Zahl Verfolgung und Tod erlitten hat. Von 
den 25.000 Personen, die sich zu Beginn 
des „Dritten Reiches“ in Deutschland zu 
den Zeugen Jehovas bekannten, sind ca. 
10.000 für eine unterschiedlich lange 
Dauer inhaftiert und über 2.000 in Kon-
zentrationslagern eingesperrt worden, 
wo sie in den Vorkriegsjahren mit einem 
Anteil von fünf bis zehn Prozent zu den 
größten Häftlingsgruppen gehörten. Als 
einzige religiöse Gemeinschaft wurden 
sie hier mit einem eigenen Abzeichen, 
dem „lila Winkel“, gebrandmarkt. Unge-
fähr 1.200 Todesopfer sind zu beklagen, 
von denen ca. 250 Männer, überwiegend 
auf Grund einer wehrmachtsgerichtli-
chen Verurteilung wegen Kriegsdienst-
verweigerung, hingerichtet wurden. 

Quelle:

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jeho-
vas Zeugen in Verden während der NS-
Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender für den Landkreis Verden 
2010, Verden 2009, S. 270-286
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Wilhelm Böhne
Zeuge Jehovas (alte Bezeichnung: „Ernste Bibelforscher“)

Lage des Stolpersteins: 
Brunnenweg 113 

Wilhelm Böhne (*10.07.1896 in Lohfeld, 
Kreis Minden) war verheiratet und 
von Beruf Werbevertreter. 1922 kam 
er zu den Jehovas Zeugen und ab 1930 
übernahm er ehrenamtlich den Missi-
onsdienst. Die so genannten „Ernsten 
Bibelforscher“ wurden als erste Glau-
bensgemeinschaft bereits ab April 1933 
verboten. Weil er trotz des Verbotes wei-
terhin missionierte, erhielt er im Jahre 
1934 einen Strafbefehl. Am 14.09.1937 
wurde er verhaftet und kam in das Ver-
dener Landgerichtsgefängnis in Unter-
suchungshaft. Am 12.02.1938 wurde 
ihm, zusammen mit seiner Frau Käthe 
und weiteren Mitgliedern der Verdener 
Gemeinde (s. Stolpersteine für Friedrich 
Schoote, Heinrich Schlüter und Meta 
Hustedt) vom Sondergericht Hannover, 
das in Verden am Landgericht tagte, der 
Prozess gemacht. Wegen des Abhaltens 
von Zusammenkünften und seiner Betä-
tigung als Jehovas Zeuge wurde er zu 
eineinhalb Jahren Gefängnis verurteilt. 

Käthe Böhne wurde noch am Prozesstag 
in die Strafanstalt Bremen-Blumenthal 
eingeliefert und nach einem Jahr ent-
lassen. Ihr Mann wurde zunächst am 
30.03.1938 nach Hannover überführt 
und später in das Gefängnis Weser-
münde-Lehe. Im März 1939 entlassen, 
kam er nach Verden zu seiner Familie, 
war doch seine Frau nur einen Monat 
zuvor auch aus der Haft entlassen wor-
den. Ihre drei Kinder waren während 
der Haft bei Verwandten untergebracht 
gewesen. Doch nur eine Woche nach 
seiner Heimkehr wurde er von der 
Gestapo abgeholt. Am 28.03.1939 wurde 
er auf Transport nach Sachsenhausen 
gebracht. Seinen letzten Brief schrieb er 
drei Wochen vor seinem Tod: „Ihr Lieben. 
Brief dankend erhalten. Bin gesund. Es 
grüßt Willi.“ Am 13.04.1940 wurde Wil-
helm Böhne getötet. Als Todesursache 

Käthe und Wilhelm Böhne, 
Hochzeitsfoto 1932 (Privatbe-
sitz Friedel Böhne)

Anklageschrift des Oberstaatsanwaltes  
am Sondergericht Hannover,  

das am 12.02.1938 in Verden tagte.
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gab die Kommandantur des Konzentra-
tionslagers „Körperschwäche“ an. Ein 
Mithäftling, der nach dem Krieg Käthe 
Böhne besuchte, berichtete ihr, dass er 
beobachten konnte, wie ihr Mann mit 
einer so genannten „Luftspritze“ ermor-
det wurde.

In der Dienststelle der Verdener Schutz-
polizei war damals ein Schulfreund 
von Käthe Böhne, Theodor Fröhlich, 
im Range eines Polizeioberwachtmeis-
ters tätig. Ohne dass  seine Kollegen es 
bemerkten, konnte er Käthe meistens 
zwei Tage vor Haussuchungen Bescheid 
geben. Selbst Details teilte er ihr mit, 
z. B. dass sie nichts unter den Tür-
schwellen verstecken sollte. Tatsächlich 
wurden dann zwei Tage später bei der 
Durchsuchung alle Türschwellen her-
ausgerissen. Kurz vor ihrer Verhaftung 
verriet er ihr, dass die Gestapo plane, 
ihre drei Kinder der Fürsorgeerziehung 
zuzuführen. Die Vorwarnzeit reichte 
aus, um Ruth und Friedel zu einer Tante 
nach Porta-Westfalica zu bringen. Die 
älteste Tochter Wilma blieb bei den 
Großeltern, die im gleichen Haus am 
Brunnenweg wohnten. Dieser Beamte 
zeigte eine ungewöhnliche Zivilcourage 
und konnte so das Schlimmste für die 
Familie Böhne verhindern.

Wilhelm Böhne

Quittung der Verdener Polizei 
über Broschüren der Intern. 
Bibelforschervereinigung, 
die bei Wilhelm Böhne am 
27.04.1933 beschlagnahmt 
wurden.

Polizeioberwachtmeister Theo-
dor Fröhlich (Foto von 1939). 
Er warnte die Familie Böhne 
vor der Gestapo (Privatbesitz 
Getrud Fröhlich).
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Wilhelm Böhne

Quellen:

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jeho-
vas Zeugen in Verden während der NS-
Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender des Landkreises Verden 
2010, Verden 2009, S. 270-286

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Niedersächsisches Landesarchiv, Staats-
archiv Stade, Rep. 86 Verden Nr. 17 (Gefan-
genenbuch des Landgerichtsgefängnisses 
Verden)

• Niedersächsisches Landesarchiv, Haupt-
staatsarchiv Hannover, Hann. 171a Hanno-
ver, Acc. 107/83, Nr. 1169 (Anklageschrift 6 
S Js 1190/37)

• Gedenkstätte Sachsenhausen, D 1 A/1021, 
Bl. 196 (Provenienz des Originals: Russi-
sches Staatliches Militärarchiv, Moskau)

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, II/2241 (Spruch-
kammerverfahren gegen Heinrich Seling)

Gunter Demnig bei der Verle-
gung des Gedenksteines am 
09.04.2008 im Brunnenweg 113.

Wilhelm Böne darf ein paar Zeilen 
 aus dem KZ Sachsenhausen schreiben:  

„Meine Lieben! Es ist mir eine Freude  
Euch schreiben zu dürfen. Etwas Geld  

und Briefmarken könt Ihr mir senden.  
In guter Gesundheit grüßt Euch alle Wilhelm.“

Der Stempelaufdruck lautet:  
„Der Schutzhäftling ist nach wie vor  

hartnäckiger Bibelforscher und weigert  
sich, von der Irrlehre der Bibelforscher  

abzulassen. Aus diesem Grunde ist ihm ledig-
lich die Erleichterung, den sonst zulässigen 

Briefwechsel zu pflegen, genommen worden.“
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Meta Hustedt
Zeuge Jehovas (alte Bezeichnung: „Ernste Bibelforscher“)

Lage des Stolpersteins: 
Fabrikstraße 5

Meta Hustedt, geb. Metzscher, wurde 
am 4.07.1882 in Kirchweyhe geboren. Sie 
heiratete den Schneidermeister Hein-
rich Hustedt (*15.06.1878 in Eitzendorf). 
Sie zogen im Jahre 1921 zunächst in die 
Fabrikstraße 9 und fünf Jahre später 
in das Haus Fabrikstraße 5. Sie hatten 
einen Sohn. In der Meldekarte des Ein-
wohnermeldeamtes war als Konfession 

„ev.luth.“ eingetragen worden. 

Meta Hustedt wurde am 8.03.1937 fest-
genommen und vom Sondergericht 
Hannover zu fünf Monaten Gefängnis 
verurteilt. Der Staatsanwalt bezeich-
nete sie als „besonders fanatisch für die 
verbotene Internationale Bibelforscher-
vereinigung tätig“. Nach Verbüßung 
ihrer Haftstrafe wurde sie sofort von der 
Gestapo in Schutzhaft genommen und 
am 12.08.1937 in das Frauen-KZ Morin-
gen (Landkreis Nordheim) eingeliefert. 
Im Februar 1938 kam sie mit einem 
Transport in das Frauen-KZ Lichtenburg 
(Landkreis Torgau). Kurz danach wurde 
sie in das Frauenkonzentrationslager 
Ravensbrück überstellt. Am 19. Januar 
1940 verstarb sie dort. Als Todesursache 
wurde „Magenperforation“ angegeben. 

Ihr Mann Heinrich war 1924 zum neuen 
Glauben übergetreten. Er war vermutlich 
der erste Bibelforscher in Verden. Aber 
bereits seit 1919 muss es in seiner Woh-
nung Zusammenkünfte gegeben haben. 
Es wurden Vorträge gehalten und Bibel-
stunden durchgeführt – bis zur Verhaf-
tung seiner Frau. Um nicht aufzufallen, 
wechselte man danach den Ort der Tref-
fen des Öfteren zu den Wohnungen von 
Schoote und Böhne (s. Stolpersteine für 
Friedrich Schoote, Wilhelm Böhne und 
Heinrich Schlüter). Heinrich Hustedt 
leitete die kleine Gruppe in Verden und 
versorgte alle Mitglieder regelmäßig mit 
der neuesten Literatur. Er wurde am 
15.09.1937 verhaftet und kam ins Verde-
ner Landgerichtsgefängnis in Untersu-
chungshaft. Von seinem Sohn vor dem 
Sondergericht Hannover, das in Verden 

am 12.02.1938 im Landgerichtsgebäude 
tagte, belastet, wurde er zu eineinhalb 
Jahren Gefängnis verurteilt. Weitere 15 
Gemeindemitglieder wurden angeklagt 
(s. Stolpersteine für Friedrich Schoote, 
Wilhelm Böhne und Heinrich Schlüter). 
Im März 1939 kam er wieder frei, aber 
die nachfolgenden Jahre waren sehr 
schwer für ihn. Er wurde aus der Hand-
werksrolle gestrichen, und nach dem 
Tode seiner Frau zog er sich vom Glau-
ben der Bibelforscher zurück.

Quellen:

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jeho-
vas Zeugen in Verden während der NS-
Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender des Landkreises Verden 
2010, Verden 2009, S. 270-286

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Niedersächsisches Landesarchiv, Haupt-
staatsarchiv Hannover, Hann. 171a Hanno-
ver, Acc. 107/83, Nr. 1169 (Anklageschrift 6 
S Js 1190/37)

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, II/2241 
(Spruchkammerverfahren gegen Heinrich 
Seling)

• Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten, 
Gedenkstätte Ravensbrück, Zugangsliste 
Lichtenburg, Liste Bibelforscher; Urkunde 
Standesamt Ravensbrück 3/20.01.

Fabrikstraße 5
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Friedrich Schoote
Zeuge Jehovas (alte Bezeichnung: „Ernste Bibelforscher“)

Lage des Stolpersteins: 
Brunnenweg 117  
(Wohnhaus abgerissen 
wg. Bau des Ahornwegs)

Friedrich Schoote 
wurde am 
12.01.1882 in Bre-
men geboren. Von 
Beruf war er Ran-
giermeister. Im 
Oktober 1921 zog 
er nach Verden in 
den Brunnenweg. Auf der Meldekarte 
ist vermerkt, dass er konfessionslos 
war. Verheiratet war er mit Katharina 
(„Trinchen“) Schoote (*24.05.1884 in 
Wittlohe), geb. Wennhold; sie war Haus-
frau. Beide sympathisierten mit Jehovas 
Zeugen, waren aber noch nicht als sol-
che getauft. Sie hatten engen Kontakt 
zu ihren Nachbarn im Brunnenweg, Wil-
helm und Käthe Böhne, die als Jehovas 
Zeugen missionierten.

Am 12.02.1938 wurde ihm, zusammen mit 
seiner Frau und weiteren Mitgliedern 
der Verdener Gemeinde (s. Stolpersteine 
für Wilhelm Böhne, Heinrich Schlüter, 
Meta Hustedt) vom Sondergericht Han-

nover, das in Verden am Landgericht 
tagte, der Prozess gemacht. Wegen des 
Abhaltens von Zusammenkünften und 
seiner Betätigung als Jehovas Zeuge 
wurde er zu sechs Monaten Gefängnis 
verurteilt, nach drei Monaten Haft aber 
am 21.05.1938 in das KZ Sachsenhausen 
überstellt. Nach über einem Jahr wurde 
er im Juli 1939 auf Anweisung der Poli-
tischen Abteilung des Konzentrationsla-
gers nach Hause entlassen. Er hatte die 
so genannte „Verpflichtungserklärung“ 
unterschrieben, die allen Zeugen Jeho-
vas im KZ vorgelegt wurde. Mit einer 
Unterschrift und der Abschwörung ihres 
Glaubens wurde ihnen die Freiheit ver-
sprochen. Doch nur wenige Zeugen Jeho-
vas machten davon Gebrauch.

Quellen:

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jeho-
vas Zeugen in Verden während der NS-
Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender des Landkreises Verden 
2010, Verden 2009, S. 270-286

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Verden

• Niedersächsisches Landesarchiv, Haupt-
staatsarchiv Hannover, Hann. 171a Hanno-
ver, Acc. 107/83, Nr. 1169 (Anklageschrift 6 
S Js 1190/37)

• Gedenkstätte Sachsenhausen, D 1 A/1020, 
Bl. 140 (Provenienz des Originals: Russi-
sches Staatliches Militärarchiv, Moskau)

• Foto: Privatbesitz Gerd Schröder, Verden

Einfahrt Ahornweg

Zweite Seite der Anklageschrift des Oberstaatsanwaltes am Sondergericht Hannover, 
das am 25.02.1938 in Verden tagte.
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Heinrich Schlüter
Zeuge Jehovas (alte Bezeichnung: „Ernste Bibelforscher“)

Lage des Stolpersteins:  
Fabrikstraße 5

Heinrich Schlüter wurde am 4.06.1914 in 
Verden geboren (im Stolperstein wurde 
leider durch einen Übertragungsfehler 
ein falsches Geburtsjahr eingeprägt). 
Laut Meldekartei wohnte er im Jahre 
1921 in der Allerstraße, ab Januar 1929 
in der Fabrikstraße 5 als Schneiderge-
hilfe bei Schneidermeister Heinrich 
Hustedt (s. Stolperstein Meta Hustedt). 
Der 15-jährige Vollwaise wurde von der 
Familie Hustedt als Pflegekind aufge-
nommen. 

Heinrich Hustedt war 1924 zum neuen 
Glauben übergetreten. Er war vermut-
lich der erste Bibelforscher in Verden. 
Aber bereits seit 1919 muss es in seiner 
Wohnung Zusammenkünfte gegeben 
haben. Es wurden Vorträge gehalten 
und Bibelstunden durchgeführt – bis 
zur Verhaftung seiner Frau Meta im 
März 1937. 

Am 12.02.1938 wurden auch Heinrich 
Schlüter und weiteren 15 Mitgliedern der 
Verdener Gemeinde (s. Stolpersteine für 
Friedrich Schoote und Wilhelm Böhne) 
vom Sondergericht Hannover, das in 
Verden am Landgericht tagte, der Pro-

zess gemacht. In der Anklageschrift des 
Staatsanwalts wurde auch auf eine frü-
here Straftat Heinrich Schlüters Bezug 
genommen:  „[Er] hat sich am 18.8.1937 
bei dem Ergänzungsbataillon in Del-
menhorst zu einer 8wöchigen Übung 
gestellt, dort aber vor der Front den 
Gehorsam verweigert. Er wollte eine 
Mütze mit dem Hoheitsabzeichen nicht 
aufsetzen. Er ist deswegen vom Gericht 
der 22. Division in Bremen am 7.9.37 zu 
8 Monaten Gefängnis verurteilt worden. 
[…] Er ist derjenige, der am 19.8.37, an 
dem Tag, als er sich in Delmenhorst zum 
Militär stellen musste vorher, frühmor-
gens in Verden die Flugschrift „Offener 
Brief“ an eine Mauer in der Hospital-
straße geklebt hatte.“ [sic!] Die Haft 
saß er bis 6.05.1938 im Gerichtsgefäng-
nis Hannover ab. In dem Sondergerichts-
verfahren vom 12.02.1938 war er inzwi-
schen (in Abwesenheit) zu drei Jahren 
Haft verurteilt worden. Doch bereits im 
Juni 1940 wurde er entlassen, besuchte 
kurz Käthe Böhne und teilte ihr mit, 
dass er sich in Berlin melden müsste. 
Am 21.06.1940 folgte die Einberufung 
als „Schütze“ zum 3. Komp. Infanterie-
Ersatz-Bataillon 65. Dort verweigerte 
er wieder den Kriegsdienst. Am 6. Juli 
1940 wurde er dann vor dem 3. Senat des 
Reichskriegsgerichts angeklagt und drei 
Tage später an das Wehrmacht-Unter-
suchungs-Gefängnis in Berlin-Tegel 
überwiesen. Am 17.08.1940 erging das 
Urteil: „Todesstrafe und Ehrenstrafen 
wegen Zersetzung der Wehrkraft“. Einen 
Monat später wurde das Urteil bestätigt 
und am 1. Oktober 1940 im Zuchthaus 
Brandenburg-Görden vollstreckt. 1.722 
Männer wurden dort, meist mit dem 
Fallbeil, hingerichtet.

Fabrikstraße 5



135

Heinrich Schlüter

Quellen:

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jeho-
vas Zeugen in Verden während der NS-
Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender des Landkreises Verden 
2010, Verden 2009, S. 270-286

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Niedersächsisches Landesarchiv, Haupt-
staatsarchiv Hannover, Hann. 171a Hanno-
ver, Acc. 107/83, Nr. 1169 (Anklageschrift 6 
S Js 1190/37)

• Stadtarchiv Brandenburg an der Havel, 
Ehrenbuch für die im Zuchthaus Branden-
burg-Görden ermordeten Antifaschisten, 
Bd. 2 1940-1942, S. 11

• Militärhistorisches Archiv Prag, Amtslis-
ten des Reichskriegsgerichts (39-14/2), 
Liste II b, lfd. Nr. 102 und Vollstreckungs-
liste I, lfd. Nr. 410.

Anklageschrift des Oberstaatsanwaltes am Sondergericht Hanno-
ver, das am 25.02.1938 in Verden tagte.

Verdener Anzeigenblatt vom 26.03.1935
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Die Verfolgung der Homosexuellen

Stand die gleichgeschlechtliche Bezie-
hung zwischen Frauen nicht unter 
Strafandrohung, wurde sie zwischen 
Männern ab 1871 nach § 175 Reichs-
strafgesetzbuch als „widernatürliche 
Unzucht“ mit Gefängnis bedroht und 
in der Strafrechtspraxis ausschließlich 
auf „beischlafähnliche“ Handlungen 
bezogen. Homosexuelle galten in der 
nationalsozialistischen Weltanschau-
ung als „Gemeinschaftsfremde“ „Entar-
tete“, „Jugendverführer“ und „Staats-
feinde“. Am 28.06.1935 wurde der § 175 
so verschärft, dass jegliche „Unzucht“ 
zwischen Männern, sogar gedankliche 
Beziehung ohne Körperkontakt (wenn 
sie von „einiger Intensität und Dauer“ 
waren), als „Verbrechen“ mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren bestraft werden 
konnte.

Im Jahre 1936 wurden auf Betreiben 
Himmlers die „Reichszentrale zur 
Bekämpfung der Homosexualität und 
Abtreibung“ eingerichtet. Hauptauf-
gabe war die zentrale Registrierung der 
Homosexuellen sowie der Frauen, die 
ihre Schwangerschaft abbrachen. Seit 
Januar 1938 konnte jeder Homosexuelle 
unmittelbar nach seiner Verurteilung 
auch in Schutzhaft genommen werden. 
Im Juli 1940 ordnete Himmler schließ-
lich die obligatorische Einweisung aller 
Homosexuellen, die mehr als einen Sexu-
alpartner hatten, wenn sie aus der Straf-
haft entlassen waren, in ein KZ ein.

Aber auch lesbische Frauen wurden, 
obwohl sexuelle Akte zwischen Frauen 
auch unter den Nazis juristisch nicht 
verboten waren, verurteilt und als so 
genannte „Asoziale“ ins KZ eingeliefert.

Ungefähr 5.000 bis 15.000 Männer 
wurden in den Konzentrationslagern 
(Kennzeichen: rosa Winkel) ermordet. 
Nach der Inhaftierung wurden bei ca. 
2.800 Männern auch zwangsweise Kas-
trationen vorgenommen. Sie betraften 
anfangs vor allem Männer, die der Staat 
als vermeintliche „gefährliche Sittlich-

keitsverbrecher“ einstufte, z. B. Päde-
rasten. Zunehmend wurde die Entman-
nung aber auch als eine Möglichkeit der 
Haftverschonung bzw. Entlassung aus 
dem Konzentrationslager von verzwei-
felten Homosexuellen in Kauf genom-
men. Im KZ standen die Männer neben 
den Juden, Sinti und Roma sowie den 
sowjetischen Kriegsgefangenen auf der 
untersten Stufe der Häftlingshierarchie. 
Von den meisten Häftlingen missachtet 
und den Grausamkeiten der Kapos und 
SS-Wachmannschaften hilflos ausge-
liefert, verzeichneten die „175er“ die 
höchste Todesrate in den Lagern. 

Die NS-Bewegung insgesamt war durch 
ein widersprüchliches Verhältnis zur 
Homosexualität gekennzeichnet. Öffent-
lich wurde Homosexualität bekämpft, 
intern geduldet. Homosexualität war in 
den Freikorps wie in der SA verbreitet. 
Röhm wurde von Hitler zum Stabschef 
der SA ernannt, obwohl er aus seiner 
Neigung kein Hehl machte. Der so 
scharf angekündigte Kampf gegen die 
gleichgeschlechtliche Liebe wurde auch 
nach Röhms Ermordung entsprechend 
halbherzig geführt. Insbesondere in der 
Sexuellen Notsituation des Krieges wur-
den homoerotische Beziehungen still-
schweigend geduldet.

Quelle:

• Zentner/Bedürftig: Das große Lexikon des 
Dritten Reiches, Augsburg 1993, S. 269 f

• Benz, Wolfgang/Graml, Hermann/Weiß, 
Hermann: Enzyklopädie des Nationalsozi-
alismus, München 19983, S. 518 f
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Ferdinand Hartje
Homosexueller

Lage des Stolpersteins: 
Piepenbrink 17  
(Haus abgerissen, 
jetzt Einfahrt)

Ferdinand Hartje wurde am 15.11.1892 in 
Helstorf, Kreis Neustadt am Rübenberge 
geboren. Im Jahre 1943 lebten seine 
Eltern, Fritz und Dina Hartje, in Celle. 
Mit 38 Jahren kam er im Oktober 1930 von 
Hameln nach Verden in den Brunnenweg 
66a. Dort befanden sich eine Wohn- und 
Sanitärbaracke, in denen Sozialhilfe-
empfänger wohnten.1 In der Meldekarte 
wurde als Beruf „Händler“ eingetragen. 
Er zog innerhalb von Verden mehrmals 
um. Ab Dezember 1935 wohnte er im Pie-
penbrink 17a., dem letzten Wohnort vor 
seiner Verhaftung und der Einlieferung 
in das KZ Sachsenhausen.

Interessant ist, dass im Einwohnerver-
zeichnis von 1934 mehrere Personen mit 
dem Familiennamen Hartje aufgeführt 
sind, die vermutlich mit ihm verwandt 
waren:  
Fritz, Händler, Piepenbrink 17  
Fritz, Händler, Brunnenweg 66a  
Ida, Händlerin, Piepenbrink 17  
Heinrich, Arbeiter, Piepenbrink 17a

Aus der Meldekarte des Händlers Fritz 
Hartje, der seit 1925 im Piepenbrink 
17 wohnte,  geht hervor, dass er am 
18.09.1900 in Walsrode geboren und ver-
heiratet war. Es kann sich bei ihm daher 
nicht um den Vater von Ferdinand han-
deln. Am 13.07.1939 wurde er im Zucht-
haus Bremen-Oslebshausen erkennungs-
dienstlich behandelt („Verstoß gegen 
das Heimtückegesetz“2). Er wurde Sol-
dat und kehrte 1946 in seine Wohnung 
zurück („zugezogen von Wehrmacht“).

Aus den Gefangenenbüchern des Land-
gerichtsgefängnisses Verden geht hervor, 
dass Ferdinand Hartje am 25.08.1925 
wegen Diebstahls eingeliefert und am 
18.09.1925 entlassen worden war. Vier 
Jahre später (14.10.1929) wurde er wie-
der eingeliefert, diesmal wegen „Über-

1 Vgl. Lage der Notunterkünfte S. 105.
2 Um Kritik an der NS-Führung und ihren Organi-

sationen zu unterbinden, erließ die Regierung am 
21.03.1933 die „Verordnung des Reichspräsidenten 
zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die 
Regierung der nationalen Erhebung“. 

tretung“. Die Entlassung erfolgte vier 
Tage später. Die nächste und bis 1945 
letzte Einlieferung war am 3.12.1938. 
Er wurde am 22.03.1939 ins Zuchthaus 
Celle überführt. Auf seiner Meldekarte 
wurde vermerkt: „März 1939 zur Straf-
verbüßung 6 Jahre Zuchthaus nach 
Celle überführt daran anschließend 
Sicherungsverwahrung.“

Dann verliert sich seine Spur. Er ist 
offensichtlich später auf Grund seiner 
Homosexualität verhaftet und in das 
KZ Sachsenhausen eingeliefert worden. 
In der Gedenkstätte Sachsenhausen 
wird er als „§ 175-Opfer“3 geführt. Aus 
dem Sterbebuch geht hervor, dass er am 
20.03.1943 mit 50 Jahren an „Lungen-
entzündung beim Grundleiden Lungen-
tuberkulose“ verstarb.

Quellen:
• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-

den
• Niedersächsisches Landesarchiv, Staats-

archiv Stade, Rep. 86 Verden Nr. 5, Nr. 6, 
Nr. 16 (Gefangenenbücher Landgerichts-
gefängnis Verden)

• Privatarchiv Rainer Hoffschildt, Hannover
• Sonderstandesamt Arolsen, Abt. Sachsen-

hausen, Sterbeerstbuch
• Brandenburgisches Landeshauptarchiv 

Potsdam, Sterbeerstbuch, Pr.Br.Rep.35 H

3 Im Juni 1935 wurde der § 175 StGB, der sich gegen 
homosexuelle Handlungen richtete), um den Zusatz 
§ 175a „Schwere Unzucht zwischen Männern“, der 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren vorsah, verschärft. 

Einfahrt, ehem. Piepenbrink 17
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Heinz Wetenkamp
Homosexueller

Lage des Stolpersteins:  
Brunnenweg 5

Heinz Wetenkamp wurde am 14.05.1914 
in Verden geboren und studierte nach 
dem Abitur neun Semester Evangeli-
sche Theologie. Sein Vater Diedrich 
Wetenkamp arbeitete als Justizsekretär 
bei der Staatsanwaltschaft in Verden, 
seine Mutter Trinchen, geb. Müller, war 
Hausfrau.

Im Oktober 1941 kam der junge Pastor in 
seine erste eigene Gemeinde nach Han-
nover-Badenstedt. Aus einem Bericht 
des Superintendenten geht hervor, dass 
Wetenkamp nach nur einem Jahr in der 
Gemeinde einen spürbaren Neuanfang 
gemacht hätte. Andererseits wurde 
aber auch vermerkt, dass er unter Stim-
mungsschwankungen leide. Im Herbst 
1943 wurde gegen ihn Anzeige erstattet. 
Ihm wurde vorgeworfen, „als Geistlicher 
drei Konfirmanden unter 14 Jahren zur 
Duldung gleichgeschlechtlicher Unzucht 
verführt“ zu haben. Am 3. Oktober wurde 
er verhaftet und drei Tage lang verhört. 
Eine Kirchenmitarbeiterin besuchte ihn 
in der Untersuchungshaft und berich-
tete dem Landessuperintendenten über 
sein Geständnis: „Sie zwangen ihn zur 
Abgabe seiner Unterschrift – und er gab 
sie, um endlich Ruhe zu haben.“

Er hatte mit den 13-jährigen Jungen, 
denen er z. B. Nachhilfe im Einzelunter-
richt gab, auch Turnübungen gemacht. 

Dabei kam es zu „Kraftproben“, bei 
denen es auch zu einem Aneinanderdrü-
cken Kopf gegen Kopf, Wange an Wange 
und Mund zu Mund kam. Im Urteil 
wurde ausdrücklich erwähnt, dass der 
betreffende Schüler „sich bei diesen 
Vorgängen selbst nichts Böses gedacht“ 
hätte. „Sie kamen ihm nur komisch vor, 
und er mochte zu dem Unterricht auch 
nicht wieder hin.“ Inwieweit die Hand-
lungen Wetenkamps überhaupt als straf-
bare sexuelle Handlungen interpretiert 
werden können, ist heute nur schwer zu 
beurteilen. Am 15. Februar 1944 wurde 
das Strafmaß durch die Jugendschutz-
kammer des Landgerichts Hannover 
verkündet: ein Jahr und neun Monate 
Zuchthaus sowie zwei Jahre Ehrverlust. 
Eine Vertraute des Pfarrers, eine ehren-
amtliche Kirchenmitarbeiterin, schrieb 
an Oberstaatsanwalt Dr. Foerster in Ver-
den über Ungereimtheiten des Urteils: 
So sollte Wetenkamp durch Raffiniert-
heit die Jungen in einer Weise miss-
braucht haben, dass diese nicht gemerkt 
hätten, worum es ging. Und selbst die 
Richter hätten zugegeben, dass durch 
seine Handlungsweise  kein Schaden 
entstanden sei. Die Kirchenmitarbeite-
rin war der Meinung, dass die Strafe vor 
Kriegsbeginn wahrscheinlich nur max. 
zehn Monate Gefängnis betragen hätte 
und dass wohl der „zeitgemäße Haß´ 
gegen alle kirchliche Arbeit und den 
Pastorenstand“ eine Rolle gespielt hätte, 
dass das Urteil so hart ausfiel.

Nach seiner Untersuchungshaft in Han-
nover und einem kurzen Aufenthalt im 
Zuchthaus Celle, wurde Wetenkamp 
am 25. März 1944 in das Zuchthaus 
Hameln verlegt. Auf Grund der Höhe 
des verhängten Strafmaßes wurde er 
automatisch aus dem Kirchendienst 
entfernt. Heinz Wetenkamp wurde zum 
Arbeitseinsatz in das Außendienststel-
lenlager Eschershausen verlegt. Ende 
September 1944 fragte Dr. Foerster 
bei der Staatsanwaltschaft Hannover 

Heinz Wetenkamp war für 
kurze Zeit im Zuchthaus Celle. 

Quelle: Niedersächsisches  
Landesarchiv,  

Hauptstaatsarchiv Hannover, 
Hann. 86 Hameln Acc. 143/90 

Nr. 43/0778, Personenakte
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Heinz Wetenkamp

nach, was mit Wetenkamp geschehen 
sei, da dessen Vater, der bei der Staats-
anwaltschaft Verden beschäftigt war, 
erfahren hatte, dass sein Sohn von der 
Außenstelle offensichtlich aus Gesund-
heitsgründen in das Zuchthaus Hameln 
zurückverlegt worden war. Die Sorge der 
Familie bestätigte sich. Wetenkamp war 
schwer an offener Lungentuberkulose 
erkrankt. Am 18. 12.1944  wurde er vom 
Arzt für haftunfähig erklärt, die Straf-
haft wurde unterbrochen, und am 22. 
Dezember 1944 kam er zu seinen Eltern 
nach Verden. Zwei Tage später, am Hei-
ligenabend 1944 verstarb Heinz Weten-
kamp im Alter von 30 Jahren.

Quellen:

• Stadt Verden, Meldekartei (alt) Stadt Ver-
den

• Niedersächsisches Landesarchiv, Haupt-
staatsarchiv Hannover, Hann. 86 Hameln 
Acc. 143/90 Nr. 43/0778

• Landeskirchenarchiv der Evangelisch-
lutherischen Landeskirche Hannover

• Hoffschildt, Rainer: Homosexuelle Häft-
linge, in: Creydt, Detlef (Hrsg.): Zwangs-
arbeit für Industrie und Rüstung im Hils 
1943-1945, Bd. 4, Holzminden 2001, S. 158-
162

• Hoffschildt, Rainer: Die Verfolgung der 
Homosexuellen in der NS-Zeit. Zahlen und 
Schicksale aus Norddeutschland, Berlin 
1999

• Privatarchiv Rainer Hoffschildt, Hannover

Pastorenhaus der Paul-Gerhardt-Gemeinde in Hannover-Badenstedt. Heinz Weten-
kamp wohnte im 1. Stock (Privatarchiv Rainer Hoffschildt)

Brunnenweg 5
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Landkreis Verden 2009, Verden 2008, S. 263-289

• Bähner, Monika/Frenzel, Andreas: Jüdische Spuren in The-
dinghausen. Die Geschichte einer fast vergessenen Gemeinde. 
Teil 2, in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatkalender für den 
Landkreis Verden 2010, Verden 2009, S. 121-147

• Bartel, G.: Bericht zum Zustand der geschändeten Achimer 
Synagoge nach der Reichspogromnacht, in: Geschichtswerk-
statt Achim (Hrsg.): Achimer Geschichts-Hefte, H. 1, Achim 
1988, S. 16

• Beermann, G./Heemsoth, K./Hofmann, K./Veit, F./Voß, A.: 
Juden in Achim: Integration und Isolation, in: Geschichts-
werkstat Achim (Hrsg.): Achimer Geschichts-Hefte, H. 6, 
Achim 1993, S. 3-14

• Beermann, G./Heemsoth, K./Hofmann, K./Veit, F./Voß, A.: 
Jüdisches Leben in Achim von den Anfängen bis zur Gegen-
wart, Achim 1995

• Gerhold, Karlheinz: Das Verbot des jüdischen Religionsun-
terrichts, in: Geschichtswerkstatt Achim (Hrsg.): Achimer 
Geschichts-Hefte, H. 1, S. 17-19

• Griep, Wolfgang: Achim im III. Reich, Achim 1982

• Griep, Wolfgang: Der Fall Seligmann, in: Geschichtswerk-
statt Achim (Hrsg.): Achimer Geschichts-Hefte, H. 4, Achim 
1990, S. 3-12

• Griep, Wolfgang: Zur Geschichte der Achimer Juden im Drit-
ten Reich, in: Geschichtswerkstatt Achim (Hrsg.): Achimer 
Geschichts-Hefte, H. 1, Achim 1988, S. 3-15

• Just, Christian/Gerhold, Karlheinz: Achim in der Zeit des 
Faschismus, in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatkalender 
für den Landkreis Verden 1991, Verden 1990, S. 254-271

• Kluge, Heidelore: Wir haben immer gut zusammengelebt! 
Die Juden in Ottersberg, Bremen 1994

• Korte, Horst: Ein Judenschutzbrief, in: Kienzle, Robert 
(Hrsg.): Heimatkalender für den Landkreis Verden 1987, Ver-
den 1986, S. 164-168

• Marx, Albert: Geschichte der Juden in Niedersachsen. Son-
derausgabe für die Niedersächsische Landeszentrale für 
politische Bildung, Hannover 1995

• Röpke, Andreas/Rohdenburg, Günther: Namen und Lebens-
daten der nach Minsk verschleppten Jüdischen Mitbürger, 
in: Staatsarchiv Bremen (Hrsg.): Es geht tatsächlich nach 
Minsk. Texte und Materialien zur Erinnerung an die Depor-
tation von Bremer Juden am 18.11.1941 in das Vernichtungs-
lager Minsk, Bremen 1992

• Schwarzwälder, Herbert: Juden und Synagogengemeinde in 
Ottersberg, in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatkalender 
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• Stadt Verden/Aller (Hrsg.): Die Bürokratisierung der Juden-
verfolgung in der Zeit des Nationalsozialismus 1933-1945. 
Materialien aus dem Verdener Stadtarchiv für Schule und 
Unterricht, Verden, 2007 (Zusammenstellung von kopierten, 
unkommentierten Dokumenten, die allen Schulen im Land-
kreis zur Verfügung gestellt wurden)

• Studienkreis zur Erforschung und Vermittlung der 
Geschichte des Widerstandes 1933-1945 und dem Präsidium 
der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschisten (Hrsg.): Heimatgeschichtlicher Wegweiser zu 
Stätten des Widerstandes und der Verfolgung 1933-1945, Bd. 
2 Niedersachsen I, Regierungsbezirke Braunschweig und 
Lüneburg, Köln 19852, S. 106 f

• Voß, Andreas: Die jüdische Gemeinde in Achim (1742-1942), 
Achim 2004

• Weidemann, Jürgen: „Hunger, Krankheit und Tod waren all-
gegenwärtig“. Vom Leben in Minsk – und danach, in: Staats-
archiv Bremen (Hrsg.): Es geht tatsächlich nach Minsk. 
Texte und Materialien zur Erinnerung an die Deportation 
von Bremer Juden am 18.11.1941 in das Vernichtungslager 
Minsk, Bremen 1992
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Literaturverzeichnis bez. Landkreis Verden

Sinti und Roma im Landkreis Verden

• Woock, Joachim: „daß diese braunen Pußtasöhne…“ Die 
Verfolgung der Sinti und Roma im Landkreis Verden in der 
NS-Zeit, in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatkalender für 
den Landkreis Verden 2007, Verden 2006, S. 229-245

Politisch Verfolgte im Landkreis Verden

• Woock, Joachim: „Wegen staatsfeindlicher Betätigung…“. 
Politische Schutzhäftlinge aus dem Landkreis Verden 
1933/34 und 1944, in: Landkreis Verden (Hrsg.): Heimatka-
lender für den Landkreis Verden 2002, Verden 2001, S. 311-
325

Euthanasie im Landkreis Verden bzw. in den Anstalten

• Woock, Joachim: Das Erbgesundheitsgericht Verden, in: 
ders.: NS-Justiz und NS-Juristenkarrieren nach 1945 im 
Landgerichtsbezirk Verden. Vortrag am 19. März 2002 im 
Landgericht Verden anlässlich der Wanderausstellung „Jus-
tiz im Nationalsozialismus – Über Verbrechen im Namen des 
Deutschen Volkes, hrsg. vom Niedersächsischen Justizminis-
terium, Hannover 2002, S. 25-29

• Woock, Joachim: Das Erbgesundheitsgericht Verden (1. 
Januar 1934-1. Dezember 1944), in: ders.: Dokumentation 
zur Ausstellung 27. Januar bis 5. April 2002 im Landgericht 
Verden, hrsg. vom Niedersächsischen Justizministerium, 
Hannover 2002, S. 7-18

• Cranach, Michael von: In Memoriam. Ausstellung in Geden-
ken an die Opfer des nationalsozialistischen Euthanasiepro-
gramms aus Anlass des  XI. Weltkongresses für Psychiatrie 
in Hamburg 1999, Kaufbeuren 1999

• Quelle, Michael: Die Rotenburger Anstalten in den Jahren 
1933-1945. Schriftliche Hausarbeit zur 1. Staatsprüfung für 
das Lehramt an öffentlichen Schulen, Studiengang: Behin-
dertenpädagogik, o. J. (Nds. Staatsarchiv Stade, Sign. XIII L 
796)

• Geschäftsführender Vorstand der Rotenburger Anstalten d. I. 
M. (Hrsg.): Zuflucht unter dem Schatten deiner Flügel? Die 
Rotenburger Anstalten der Inneren Mission in den Jahren 
1933-1945, Rotenburg/Wümme 19921

• Mader, Ernst: Das erzwungene Sterben von Patienten der 
Heil- und Pflegeanstalt Kaufbeuren-Irsee zwischen 1940 
und 1945 nach Dokumenten und Berichten von Augenzeugen, 
Blöcktach 1982

• Sueße, Thorsten/Meyer, Heinrich: Abtransport der 
„Lebensunwerten“. Die Konfrontation niedersächsischer 
Anstalten mit der NS-„Euthanasie“, Hannover 1988

• Reiter, Raimond: Psychiatrie im Dritten Reich in Niedersach-
sen, Hannover 1997

Homosexuelle in Verden

• Hoffschildt, Rainer: Homosexuelle Häftlinge, in: Creydt, Det-
lef (Hrsg.): Zwangsarbeit für Industrie und Rüstung im Hils 
1943-1945, Bd. 4, Holzminden 2001, S. 158-162

Jehovas Zeugen in Verden

• Woock, Joachim: Die Verfolgung von Jehovas Zeugen in Ver-
den während der NS-Diktatur, in: Landkreis Verden (Hrsg.): 
Heimatkalender für den Landkreis Verden 2010, Verden 2009, 
S. 270-286

Internet:

• Datenbank Holocaust-Opfer

• Auf der website der jüdischen Gedenkstätte Yad Vashem 
www.yadvashem.org in Jerusalem kann man die Datenbank 

„The Central Database of Shoa Victim ś Names“ anklicken 
und nach Opfern suchen. Entweder gibt man unter „Loca-
tion“ den Namen der Stadt ein (es werden alle vorhandenen 
Opfernamen aufgelistet) oder unter „Family/MaidenName“ 
den Namen des Opfers. Ist der gesuchte Name registriert, 
werden eine Kurzbiografie, und falls vorhanden, auch Doku-
mente und Fotos aufgerufen.
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Name Vorname Geburtsname Verlegeort Stolperstein Nr. auf dem Stadtplan

Baumgarten Arnold Große Str. 29 12
Baumgarten Agathe Liffgens Große Str. 29 12
Baumgarten Paul Große Str. 29 12
Baumgarten Clara Bernhardt Große Str. 29 12
Baumgarten Julius Holzmarkt 10 19
Baumgarten Luise Jacobsohn Holzmarkt 10 19
Baumgarten Martha Holzmarkt 10 19
Baumgarten Emma Große Str. 43 13
Böhne Wilhelm Brunnenweg 113 2
Bünger Hermann Bremer Str. 57 3
Giesges Heinrich Kleine Fischerstr. 16 23
Goldschmidt Henriette Baumgarten Große Str. 56 17
Goldschmidt Joseph Stifthofstr. 3 15
Grünfeld David Johanniswall 7 14
Grünfeld Rosa-Frieda Goldberg Johanniswall 7 14
Grünfeld Ernst Johanniswall 7 14
Grünfeld Manfred Johanniswall 7 14
Grünfeld Hanna Johanniswall 7 14
Hartje Ferdinand Piepenbrink 17 8
Heidemann Betty Große Str. 76 21
Herzberg Harry Große Str. 116 26
Herzberg Minna (Alexander) Große Str. 116 26
Hölker Wilhelm Sandberg 3 20
Horneffer Wilhelm Artilleriestr. 66a 5
Horneffer Anna Tewies Artilleriestr. 66a 5 
Hustedt Meta Metzscher Fabrikstr. 5 25
Jacobsohn Gertrud Holzmarkt 10 19
Lehmann Bertha Wertheim Große Str. 76 21
Lilienstern Martha Alter Borsteler Weg 22 18
Löwenstein Max Große Str. 43 13
Löwenstein Senta Katz Große Str. 43 13
Löwenstein Eva Große Str. 43 13
Löwenstein Manfred Große Str. 43 13
Magnus Berthold Große Str. 118 27
Nullmeier Wilhelm Mühlenberg 14 24
Pichet Johanna Cohen Am Bürgerpark 5 4
Probst Ernst Große Str. 30 9
Rappe Mathilde Mühlentor 1 28
Röhrs Anna Brunnenweg 65 6
Rosenbach Moses, genannt Adolf Lindhooper Str. 10 10
Rosenbach Ella Silberberg Lindhooper Str. 10 10
Rosenbach Emma Predigerstr. 11 22
Rothschild Leopold Große Str. 118 27
Schlüter Heinrich Fabrikstr. 5 25
Schoote Friedrich Brunnenweg 117 1
Spanier Frieda Löbenstein Predigerstr. 11 22
Spanier Hertha Hirschberg Predigerstr. 11 22
Spanier Selma Johanna Predigerstr. 11 22
Spanier Hans Predigerstr. 11 22
Spanier Martin Predigerstr. 11 22
Stern Max Stifthofstr. 1 16
Stern Rosa Tannenbaum Stifthofstr. 1 16
Stern Ilse-Lotte  Stifthofstr. 1 16
Wetenkamp Heinz Brunnenweg 5 7
Wittig Adolf Ritterstr. 6 11
Wulff Cissy Wertheim Große Str. 76 21

Legende zum Stadtplan
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Liste von KZ-Opfern  
aus dem Landkreis Verden

Ihr suchtet die Freiheit! Und fandet – den Tod! 
Brüder! Euch grüßet das Morgenrot!

Am 8. August 1946 fand in Verden im 
Saal der Gastwirtschaft Wilhelm Bruer 
(Brückstr. 16) eine Gedenkveranstal-
tung der Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes (VVN) statt. Die Liste 
zählt zunächst die beiden Zeugen Jeho-
vas (das „B“ steht für „Bibelforscher“) 
Wilhelm Böhne und Meta Hustedt auf, 
gefolgt von 20 Verdener Mitbürger jüdi-
schen Glaubens (Randvermerk „J. V.“). 
Dann werden vier Personen genannt 
(Fischer, Trigloff, Rein, Teichert; sie 
konnten nicht identifiziert werden) 
mit dem Randvermerk „Flüchtl.“ Die 
jüdischen Geschwister Adolf und Ama-
lie Mautner lebten in Neddenaverber-
gen. Zum Schluss werden die jüdischen 
Familien Anspacher und Seligmann 
aus Achim aufgeführt (Randvermerk „J. 
Achim“).

Das Blatt wurde von der VVN Verden 
dem Spruchgericht Benefeld-Bomlitz 
zur Verfügung gestellt, vor dem der ehe-
malige Leiter der Gestapo-Außenstelle 
Verden angeklagt wurde. Siehe dazu die 
Ausführungen in der Biografie von Her-
mann Bünger.

Quelle: 

• Bundesarchiv Koblenz, Z 42, II/2241 
(Spruchkammerverfahren gegen Heinrich 
Seling)
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Liste von KZ-Opfern aus dem Landkreis Verden
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Notizen



»Stolpersteine«
Biografien aus Verden
Gedenksteine für die Opfer des Nationalsozialismus

Werner Schröter / Joachim Woock
Verein für Regionalgeschichte Verden e.V.
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